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Umgang mit Verpackungen in Europa – eine Übersicht der nationalen 
Umsetzung – aktualisierte Auflage (Stand: 31. Juli 2024) 

 
 

Die am 4. Juli 2018 in Kraft getretene novellierte EU-Verpackungsrichtlinie ((EU) 2018/852) war 
Anlass für zahlreiche Änderungen in den nationalen Gesetzgebungen der EU-Mitgliedstaaten. 
Allerdings variieren die jeweiligen Regelungen über den Umgang mit Verpackungen von Land zu Land. 
Unternehmen, die verpackte Waren in diesen Ländern in den Verkehr bringen, müssen deshalb sehr 
unterschiedliche Anforderungen beachten. Dies beeinträchtigt den grenzüberschreitenden 
Warenverkehr und führt zu Rechtsunsicherheiten. Diese Broschüre soll deshalb einen Überblick über 
die jeweiligen Anforderungen an Inverkehrbringer von Verpackungen in den verschiedenen Staaten 
Europas verschaffen. 
 
Wir beantworten die Fragen: Wer unterliegt den verpackungsrechtlichen Bestimmungen? Welche 
Verpackungen fallen in den Anwendungsbereich? Welche Kennzeichnungspflichten und 
Sonderregelungen gibt es? 
 
Um die EU-weit unterschiedlichen Regelungen zu harmonisieren, hat die EU-Kommission am 
30.11.2022 einen Vorschlag für eine neue Verpackungsverordnung veröffentlicht. Bis diese Regelung 
beschlossen und in Kraft tritt, kann jedoch noch mehr als ein Jahr vergehen. Seit der letzten Auflage 
der Broschüre (30.07.2023) hat es weitere Änderungen gegeben, die eine Aktualisierung dieser 
Broschüre notwendig machten. Da sich auch die Regelungen innerhalb der Mitgliedstaaten immer 
wieder ändern, können wir leider keine Gewähr für Vollständigkeit und Aktualität übernehmen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Unter Mitarbeit zahlreicher Auslandshandelskammern hat die DIHK eine einführende Gesamtübersicht über die ver- 
schiedenen nationalen Regelungen erstellt. Das letzte Änderungsdatum ist jeweils bei den einzelnen Ländern zu  
entnehmen. 
 
Die Veröffentlichung ist ein Service der IHK/AHK-Organisation für die Mitgliedsunternehmen. Dabei handelt es sich um eine 
zusammenfassende Darstellung der fachlichen und rechtlichen Grundlagen, die nur erste Hinweise enthält und keinen 
Anspruch auf Vollständigkeit erhebt. Es kann eine Beratung im Einzelfall nicht ersetzen. Obwohl die Bro- schüre mit 
größtmöglicher Sorgfalt erstellt wurden, kann eine Haftung für die inhaltliche Richtigkeit nicht übernommen werden. 
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BELGIEN 
 

Rechtliche Umset- 
zung 

Gesetzliche Grundlage ist das Zusammenarbeitsabkommen bezüglich der Vermeidung und 
der Bewirtschaftung von Verpackungsabfällen vom 4. November 2008 zwischen der Wallo- 
nischen Region, der Flämischen Region und der Region Brüssel Hauptstadt. Das Abkommen 
hat somit in ganz Belgien Gesetzeskraft und stellt sicher, dass in allen drei Regionen die- 
selben Standards gelten. Das Abkommen gilt für alle Verpackungen, die auf den belgischen 
Markt gebracht werden. 

 
Unternehmen können sich für ihre Verpackungsmeldungen bei einem zugelassenen Rück- 
nahmesystem anmelden oder individuelle Rücknahmepläne bei den zuständigen Behörden 
einreichen. Übernehmen Unternehmen individuell die Rücknahmepflicht, müssen sie die 
erzielte Wiederverwertung gegenüber der Interregionalen Verpackungskommission nach- 
weisen. Ebenfalls müssen die Unternehmen nachweisen, dass sie die gesetzlich festgeleg- 
ten Informationspflichten gegenüber den Behörden erfüllt haben. 

 
Zurzeit sind zwei kollektive Rücknahmesysteme in Belgien zugelassen: FostPlus für Haus- 
haltsverpackungen und VaL-I-Pac für gewerbliche und Transportverpackungen. 

Pflichten Herstel- 
ler, Handel, Im- 
porteure 

Das Zusammenarbeitsabkommen gilt für jeden, der mit Ware befüllte und beim Endver- 
braucher anfallende Verpackungen (inkl. Füllmaterial) in Belgien in Verkehr bringt. Er gilt 
als Verpackungsverantwortlicher. In der Regel ist dies der Hersteller des Produktes. Hat der 
Hersteller seinen Sitz im Ausland, so ist im Normalfall der inländische Importeur verpa- 
ckungsverantwortlich. Ausschlaggebend für die Definition des Verpackungsverantwortli- 
chen ist die Rechnungsstellung. 

 
Grundsätzlich besteht für den Verpackungsverantwortlichen eine Rücknahmepflicht für die 
Verpackungen, die Verpflichtung, bestimmte Recyclingquoten zu erreichen, sowie eine In- 
formationspflicht gegenüber Behörden und Öffentlichkeit. Zur Erfüllung dieser Verpflich- 
tungen können sich Unternehmen einem zugelassenen Rücknahmesystem anschließen, das 
diese Verpflichtungen dann für das angeschlossene Unternehmen übernimmt. 
 
Bringt ein Unternehmen eine Jahresmenge von mehr als 300 Tonnen Einwegverpackungen 
in Belgien auf den Markt bzw. verpackt (oder lässt es) es in Belgien Produkte mit mehr als 
100 Tonnen Einwegverpackungen verpacken, die dann in Belgien auf den Markt gebracht 
werden, ist verpflichtet, alle drei Jahre bei der Interregionalen Verpackungskommission 
einen Abfallvermeidungsplan einzureichen. 

Allgemein gilt eine Bagatellgrenze von 300 kg Verpackungsmaterial pro Jahr. Jedoch ist 
eine Anmeldung bei FostPlus unabhängig von dieser Menge erforderlich, wenn das Logo 
„Der grüne Punkt“ auf den Verpackungen verwendet wird. 

 
Vorgehen für Inverkehrbringer in Belgien: 
• Ermittlung von Verpackungstypen, Materialarten und Mengen 
• Feststellen, ob Bagatellgrenze angewendet werden kann 
• Feststellen, ob man verpackungsverantwortlich ist 
• Anmeldung bei einem Rücknahmesystem oder Einreichung eines individuellen Rück- 

nahmeplans 
 

Insbesondere: Pflichten des Onlinehandels 
Die Registrierungs- und Lizenzierungspflichten gelten auch für Online- Händler, wenn 
kommerzielle Aktivitäten in Belgien durchgeführt werden. Dies ist der Fall, wenn man sich 
explizit an belgische Kunden wendet, z.B., wenn der Webshop in 2 der belgischen 
Amtssprachen betrieben wird. Versandkartons und Füllmaterial gelten ausdrücklich als 
Verkaufsverpackung. 
 

Finanzierung/ 
Entsorgung 

Die Entsorgung der Verpackungen wird über die Mitgliedsbeiträge bei VaL-I-Pac und bzw. 
oder FostPlus finanziert. 

https://www.ivcie.be/de/
https://www.fostplus.be/en/recycling
https://www.ivcie.be/wp-content/uploads/2018/10/591.pdf
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 Die Systeme nutzen diese Beiträge, um die Verpackungen einzusammeln, zu sortieren und 
zu recyceln. Eine weitere Finanzierungsquelle sind Einkünfte aus dem Verkauf der einge- 
sammelten Materialien. 

 
Verantwortlich für das Einsammeln und die Verwertung von Restmüll sind die Städte und 
Gemeinden. Die Finanzierung erfolgt über den Verkauf von speziell lizenzierten Restabfall- 
säcken. 

B2B/B2C Ob eine Verpackung als Haushaltsverpackung oder als gewerbliche Verpackung einzustu- 
fen ist, hängt von der Konzeption des Produktes ab: Ist das Produkt ausschließlich für den 
gewerblichen Gebrauch entworfen, werden die Verpackungen automatisch als gewerblich 
eingestuft. Das zuständige Rücknahmesystem ist dann VaL-I-Pac. Bei allen anderen Pro- 
dukten empfiehlt sich die Konsultation der sogenannten „Grauen Liste“, die ähnlich dem 
Katalog der Zentralen Stelle festlegt, welche Verpackung als gewerblich oder als haus- 
haltsmäßig einzustufen ist. 

 
Für gewerbliche Verpackungen besteht in Belgien de facto keine Verantwortlichkeit eines 
ausländischen Unternehmens, da es immer ein belgisches Unternehmen gibt, das für diese 
Verpackungen verantwortlich ist. Eine Teilnahme bei VaL-l-Pac ist daher nicht vorgesehen. 

 
Auch bei Haushaltsverpackungen ist außer beim Verkauf an private Endkunden im Fernab- 
satz normalerweise das erste belgische Unternehmen für die Lizenzierung verantwortlich. 
Ausnahmen von diesem Grundsatz sind möglich, wenn das Unternehmen substanzielle 
ökonomische Aktivitäten in Belgien durchführt. Indikationen hierfür sind z. B. das Vorhan- 
densein einer belgischen Umsatzsteuernummer oder eines Verkaufsbüros in Belgien. 

 
Belgische Unternehmen können die Meldepflichten im Rahmen eines Mandates an das 
ausländische Unternehmen übertragen. 

Kennzeichnung Zurzeit gibt es keine Verpflichtung, Sortierhinweise auf den Verpackungen anzubringen. 
Die Kennzeichnung mit dem „Grünen Punkt“ ist ebenfalls nicht verpflichtend. 
Unternehmen können auf Haushaltsverpackungen freiwillig Sortierhinweise anbringen, die 
auf der Webseite von FostPlus veröffentlicht werden. Elektrische und elektronische Geräte 
als auch Batterien müssen entsprechend der geltenden EU- Richtlinien gekennzeichnet 
werden. 

Sonstiges Interregionale Verpackungskommission: https://www.ivcie.be/de/ 
 

Letzte Änderung zum 31.07.2023 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Deutsch-Belgisch-Luxemburgische Handelskammer, Manhattan Office Tower, Bolwerklaan 21/Avenue du Boulevard, 1210 Brüssel, Belgien 
Telefon: +32 2 203 50 40, Fax: +32 2 203 22 71, E-Mail: ahk@debelux.org, Homepage: http://debelux.ahk.de 

http://www.ivcie.be/de/
mailto:ahk@debelux.org
http://debelux.ahk.de/
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BULGARIEN 
 

Rechtliche Um- 
setzung 

Gesetzliche Grundlage ist das seit 2012 geltende Abfallbewirtschaftungsgesetz und die da- 
mit verbundenen Verordnungen: Die Verpackungs- und Verpackungsabfallverordnung und die 
Verordnung zur Festlegung der Reihenfolge und Höhe der Zahlung einer Produktgebühr. 

 
Die Personen, die Produkte entwickeln, herstellen, verarbeiten, behandeln, verkaufen, aus ei- 
nem Mitgliedstaat der EU einbringen oder in der Republik Bulgarien auf den Markt bringen 
(die „verpflichteten Personen“), sind dazu verpflichtet, Maßnahmen zur Reduzierung der Ab- 
fälle durch ihre Produkte zu treffen. 

 
Die Verpflichtungen können individuell oder durch ein von einer Wiederherstellungsorganisa- 
tion vertretenes kollektives System erfüllt werden. 

 
Wenn die „verpflichteten Personen“ ihre Verpflichtung zur getrennten Sammlung, Wiederver- 
wendung, Recycling und/oder Verwertung von Abfällen nicht nachweisen können, haben sie 
eine Produktgebühr an das Unternehmen für Management der Umweltschutzaktivitäten im 
Ministerium für Umwelt und Wasser zu entrichten. 

 
Die Höhe der Gebühr wird anhand einer von der verpflichteten Person erstellten monatlichen 
Referenzerklärung festgelegt, in der die Mengen und Materialien der Verpackungen beschrie- 
ben werden. Die Produktgebühr gilt als im Verkaufspreis des betreffenden Produkts enthal- 
ten. 

 
Nach öffentlichen Informationen erfüllen die meisten Hersteller in Bulgarien ihre Verpflich- 
tungen durch kollektive Systeme. 

Pflichten 
Hersteller, Han- 
del, Importeure 

Die verpflichteten Personen sind verantwortlich für: 
 

• die Verringerung der Erzeugung von Verpackungsabfällen, einschließlich der Opti- 
mierung von Verpackungen und ihrer Wiederverwendung sowie der Einbeziehung 
von recycelten Materialien in die Herstellung von Verpackungen, sofern dies nicht 
gegen Hygiene- und Gesundheitsstandards verstößt 

• die getrennte Sammlung der von ihnen erzeugten Verpackungsabfälle, einschließ- 
lich der Organisation von Systemen für getrennte Sammlung, Recycling und Ver- 
wertung von Verpackungsabfällen 

• das Recycling und die Verwertung von getrennt gesammelten Verpackungsabfällen; 
• die umweltfreundliche Entsorgung von Verpackungsabfällen, die nicht recycelt 

und/oder verwertet werden können 

Die verpflichteten Personen sollen Maßnahmen treffen, um die in der Verpackungs- und Ver- 
packungsabfallverordnung festgelegten Ziele zu erreichen. Die Ziele bestehen darin, die Ver- 
wertung oder Verbrennung in Abfallverbrennungsanlagen mit Energierückgewinnung oder 
Recycling von mindestens einem bestimmten Prozentsatz der Verpackungen zu erreichen. 

 
Erfüllen sie ihre Verpflichtungen individuell, so sind die verpflichteten Personen sowie alle 
ihre Händler, einschließlich der Personen, die an Endverbraucher verkaufen, verpflichtet, die 
durch die Verwendung der jeweiligen Produkte entstehenden Abfälle am Verkaufsort zurück- 
zunehmen. 

 
Wenn die verpflichteten Personen nicht identifiziert werden können, haben Händler, ein- 
schließlich der Personen, die an Endverbraucher verkaufen, die gleichen Verpflichtungen wie 
Hersteller, Importeure und/oder Personen, die Ankünfte der verpackten Waren innerhalb des 
Landes deklarieren. 

 
Verfahren für die Erfüllung von Verpflichtungen: 

• Abschluss eines Vertrages, wenn Verpflichtungen durch kollektive Systeme erfüllt 
werden oder 

• Beantragung einer Genehmigung für Erteilung einer Erlaubnis bei individueller Er- 
füllung von Verpflichtungen 

https://lex.bg/laws/ldoc/2135802037
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Finanzierung/ 
Entsorgung 

Bei Erfüllung von Verpflichtungen durch die kollektiven Systeme zahlen die verpflichteten 
Personen eine Vergütung an die Wiederherstellungsorganisation, mit der sie einen Vertrag 
abgeschlossen haben. 

 
Erfüllen die verpflichteten Personen ihre Verpflichtungen individuell, stellen sie auf eigene 
Kosten die Erfüllung ihrer Verpflichtungen sowie die Erreichung der Ziele der Verpackungs- 
und Verpackungsabfallverordnung sicher. 

 
Die Gemeinden erheben eine Gebühr für Siedlungsabfälle, die in der Regel vom Eigentümer 
steuerpflichtiger Immobilien im Gemeindegebiet gezahlt wird. 

B2B/B2C Eine Unterscheidung zwischen B2B- und B2C-Beziehungen bei der Aufteilung der Verpflich- 
tungen findet nach dem Abfallbewirtschaftungsgesetz und den damit verbundenen Verord- 
nungen nicht statt. 

Kennzeichnung Die Kennzeichnungspflicht gilt für alle Verpackungen, die ab dem 01.01.2022 zum ersten 
Mal in Bulgarien in Verkehr gebracht wurden. 

 
Die bulgarische Verpackungsverordnung sieht die alphanumerischen Codes der EU-Entschei- 
dung 97/129/EG zur Identifizierung des Verpackungsmaterials vor. Der Code ist nach der bul- 
garischen Verpackungsverordnung in der Mitte des Möbiuskreises (siehe Anhang 3, Ver- 
pVO) anzubringen. Auch der Tidyman muss auf der Verpackungskomponente mit dem größ- 
ten Gewicht oder einem Etikett deutlich lesbar und dauerhaft angebracht sein (siehe Anlage 
4, VerpVO). 
Das Anbringen des Tidymans, sowie der Möbiuskreis sind freiwillig. 

Sonstiges AbfallbewirtschaftungsG (auf Englisch) 
Informationsseite des Ministeriums für Umwelt und Wasser (auf Englisch) 

Bulgarien ist Mitglied bei Pro Europe. 

Letzte Änderung zum 30.06.2024 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Deutsch-Bulgarische Industrie- und Handelskammer (DBIHK), Interpred - WTC Sofia, Gebäude A, Etage 3, Dragan Tsankov Blvd. 36, 1040 Sofia 
Telefon: +359-2-81630-10, Fax: +359-2-81630-19, E-Mail: info@ahk.bg, Homepage: https://bulgarien.ahk.de/ 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:31997D0129&qid=1645451809705
https://lex.bg/bg/laws/ldoc/2135820133
https://lex.bg/bg/laws/ldoc/2135820133
https://www.moew.government.bg/static/media/ups/tiny/%D0%A3%D0%9E%D0%9E%D0%9F/%D0%97%D0%B0%D0%BA%D0%BE%D0%BD%D0%BE%D0%B4%D0%B0%D1%82%D0%B5%D0%BB%D1%81%D1%82%D0%B2%D0%BE/WASTE%20MANAGEMENT%20ACT_13.pdf
https://www.moew.government.bg/en/waste/
https://www.pro-e.org/
mailto:info@ahk.bg
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DÄNEMARK 
 

Rechtliche Umset- 
zung 

Das System für Verpackungsabfälle in Dänemark unterscheidet sich stark von den Syste- 
men in anderen Mitgliedstaaten. Zu dem Zeitpunkt, als die EU-Verpackungsrichtlinie ein- 
geführt wurde, verfügte Dänemark bereits über ein Abfallbewirtschaftungssystem, welches 
die von der neuen Richtlinie vorgeschriebenen Verwertungsziele erfolgreich erfüllte. Eine 
”erneute” Umsetzung der EU-Richtlinien war deshalb nicht mehr nötig. 

 
In Dänemark wird jedoch eine Sonderverbrauchssteuer (dänisch: Punktafgifter) auf fol- 
gende Verpackungen beim Hersteller oder Importeur erhoben: 

 
• Volumenbasierende Abgaben (Stückabgaben) auf Getränkeverpackungen 
Die Steuerpflicht umfasst Verkaufsverpackungen mit einem Bruttovolumen von weniger 
als 20 Litern, unabhängig vom Verpackungsmaterial für bestimmte Getränke. 
Dazu zählen Verpackungen für folgende Getränke, die nicht dem Pfandsystem unterliegen: 
Spirituosen, Wein und Fruchtwein. 
Ab dem 1. Juli 2019 sind Verpackungen für Getränke, die unter das dänische Pfandsystem 
fallen, von der Verpackungssteuer befreit. 

 
• Gewichtsbezogene Abgaben auf Tragetaschen 
Die Steuerpflicht umfasst Tragetaschen aus Papier oder Kunststoff mit einem Griff oder 
dergleichen und einem Rauminhalt von mindestens 5 Litern bis zum Griff. 

 
Auf Folgendes wird keine Steuer erhoben: 
• Geschlossene Beutel (verschweißt) für z. B. Küchenrollen und Toilettenpapier 
• Taschen, die mit Tragenetzen und -taschen vergleichbar sind 
• Gewichtsbezogene Abgaben auf Einweggeschirr 

 
Die Steuerpflicht umfasst Einweggeschirr unabhängig vom Verpackungsmaterial bzw. 
Messer, Gabeln, Löffel, Teller und Becher aus Kunststoff und Pappe, die normalerweise 
nach Gebrauch weggeworfen werden, und unabhängig davon, dass sie möglicherweise 
mehrmals verwendet werden. 

 
Eine detaillierte Liste ist hier erhältlich: SKM2015.669.SR. 

 
• Gewichtbezogene Abgaben für Folien aus weichem PVC (Polyvinylchlorid) für Lebens- 

mittelverpackungen 
 

Folien, die nicht aus PVC bestehen oder nicht für Lebensmittel bestimmt sind, fallen nicht 
unter die Verbrauchssteuer. 
Nicht von der Steuerpflicht erfasst sind PVC-Folien, die im Ausland zur Verpackung von 
Lebensmitteln verwendet wurden, wobei die Lebensmittel anschließend in Dänemark ein- 
geführt werden. 

 
Transportverpackungen sind nicht Gegenstand von Sammlungs- und Verwertungsgebühren 
in Dänemark, es gibt aber eine Einigung, diese auf freiwilliger Basis zu verwerten. 

 
ÄNDERUNGEN AB 2023: 
Die Regelungen zur Herstellerverantwortung für Verpackungen wurden erstmals in Däne- 
mark vollständig am 1. Januar 2025 umgesetzt. Die Herstellerverantwortung gilt für alle 
Arten von Verpackungen, unabhängig von Material, Form und Verwendung. 
Jedoch wird bereits seit dem 5. Januar 2023 die erweiterte Herstellerverantwortung für Ta- 
bakprodukte mit Filter in Dänemark angewendet. Somit sind diese Einwegkunststoff-
produkte die ersten, für welche die Herstellerverantwortung in Dänemark umgesetzt wird. 

 
Verpflichtete Unternehmen (dänische Hersteller, Importeure sowie ausländische Unterneh- 
men, die Internethandel betreiben) müssen seit dem 1. Mai 2023 in das dänische DPA-Re- 
gister (Dansk Producentansvarsregister) eingetragen werden. 
 

https://eur02.safelinks.protection.outlook.com/?url=https:%2F%2Fskat.dk%2Fdata.aspx%3Foid=1921349&chk=218293&data=05%7C01%7Cweizel.helena%40dihk.de%7Cd2325be9b2a741e4c58708daecab9c7e%7C11ce85b847fd49a6b7d7c9c27be489ba%7C0%7C0%7C638082519046481776%7CUnknown%7CTWFpbGZsb3d8eyJWIjoiMC4wLjAwMDAiLCJQIjoiV2luMzIiLCJBTiI6Ik1haWwiLCJXVCI6Mn0=%7C3000%7C%7C%7C&sdata=pVGTWlA47boLnRnJJE5TZc56DPnNtkThJTWjZTonkf8=&reserved=0
https://eur02.safelinks.protection.outlook.com/?url=https:%2F%2Fskat.dk%2Fdata.aspx%3Foid=1946702&chk=218293&data=05%7C01%7Cweizel.helena%40dihk.de%7Cd2325be9b2a741e4c58708daecab9c7e%7C11ce85b847fd49a6b7d7c9c27be489ba%7C0%7C0%7C638082519046481776%7CUnknown%7CTWFpbGZsb3d8eyJWIjoiMC4wLjAwMDAiLCJQIjoiV2luMzIiLCJBTiI6Ik1haWwiLCJXVCI6Mn0=%7C3000%7C%7C%7C&sdata=KYx9fGOxz8+VoGgi72Q4qat7hLRSK2eRk8xMn%2FcSoQU=&reserved=0
https://eur02.safelinks.protection.outlook.com/?url=https:%2F%2Fskat.dk%2Fdata.aspx%3Foid=1946710&chk=218293&data=05%7C01%7Cweizel.helena%40dihk.de%7Cd2325be9b2a741e4c58708daecab9c7e%7C11ce85b847fd49a6b7d7c9c27be489ba%7C0%7C0%7C638082519046481776%7CUnknown%7CTWFpbGZsb3d8eyJWIjoiMC4wLjAwMDAiLCJQIjoiV2luMzIiLCJBTiI6Ik1haWwiLCJXVCI6Mn0=%7C3000%7C%7C%7C&sdata=DmYqh6daxtYyZrugbbNeU351N3YlGyistIVsmMvYUK8=&reserved=0
https://eur02.safelinks.protection.outlook.com/?url=https:%2F%2Fskat.dk%2Fdata.aspx%3Foid=1946712&chk=218293&data=05%7C01%7Cweizel.helena%40dihk.de%7Cd2325be9b2a741e4c58708daecab9c7e%7C11ce85b847fd49a6b7d7c9c27be489ba%7C0%7C0%7C638082519046481776%7CUnknown%7CTWFpbGZsb3d8eyJWIjoiMC4wLjAwMDAiLCJQIjoiV2luMzIiLCJBTiI6Ik1haWwiLCJXVCI6Mn0=%7C3000%7C%7C%7C&sdata=cdhf6MsyDcYXFZdtNOcZNJiWmwpI2oEiJXhmm0wFiOY=&reserved=0
https://eur02.safelinks.protection.outlook.com/?url=https:%2F%2Fskat.dk%2Fdata.aspx%3Foid=2179519&vid=0&data=05%7C01%7Cweizel.helena%40dihk.de%7Cd2325be9b2a741e4c58708daecab9c7e%7C11ce85b847fd49a6b7d7c9c27be489ba%7C0%7C0%7C638082519046481776%7CUnknown%7CTWFpbGZsb3d8eyJWIjoiMC4wLjAwMDAiLCJQIjoiV2luMzIiLCJBTiI6Ik1haWwiLCJXVCI6Mn0=%7C3000%7C%7C%7C&sdata=NE3G74mbkY6TPjg6w+cHlobOTbEJdpWch+zkmLNFQl0=&reserved=0
https://eur02.safelinks.protection.outlook.com/?url=https:%2F%2Fskat.dk%2Fdata.aspx%3Foid=1946715&chk=218293&data=05%7C01%7Cweizel.helena%40dihk.de%7Cd2325be9b2a741e4c58708daecab9c7e%7C11ce85b847fd49a6b7d7c9c27be489ba%7C0%7C0%7C638082519046481776%7CUnknown%7CTWFpbGZsb3d8eyJWIjoiMC4wLjAwMDAiLCJQIjoiV2luMzIiLCJBTiI6Ik1haWwiLCJXVCI6Mn0=%7C3000%7C%7C%7C&sdata=8NJc2ehz4Q+GtAsmTvCUeDvsHl1mYaZ5FXH5Ruepfrw=&reserved=0
https://eur02.safelinks.protection.outlook.com/?url=https:%2F%2Fselfservice.dpa-system.dk%2Fpublic%2FcreateProducer&data=05%7C01%7Cweizel.helena%40dihk.de%7Cd2325be9b2a741e4c58708daecab9c7e%7C11ce85b847fd49a6b7d7c9c27be489ba%7C0%7C0%7C638082519046481776%7CUnknown%7CTWFpbGZsb3d8eyJWIjoiMC4wLjAwMDAiLCJQIjoiV2luMzIiLCJBTiI6Ik1haWwiLCJXVCI6Mn0=%7C3000%7C%7C%7C&sdata=XqILOLdAd0rylhDNEbif4C1wo7lmaJFHJxhPBZIr+0A=&reserved=0
https://eur02.safelinks.protection.outlook.com/?url=https:%2F%2Fselfservice.dpa-system.dk%2Fpublic%2FcreateProducer&data=05%7C01%7Cweizel.helena%40dihk.de%7Cd2325be9b2a741e4c58708daecab9c7e%7C11ce85b847fd49a6b7d7c9c27be489ba%7C0%7C0%7C638082519046481776%7CUnknown%7CTWFpbGZsb3d8eyJWIjoiMC4wLjAwMDAiLCJQIjoiV2luMzIiLCJBTiI6Ik1haWwiLCJXVCI6Mn0=%7C3000%7C%7C%7C&sdata=XqILOLdAd0rylhDNEbif4C1wo7lmaJFHJxhPBZIr+0A=&reserved=0
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Pflichten Herstel- 
ler, Handel, Im- 
porteure 

Die Verbrauchssteuer müssen Unternehmen entrichten, die Waren oder Dienstleistungen 
an Endverbraucher liefern. 
Registrierungspflichtig sind dänische Unternehmen, die verbrauchssteuerpflichtige Waren 
aus dem Ausland importieren oder zum Verkauf erhalten, sowie ausländische Hersteller 
oder Händler, die direkt an Endverbraucher verkaufen. Der erste Teil – Verordnung über 
Registrierung und Meldung von Verpackungen ist am 1. April 2024 in Kraft getreten und 
legt den Rahmen fest für unter anderem die Herstellerdefinition, Registrierungs- und 
Meldepflicht sowie das Herstellerregister DPA-Register. 
  
Der zweite Teil der Verordnung soll voraussichtlich mit Wirkung zum 1. Oktober 2025 in 
Kraft treten und soll den Rahmen für unter anderem Rücknahmesystem, Kompensation, 
Herstellerverantwortung für Trinkbecher und Kriterien für Umweltbelastung festlegen. 
  
Die Verordnung über bestimmte Anforderungen an Verpackungen ist noch in Kraft.“ 

 
Des Weiteren haben sich die verpflichteten Unternehmen für die Verbrauchssteuer nur zu 
registrieren, wenn die Bagatellgrenze von 10.000 DKK pro Jahr überschritten wird. 
Unternehmen, die erstmals Produkte / Verpackungen in Dänemark bereitstellen sind laut 
den Vorschriften zur Herstellerverantwortung für Verpackungen „Hersteller“ und somit 
verpflichtet, sich spätestens bis zum 31.08.2024 im Herstellerregister Dansk 
Producentansvar – DPA registrieren zu lassen und die geplanten Mengen für 2024 
einzureichen. 
Bezogen auf die Regelungen zur Herstellerverantwortung kann ein „Hersteller“ 
beispielsweise sowohl ein Importeur, ein Unternehmen, das andere Unternehmen mit der 
Produktion beauftragt, als auch ausländische Onlinehändler sein. 

 
Darüber hinaus müssen ausländische Unternehmen, die in Dänemark nicht etabliert sind – 
bzw. keine dänische CVR-Nr. haben, ihre Herstellerpflichten durch einen bevollmächtigten 
Vertreter in Dänemark erfüllen. 
 
Es sind zwei Arten von Planmeldungen für das Jahr 2024 vorgesehen: 
•         Unternehmen, die mehr als 8 Tonnen Verpackungen pro Jahr auf den dänischen 
Markt bringen, melden das Gewicht pro Verpackungsmaterial. Diese ist zwingend in 
Haushalts- und Gewerbeverpackungen zu unterteilen. 
•         Meldungen von Unternehmen mit weniger als 8 Tonnen Verpackungen pro Jahr 
beziehen sich auf das Gesamtgewicht. Fakultative Angabe der Mengen je 
Verpackungsmaterial. 
Außerdem muss angegeben werden, ob die Verpackungen als Restmüll oder Sondermüll 
(gefährlicher Abfall) sortiert werden müssen. 

Finanzierung/ 
Entsorgung 

Die Sammlung und Sortierung der Verpackungsabfälle wird teilweise auch durch eine von 
den Haushalten bezahlte Abfallgebühr finanziert. Der Steuersatz wird nach Analyse des 
Produktlebenszyklus festgelegt, z. B. nach der Anzahl der Behälter oder danach, wie oft der 
Abfall gesammelt wird. 
Die Verwertung und Behandlung von Verpackungsabfällen liegen in der Verantwortung der 
privaten Betreiber (Recycling) und der Kommunen (Behandlung). 
 
Die neue Verordnung beinhaltet auch die Verpflichtung, Kosten für die Sammlung, 
Sortierung und Verwertung von Verpackungsabfällen zu tragen. Die Verantwortung kann 
individuell oder kollektiv mittels Rücknahmesysteme erfüllt werden. Eine Liste der 
Rücknahmesysteme finden Sie hier. 
 

B2B/B2C Direktverkauf an Endverbraucher (Online-Handel) ist von der Herstellerpflicht umfasst. Im 
Rahmen eines B2B-Verhältnisses ist der Verkäufer verpflichtet zu untersuchen, ob der 
Käufer auch Endverbraucher von der Verpackung ist. 

Kennzeichnung Freiwillige Kennzeichnung mit der Art des Verpackungsmaterials. 
Verordnung über bestimmte Anforderungen an Verpackungen / (Anlage 4) 
 
Piktogramme, die für die Abfalltrennung verwendet werden können, finden Sie hier:  
Design guidelines for packaging 

 

https://www.retsinformation.dk/eli/lta/2024/466
https://www.retsinformation.dk/eli/lta/2024/466
https://producentansvar.dk/en/products-and-responsibility/packaging/
https://www.retsinformation.dk/eli/lta/2021/1271
https://virk.dk/myndigheder/stat/DPA/selvbetjening/The_Danish_producer_register/
https://virk.dk/myndigheder/stat/DPA/selvbetjening/The_Danish_producer_register/
https://producentansvar.dk/en/products-and-responsibility/organising-your-producer-responsibility/compliance-schemes/
https://www.retsinformation.dk/eli/lta/2021/1271
https://www.affaldspiktogrammer.dk/emballage
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Sonstiges Verpackungsverordnung: lovbekendtgørelse nr. 600 af 5. maj 2020 
 

Die Registrierung erfolgt beim „Erhvervsstyrelsen“. Die Verbrauchssteuer wird der däni- 
schen Steuerbehörde „SKAT“ gemeldet. 
 
Es wird erwartet, dass im Jahr 2025 ein sogenanntes Bonus-Malus-Modell eingeführt wird.  
Verpackungen, die wiederverwendet oder recycelt werden können, sollen geringere 
Abfallkosten mit sich tragen. Verpackungen, die verbrannt werden, führen zu 
Strafgebühren (ca. 35 %) 
 
Materialkategorien werden demnach in verschiedene Stufen unterteilt: 

• 3 Niveaus für Kunststoffe (Weichkunststoff, Hartkunststoff, hart PET und 
Schaumkunststoff): 

niedrig / mittel / hoch 
• 2 Niveaus für Lebensmittel- und Getränkekarton, Glas, Pappe, Papier, Ferrometal 

und Aluminium: 
niedrig / hoch 
 
Kein Niveau für Holz 

 
Letzte Änderung zum 30.06.2024 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Deutsch-Dänische Handelskammer (AHK Dänemark), Kongens Nytorv 26,3. Stock, 1050 Kopenhagen 
Telefon: +45 33913335, E-Mail: info@handelskammer.dk, Homepage: http://www.handelskammer.dk 

https://eur02.safelinks.protection.outlook.com/?url=https:%2F%2Fwww.retsinformation.dk%2Feli%2Flta%2F2020%2F600&data=05%7C01%7Cweizel.helena%40dihk.de%7Cd2325be9b2a741e4c58708daecab9c7e%7C11ce85b847fd49a6b7d7c9c27be489ba%7C0%7C0%7C638082519046481776%7CUnknown%7CTWFpbGZsb3d8eyJWIjoiMC4wLjAwMDAiLCJQIjoiV2luMzIiLCJBTiI6Ik1haWwiLCJXVCI6Mn0=%7C3000%7C%7C%7C&sdata=nLK1%2FMvs+7HbfsQ%2FnCi%2Fxq8Qp6aNS+YuA4Ak78pW8Dw=&reserved=0
https://erhvervsstyrelsen.dk/virksomhedsregistrering
https://skat.dk/data.aspx?oid=2362&lang=de
mailto:info@handelskammer.dk
http://www.handelskammer.dk/
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DEUTSCHLAND 
 

Rechtliche Um- 
setzung 

Seit 1. Januar 2019 gilt das Verpackungsgesetz (VerpackG). Im Sommer 2021 wurde es um- 
fassend novelliert. Letzte Anpassungen gab es nochmals im Mai 2023. 

 
Das Gesetz legt die Anforderungen an die Produktverantwortung nach § 23 KrWG für Verpa- 
ckungen mit der Zielsetzung fest, die Auswirkungen von Verpackungsabfällen auf die Umwelt 
zu vermeiden oder zu verringern. Das VerpackG richtet sich primär an Hersteller und Inver- 
kehrbringer verpackter Waren. 

 
Danach haben sich sämtliche Hersteller, die mit Ware befüllte Verpackungen in Verkehr brin- 
gen, im Verpackungsregister LUCID zu registrieren. Weiterhin haben sich diejenigen Hersteller 
an einem Rücknahmesystem zu beteiligen, soweit ihre Verpackungen typsicherweise an 
private Endverbraucher oder vergleichbare Anfallstellen abgegeben werden. 

 
Es wurde die Zentrale Stelle Verpackungsregister (ZSVR, beliehene Behörde) geschaffen, um 
die Transparenz in der Lizenzierung zu stärken und die Vollzugsbehörden zu unterstützen. 
Außerdem besteht eine Pfandpflicht für Einweggetränkeverpackungen gem. § 31 VerpackG. 

 
Das VerpackG bezieht sich auf den Geltungsbereich Deutschland, sodass Verpackungen, die 
ausschließlich für den Export bestimmt sind, nicht nach den Vorgaben des VerpackG behan- 
delt werden müssen. 

Pflichten Her- 
steller, Handel, 
Importeure 

Das VerpackG gilt für jeden, der mit Ware befüllte Verpackungen (inkl. Füllmaterial) in den 
Verkehr bringt, also der Hersteller gem. § 3 Abs. 14 VerpackG. Hat der Hersteller seinen Sitz 
im Ausland, so kann der inländische Importeur als Erstinverkehrbringer und damit als Herstel- 
ler gelten. 

 
Vor Inverkehrbringen der mit Ware befüllten Verpackungen ist eine Registrierung im Verpa- 
ckungsregister LUCID der Zentralen Stelle Verpackungsregister notwendig. Fehlt diese, be- 
steht ein Vertriebsverbot. Welche weiteren Pflichten bestehen, hängt von der Art der in Ver- 
kehr gebrachten Verpackungen ab. 

 
Grundsätzlich besteht für Inverkehrbringer von mit Ware befüllten Verpackungen, die typi- 
scherweise beim Endverbraucher anfallen, die Pflicht zur Systembeteiligung an einem der Du- 
alen Systeme sowie die Registrierung und Datenmeldung bei der Zentralen Stelle. Eine Baga- 
tellgrenze gibt es nicht. 

 
Vorgehen für Inverkehrbringer in Deutschland: 

• Ermittlung von Verpackungstypen, Materialarten und Mengen 
• Registrierung im Verpackungsregister LUCID der ZSVR (§ 9 VerpackG) 

Alle Hersteller/Letztinverkehrbringer haben sich mit Stammdaten und Markennamen 
zu registrieren 

• Beteiligung an einem Dualen System (§ 7 VerpackG) 
Angabe von Materialart und Masse 

• Ggf. jährliche Vollständigkeitserklärung mit Auditierung der Mengendaten (nur für 
große Hersteller): 
Mengenschwellen für eine Vollständigkeitserklärung (jährlich) 
- 80 t Glas 
- 50 t Papier/Pappe/Karton 
- 30 t Verpackungen (Eisenmetalle, Aluminium, Kunststoffe, Verbundverpackungen) 

 
Insbesondere: Pflichten des Onlinehandels 
Die Registrierungs- und Lizenzierungspflichten gelten auch für alle Onlinehändler. Auch Ver- 
sandkartons gelten ausdrücklich als Verkaufsverpackung. 

 
Für Betreiber elektronischer Marktplätze und Fulfillment-Dienstleister besteht die Verpflich- 
tung zur Überprüfung der vertraglich gebundenen Hersteller im Hinblick auf deren 

https://www.gesetze-im-internet.de/verpackg/
https://www.verpackungsregister.org/
https://www.verpackungsregister.org/
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 Pflichten aus dem Verpackungsgesetz. Diese Akteure haben danach zu überprüfen, ob die 
Hersteller registriert und an einem System beteiligt sind. Ist dies nicht der Fall, greift ein Ver- 
triebsverbot. 

Finanzierung/ 
Entsorgung 

Die Entsorgung der Verpackungen über den gelben Sack/die gelbe Tonne wird von Industrie 
und Handel finanziert. 

 
Sie bezahlen Gebühren an eines der Dualen Systeme (Übersicht der Systeme hier). Mit den 
Einnahmen aus diesen Gebühren finanzieren diese die Entsorgung und das Recycling der Ver- 
packungen. 

 
Um den Restmüll kümmern sich in Deutschland die Städte und Gemeinden und erheben da- 
rauf Abfallgebühren. 

B2B/B2C Für die Systembeteiligungspflichtigkeit kommt es darauf an, wo die Verpackung 
typischerweise anfällt. 

 
Fallen die Verpackungen beim privaten Endverbraucher (B2C-Bereich), sind sie zu registrieren 
und systembeteiligungspflichtig. Auch Verpackungen, die in gleichgestellten Anfallstellen (z. 
B. Gaststätten, Kinos, Verwaltungen) anfallen, sind systembeteiligungspflichtig. Dabei kommt 
es nicht auf den tatsächlichen Verkauf im Einzelfall an, sondern auf eine allgemeine Markt- 
betrachtung. Welche Produkte bzw. deren Verpackungen typischerweise bei privaten Endver- 
brauchern anfallen, legt die Zentrale Stelle in einem Produktkatalog fest. 
Zu den Verpackungen gehören auch sonstige Verpackungsmaterialien, wie z. B. Etiketten, 
Klebeband, Luftpolster. 

 
Für Verpackungen, die typischerweise nur an gewerbliche Stellen abgegeben werden, müssen 
sich Hersteller nicht an einem System beteiligen. Diese müssen unentgeltlich zurückgenom- 
men werden. Darüber ist der private oder gewerbliche Endverbraucher zu informieren. Weiter 
ist über die Erfüllung der Rücknahme- und Verwertungsanforderungen Nachweis zu führen. 
Eine Registrierung im Verpackungsregister ist ebenfalls erforderlich. 

Kennzeichnung Es besteht keine Kennzeichnungspflicht für Verpackungen. Die Kennzeichnung der Materialart 
ist gem. § 6 VerpackG freiwillig. Das Anbringen von Trenn- und Sortierhinweisen ist ebenfalls 
freiwillig möglich. 

Sonstiges Informationen der Zentralen Stelle: https://www.verpackungsregister.org/ 
 

Letzte Änderung zum 30.06.2024. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

DIHK | Deutsche Industrie- und Handelskammer, Breite Straße 29, D-10178 Berlin 
Telefon: +49 30 20308 0, Fax: +49 30 20308 1000, E-Mail: info@dihk.de, Homepage: https://www.dihk.de/de 

https://www.verpackungsregister.org/information-orientierung/hilfe-erklaerung/service/#c1678
https://www.verpackungsregister.org/stiftung-behoerde/katalog-systembeteiligungspflicht/produktsuche-im-katalog
http://www.verpackungsregister.org/
mailto:info@dihk.de
http://www.dihk.de/de
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ESTLAND 
 

Rechtliche Umset- 
zung 

Gesetzliche Grundlage ist das Verpackungsgesetz. 
Die Vorschriften gelten für alle in Verkehr gebrachten Verpackungen, unabhängig davon, 
welches Material verwendet wird oder in welchem Bereich (Industrie, Handel, Haushalt, 
Büro) sie verwendet oder in Verkehr gebracht werden. Es wird eine Verbrauchssteuer auf 
Verpackungen von Waren erhoben, die in Estland in Verkehr gebracht oder in einem ande- 
ren EU-Mitgliedstaat erworben und aus diesem importiert wurden. 

 
Seit 31.05.2008 gibt es ein Pfandsystem für Glas-, Kunststoff und Metallverpackungen von 
Getränken (Softdrinks, leichte Alkoholgetränke, Saft). Dieses Pfandsystem wird von Eesti 
Pandipakend betrieben. 

 
Bei dem Verpackungsregister (§ 25) handelt es sich um eine Datenbank, in der Daten über 
Verpackungen, den Verbrauch von Kunststofftragetaschen, die Menge an erzeugten Verpa- 
ckungen, Recycling und Verwertung von Verpackungen und das Erreichen von Verwer- 
tungszielen gespeichert sind. Diese Daten werden an die EU-Kommission übermittelt. 

Pflichten Herstel- 
ler, Handel, Im- 
porteure 

Die estnische Verpackungsgesetzgebung regelt den Markt für Hersteller, Verpackungsun- 
ternehmen, Importeure und Händler. Verpackungsunternehmen tragen die Verantwortung 
für die Rücknahme der Verpackung für von ihnen verpackte, verkaufte oder importierte 
Produkte. 

 
In Verkehr bringen i. S. d. Verpackungsgesetzes bedeutet das erstmalige Vertreiben oder 
Verwenden in Estland. Werden Waren neu verpackt, gilt die erstmalige Bereitstellung als 
Inverkehrbringen verpackter Waren. 

 
Die Verpackungsunternehmen haben eine Verpackungssteuer zu entrichten. Die Ver- 
brauchssteuer wird auf Verpackungen beim Verkauf, Tausch, der unentgeltlichen Weiter- 
gabe oder der Verwendung für den Eigenverbrauch von Verpackungen erhoben. Ver- 
brauchssteuerpflichtig sind Verkaufsverpackungen, Sammelverpackungen und Transport- 
verpackungen. 

 
Befreiungen von der Verbrauchssteuer sind möglich, wenn pro Quartal nicht mehr als 25 
kg Kunststoffverpackungen in Verkehr gebracht wurden oder nicht mehr als 50 kg Verpa- 
ckungen aus anderem Material. 

 
Verpackungsunternehmen sind verpflichtet, die in Verkehr gebrachten Verpackungen zu 
sammeln und zu verwerten. 

 
Insbesondere: Pflichten des Onlinehandels 
Ein im Versandhandel tätiges Verpackungsunternehmen hat den Endverbraucher darüber 
zu informieren, dass die Verpackung und der Verpackungsabfall an die Person zurückgege- 
ben werden kann, die die Ware geliefert hat. 

Finanzierung/Ent- 
sorgung 

Durch die Kommunalverwaltung wird die Vorgehensweise für die Sammlung von Verpa- 
ckungen und Verpackungsabfällen festgelegt (Abfallbewirtschaftungsvorschriften). 

 
Verpackungsunternehmen können ihre Pflichten der Sammlung und Verwertung von Ver- 
packungen an eine „Verwertungsorganisation“ übertragen. 
Die Anzahl dieser Organisationen ist nicht begrenzt, erforderlich ist aber eine Lizenz des 
estnischen Umweltministeriums. 

 
Die Verbrauchssteuersätze für Verpackungen betragen (Euro pro kg): 

• Glas: 0,6 ¤ 
• Plastik: 2,5 ¤ 
• Metall: 2,5 ¤ 
• Papier/Pappe: 1,2 ¤ 
• Holz 1,2 ¤ 

https://www.riigiteataja.ee/en/eli/ee/Riigikogu/act/510042017001/consolide
https://eestipandipakend.ee/en/
https://eestipandipakend.ee/en/
https://pakis.envir.ee/pakis/main/laws?request_locale=en


15 
 

 

  
B2B/B2C Eine Differenzierung erfolgt nach dem Verpackungsgesetz nicht. 

Sonstiges Grüner Punkt ETO: https://www.eto.ee/ 
ETO-Kunden sind berechtigt, das "Green Dot"-Zeichen auf der Verpackung ihrer Produkte 
zu verwenden. 

Estland ist Mitglied bei Pro Europe 

Letzte Änderung zum 31.12.2022 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Deutsch-Baltische Handelskammer in Estland, Lettland, Litauen e.V., Strēlnieku iela 1-4, LV-1010 Riga 
Telefon: +371 6 732 0718, Fax: +371 6 783 0478, E-Mail: info@ahk-balt.org, Homepage: https://www.ahk-balt.org/ 

http://www.eto.ee/
mailto:info@ahk-balt.org
http://www.ahk-balt.org/
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FINNLAND 
 

Rechtliche Um- 
setzung 

Die Verpackungsverordnung basiert auf der EU-Verpackungsrichtlinie und dem finnischen 
Abfallgesetz. Mit dem reformierten Abfallgesetz wurde die Herstellerverantwortung auf die 
getrennte Sammlung von Verpackungen aus Wohngebäuden und Immobilien ausgeweitet. 
Zuvor waren Hersteller nur für die Sammlung über „Rinki-Recycling-Stellen“ verantwortlich. 

Als nationale Behörde für die Herstellerverantwortung überwacht das ELY-Zentrum Pirkanmaa 
(Zentrum für wirtschaftliche Entwicklung, Verkehr und Umwelt) die Einhaltung der Bestim- 
mungen, mit Ausnahme von Åland. 

Die getrennte Sammlung wird von den Kommunen ausgeschrieben und organisiert. Die 
Sammlung wird von privaten Transportunternehmen durchgeführt. Die Hersteller zahlen 
Gebühren für die Sammlung und haben die Möglichkeit, die Bedingungen zu beeinflussen. 

Pflichten Her- 
steller, Handel 
und Importeure 

In Finnland gilt die Herstellerverantwortung für Verpackungen für Unternehmen mit einem 
Umsatz von mindestens 1 Mio. Euro, die Produkte in Finnland verpacken oder verpackte Pro- 
dukte für den finnischen Markt importieren (auch online). 

Die Verantwortung betrifft alle Verpackungen und Verpackungsabfälle, die sich aus ihrer Ver- 
wendung ergeben. Ein Unternehmen mit Herstellerverantwortung ist für den gesamten 
Prozess der Sammlung und des Recyclings seiner Verpackungsabfälle sowie für alle damit 
verbundenen Kosten verantwortlich. Das gilt auch, wenn die Verpackung oder Logistik seiner 
Produkte an Dritte übergeben wird. 

Wenn ein Unternehmen einen Vertrag mit der Verpackungsrecycling-Gesellschaft Rinki Ltd. 
unterzeichnet, überträgt es die Herstellerverantwortung auf die Systembetreiber. Der Vertrag 
umfasst das Recycling sowie die Abholung von Verbraucherverpackungen in Finnland. 

Unter die Herstellerverantwortung fallen Firmen unter folgenden Bedingungen: 

• ein finnischer Verpacker* oder eine finnische Niederlassung eines ausländischen Be- 
treibers**, der Produkte für den finnischen Markt verpackt 

• ein finnischer Importeur* oder eine finnische Niederlassung eines ausländischen Be- 
treibers**, der als Importeur verpackter Produkte für den finnischen Markt fungiert 

• ein ausländischer Unternehmer, der in einem anderen Land als Finnland niederge- 
lassen ist und Produkte online an finnische Endkunden verkauft 

• der Umsatz des Unternehmens beträgt mindestens 1 Million Euro 

* Das Unternehmen hat eine finnische Umsatzsteuer-ID und seinen Sitz in Finnland. 

** Das Unternehmen hat einen festen Standort in Finnland und ist als Zweigniederlassung im 
Handelsregister eingetragen, das vom finnischen Patent- und Registrierungsamt geführt wird. 

Solche Unternehmen können jedoch, wenn sie dies wünschen, einen Vertrag mit Systembe- 
treibern in Finnland abschließen. Der Vertrag wird von Rinki verwaltet. 

Finanzierung Die Herstellerverantwortung beinhaltet auch die Berichterstattung an finnische Behörden 
bzgl. der jährlichen Gesamtverpackungsmengen sowie die Art und Weise, wie die Sammlung 
und Verwertung von Verpackungsabfällen finnlandweit organisiert ist und wie Kommunika- 
tionspflichten erfüllt werden. Eine ausschließliche Meldung von Verpackungsmengen an die 
Behörden reicht nicht aus. 

Für Unternehmen, die Rinki beigetreten sind, vereinfacht sich die Berichterstattung, denn sie 
müssen Rinki nur einmal im Jahr die Verpackungsmengen melden, die sie auf den Markt ge- 
bracht haben. Die Systembetreiber und Rinki verwalten alle gesetzlich vorgeschriebenen offi- 
ziellen Meldungen zentral für ihre Kunden. Bei einem Beitritt zu Rinki Ltd. entrichten Unter- 
nehmen eine einmalige Registrierungsgebühr und eine jährliche Kundengebühr. 

Darüber hinaus zahlen die Unternehmen vom Systembetreiber festgelegte materialspezifi- 
sche Recyclinggebühren, die Rinki den Unternehmen in Rechnung stellt und bei den System- 
betreibern hinterlegt. Sowohl die Gebühren für Rinki als auch für den Systembetreiber basie- 
ren auf dem Verpackungsvolumen des Unternehmens aus dem Vorjahr. 

https://finlex.fi/en/laki/kaannokset/2011/en20110646_20220494.pdf
https://finlex.fi/en/laki/kaannokset/2011/en20110646_20220494.pdf
https://www.ely-keskus.fi/luvat1
https://rinkiin.fi/en/about-rinki/
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 Unternehmen, die Rinki beigetreten sind, bekommen einen Zugang zum Extranet-Portal, wo 
sie die Verpackungsmengen melden und jederzeit aktualisieren können. Mit dem neuen Ab- 
fallgesetz werden die Recyclinggebühren und -kosten für die Unternehmenskunden von Rinki 
deutlich steigen. Im Jahr 2020 lagen die Kosten bei rund 24 Mio. Euro, nach der Über- 
gangszeit werden die Kosten im Jahr 2025 auf rund 60 - 70 Mio. Euro geschätzt. Die erwei- 
terte Kostenverantwortung der Unternehmen für die Verpackungssammlung begann nach 
der Übergangsfrist am 1. Juli 2023. Im Jahr 2025 müssen erhöhte Recyclingziele erreicht 
werden, was auch die Kosten erhöht. 

Entsorgung Die Sammlung und Verwertung wurde 2015 und 2016 von Verbraucherverpackungen den 
Herstellern übertragen. Die erweiterte Herstellerverantwortung für Verpackungen ist am 1. 
Mai 2015 in Kraft getreten. Zu diesem Zeitpunkt nahmen die von den Herstellern in ganz 
Finnland organisierten und bezahlten Annahmestellen für Verpackungsabfälle ihren Betrieb 
auf. Die Terminals nehmen kostenlos Glas-, Faser-, Metall- und Kunststoffverpackungsabfälle 
entgegen, die von Kommunen und Abfalltransportunternehmen gesammelt werden. Die Ter- 
minals nehmen nur nach den Vorgaben der Erzeugergemeinschaften sortierte Verpackung- 
sabfälle an. 

Seit dem 1. Januar 2016 sind die Hersteller auch für die Sammlung von Endverbraucher-Ver- 
packungen in Finnland verantwortlich. Im Netz der Rinki-Recycling-Stellen werden Verpac- 
kungsabfälle aus Karton, Metall und Glas an mindestens 1.850 Stellen und Kunststoffverpac- 
kungen an mindestens 500 Stellen gesammelt. Die Recycling-Stellen befinden sich haup- 
tsächlich in der Nähe von Geschäften und haben eine gute Verkehrsanbindung. 

Kommunen können die Sammlung der B2C-Verpackungen an eigenen Recycling-Stellen oder 
durch eine objektspezifische Sammlung ergänzen. Darüber hinaus können private Abfalltran- 
sportunternehmen Dienstleistungen an Erzeuger und Wohnimmobilien verkaufen, wenn die 
Erzeuger oder die Gemeinde die Abholung von den Wohnimmobilien nicht organisieren. 

Zusätzlich zu den oben genannten Pflichten übernehmen Unternehmen seit dem 1. Juli 2023 
die Sammlung von Verpackungen aus Wohngebäuden, Immobilien und aus finnischen 
Wohnungsgenossenschaften (mit mindestens fünf Wohnungen). Die Hersteller tragen 80 % 
der gesamten Sammelkosten, die Kommunen übernehmen die restlichen Kosten. 

B2B/B2C Die Herstellerverantwortung gilt für alle Verpackungen und Verpackungsmaterialien, die zur 
Aufbewahrung, zum Schutz, zur Handhabung, zum Transport und zur Präsentation von Pro- 
dukten verwendet werden. 

Die Verantwortung betrifft alle Verpackungen und Verpackungsabfälle, die sich aus ihrer Ver- 
wendung ergeben. Ein Unternehmen, das die Verpflichtungen der Herstellerverantwortung 
für Verpackungen in Finnland erfüllt, ist für den gesamten Prozess der Sammlung und des 
Recyclings seiner Verpackungsabfälle sowie für alle damit verbundenen Kosten verantwort- 
lich. Das Unternehmen ist auch für seine Verpackungsabfälle verantwortlich, wenn die Ver- 
packung oder Logistik seiner Produkte an Dritte übergeben wird. 

Kennzeichnung Das Rinki-Markenzeichen: 

Das Symbol des Grünen Punkts wird in Finnland nicht verwendet. Stattdessen wird in Finn- 
land die Rinki-Marke verwendet und nur bei Rinki eingetragene Firmen sind berechtigt, das 
Rinki-Markenzeichen zu führen. Unternehmen können das Markenzeichen in ihrer Marketin- 
gkommunikation verwenden, es darf jedoch nicht auf der Verpackung abgebildet werden. 

Sonstiges Mehr Information finden Sie unter: 

www.ahkfinnland.de und https://rinkiin.fi/for-firms/ 

Letzte Änderung zum 31.12.2022 

 
 
 
 

Deutsch-Finnische Handelskammer / AHK Finnland, Unioninkatu 32 B, 00100 Helsinki 
Telefon: +358 9 612 2120, Fax: +358 9 642 859, E-Mail: info@dfhk.fi, Homepage: https://ahkfinnland.de/ 

http://www.ahkfinnland.de/
mailto:info@dfhk.fi
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FRANKREICH 
 

Rechtliche Umset- 
zung 

Die französische Verpackungsgesetzgebung unterscheidet zwischen Verpackungen, die 
beim privaten Endverbraucher anfallen (Umweltgesetzbuch Art. R. 543 - 33 ff) und Verpa- 
ckungen, die nicht beim privaten Endverbraucher anfallen (Umweltgesetzbuch Art. R. 543 
- 66 ff). 

Die Inverkehrbringer von Haushaltsverpackungen haben die Pflicht zur Rücknahme und 
Entsorgung der von ihnen in Verkehr gebrachten Verpackungen.  

Zur Erfüllung seiner Rücknahme- und Verwertungspflichten kann der Inverkehrbringer von 
Haushaltsverpackungen einem zugelassenen Rücknahmesystem beitreten oder ein eigenes 
System aufbauen (Um- weltgesetzbuch Art. R. 543 - 56). Bei Lieferungen von 
Verpackungen an nicht private Endverbraucher ist der Besitzer der Verpackung 
verpflichtet, die Verpackung einer entsprechenden Verwertung zuzuführen. 

Pflichten Herstel- 
ler, Handel, Im- 
porteure 

Die Pflicht zur Rücknahme und Verwertung obliegt dem Hersteller oder dem Vertreiber. Bei 
Verkäufen von Produkten an Endverbraucher/private Haushalte ist mit dem in Frankreich 
ansässigen Importeur zu prüfen, ob er die Pflicht zur Rücknahme der gelieferten Ware 
übernimmt. 

Eine Bagatellgrenze gibt es nicht. 

Insbesondere: Pflichten des Onlinehandels 

Die Lizenzierungspflichten gelten auch für Onlinehändler. Neben den Artikelverpackungen 
selbst, sind im Falle von Onlinehandel an die französischen Haushalte ebenfalls die Ver- 
sandkartons zu lizenzieren. 

Finanzierung Bei Übertragung der Rücknahmepflicht an einen zugelassenen Herstellerzusammenschluss 
bezahlen die Unternehmen eine Entsorgungsgebühr (éco-contribution) an den Hersteller- 
zusammenschluss. Die Gebühren sind abhängig von der Materialart der Verpackungen und 
der Anzahl der Verpackungsbestandteile. Darüber hinaus kommen umfangreiche Bonus- 
/Malus-Regelungen zum Tragen, die die Recyclingfähigkeit der Verpackungen berücksichti- 
gen. 

Die Sammlung und die Verwertung der Verpackungen werden durch die Kommunen orga- 
nisiert. Die finanziellen Mittel werden den Kommunen hierfür von den Herstellerzusam- 
menschlüssen zur Verfügung gestellt. 

 
Entsorgung In Frankreich existieren drei staatlich zugelassene Rücknahmesysteme: CITEO und dessen 

Tochtergesellschaft Adelphe sowie LÉKO. Haushaltsabfälle chemischer Produkte, die ein Ri- 
siko für Gesundheit und Umwelt darstellen, inklusive der Verpackungen dieser Produkte, 
unterliegen einer separaten Meldung bei EcoDDS. 
 

B2B/B2C Das französische Gesetz kennt keine haushaltsgleichgestellten Anfallstellen. Die 
Rücknahmepflichten unterscheiden sich je nachdem, ob die Verpackung an private 
Endverbraucher geliefert wird oder nicht. Eine Ausnahme besteht für verpackte 
Lebensmittel, die für die Gastronomie bestimmt sind. Je nach Größe bzw. Volumen wird 
hier entschieden, ob die Verpackungen als Haushaltsverpackung zählt oder unter die 
Erweiterte Herstellerverantwortung für die Gastronomie fällt. 

Kennzeichnung Es besteht eine gesetzliche Pflicht zur Kennzeichnung von Haushaltsverpackungen mit 
dem Triman. Detaillierte Informationen zur Kennzeichnung mit dem Triman können 
unserem Informationsmerkblatt entnommen werden, das Sie hier kostenlos bestellen 
können. 
 
 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:62015CC0313
https://www.citeo.com/contacts
https://www.adelphe.fr/
https://www.leko-organisme.fr/en/
https://dihk.sharepoint.com/sites/EUI/Shared%20Documents/04_Publikationen/Brosch%C3%BCren_Studien/2024_Verpackungsbrosch%C3%BCre/Das%20franz%C3%B6sische%20Gesetz%20kennt%20keine%20haushaltsgleichgestellten%20Anfallstellen.%20Die%20R%C3%BCcknahmepflichten%20unterscheiden%20sich%20je%20nachdem,%20ob%20die%20Verpackung%20an%20private%20Endverbraucher%20geliefert%20wird%20oder%20nicht.%20Eine%20Ausnahme%20besteht%20f%C3%BCr%20verpackte%20Lebensmittel,%20die%20f%C3%BCr%20die%20Gastronomie%20bestimmt%20sind.%20Je%20nach%20Gr%C3%B6%C3%9Fe%20bzw.%20Volumen%20wird%20hier%20entschieden,%20ob%20die%20Verpackungen%20als%20Haushaltsverpackung%20z%C3%A4hlt%20oder%20unter%20die%20Erweiterte%20Herstellerverantwortung%20f%C3%BCr%20die%20Gastronomie%20f%C3%A4llt
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Sonstiges In Frankreich gibt es neben den drei klassischen Bereichen der erweiterten Herstellerver- 
antwortung (Verpackungen, WEEE und Batterien) eine Vielzahl weiterer Bereiche, in denen 
Unternehmen einer erweiterten Herstellerverantwortung unterliegen (Textilien, Möbel, 
Druckerzeugnisse, Haushaltsabfälle chemischer Produkte etc.). Seit 2022 kommen neben 
den bereits bestehenden 12 Bereichen 3 weitere Bereiche (Spielzeug, Garten- und Heim- 
werkartikel, Sport- und Freizeitartikel) hinzu. Gerade Onlinehändler sind hier in der Pflicht, 
die betroffenen Produkte zu lizenzieren und mit dem Triman zu kennzeichnen. 

Detaillierte Informationen zur erweiterten Herstellerverantwortung in Frankreich können 
Sie dem Informationsmerkblatt, das Sie hier kostenlos bestellen können, entnehmen. 

 

Letzte Änderung zum 30. 06.2024 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Deutsch-Französische Industrie- und Handelskammer, 18 rue Balard, 75015 Paris 
Telefon: +33(0)1 40 58 35 35, Fax: +33 (0)1 45 75 47 39, E-Mail: ahk@francoallemand.com, Homepage: https://www.francoallemand.com/ 

https://dihk.sharepoint.com/sites/EUI/Shared%20Documents/04_Publikationen/Brosch%C3%BCren_Studien/2024_Verpackungsbrosch%C3%BCre/Das%20franz%C3%B6sische%20Gesetz%20kennt%20keine%20haushaltsgleichgestellten%20Anfallstellen.%20Die%20R%C3%BCcknahmepflichten%20unterscheiden%20sich%20je%20nachdem,%20ob%20die%20Verpackung%20an%20private%20Endverbraucher%20geliefert%20wird%20oder%20nicht.%20Eine%20Ausnahme%20besteht%20f%C3%BCr%20verpackte%20Lebensmittel,%20die%20f%C3%BCr%20die%20Gastronomie%20bestimmt%20sind.%20Je%20nach%20Gr%C3%B6%C3%9Fe%20bzw.%20Volumen%20wird%20hier%20entschieden,%20ob%20die%20Verpackungen%20als%20Haushaltsverpackung%20z%C3%A4hlt%20oder%20unter%20die%20Erweiterte%20Herstellerverantwortung%20f%C3%BCr%20die%20Gastronomie%20f%C3%A4llt
mailto:ahk@francoallemand.com
http://www.francoallemand.com/
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GRIECHENLAND 
 

Rechtliche Umset- 
zung 

Gesetzliche Grundlage ist das Gesetz Nr. 4819/2021, das die bisherigen Vorgaben des Ge- 
setzes 2939/ 2001 ersetzte. Darüber hinaus gibt es eine Vielzahl an Ministerialerlassen, 
Gesetzen und Dekreten, die den Umgang mit Verpackungen und deren Recycling ergänzen. 
Im Einzelnen unterliegen Primär-, Sekundär- und Tertiärverpackungen, die auf dem grie- 
chischen Markt in den Verkehr gebracht werden, sowie Verpackungsabfälle aus allen Quel- 
len der Gesetzgebung. 

Pflichten Herstel- 
ler, Handel, Im- 
porteure 

Alle Hersteller, Importeure, Vertreiber, Händler, die im Rahmen ihrer Geschäftstätigkeit 
Verpackungen in Griechenland in den Verkehr bringen, unterliegen den Verpflichtungen 
des Verpackungsgesetzes. 

 
Für Inverkehrbringer gilt die Pflicht zur Systembeteiligung an einem Dualen System sowie 
zur Registrierung und Datenmeldung beim National Producers Register (NPR - griechisch 
abgekürzt „E.M.PA“). 

 
Das Register wird bei der Helenik Recycling Agency (HRA) geführt. Nach erfolgter Regist- 
rierung wird eine Hersteller-Registrierungsnummer und Registrierungsbestätigung erteilt. 
Die Hersteller-Registrierungsnummer ist auf den Verkaufsrechnungen aufzuführen. Die Re- 
gistrierung erfolgt elektronisch unter folgendem Link. Anweisungen in englischer Sprache 
sind hier zu finden. 

 
Die Eintragung der Inverkehrbringer in das Register ist Voraussetzung für die rechtmäßige 
Ausübung der Tätigkeit und für die Teilnahme an öffentlichen Ausschreibungen. Bei Nicht- 
einhaltung der Vorgaben drohen sowohl Freiheits- als auch Geldstrafen. 

 
Vorgehen für Inverkehrbringer in Griechenland: 

• Registrierung beim NPR 
• Abschluss eines sog. Systembeteiligungsvertrags mit einem oder mehreren dualen 

Systemen. Hier finden Sie eine Übersicht der dualen Systeme in Griechenland: 
hier wird es darauf hingewiesen, dass abhängig von der Produktart die Pflicht be- 
steht, eventuell mehrere Systembeteiligungsverträge abzuschließen. Beispiel: ver- 
packte Elektrogeräte. 

• Abgabe von Jahresmeldungen zu den pro Jahr in Verkehr gebrachten Verpa- 
ckungsmengen 

 
Insbesondere: Pflichten des Onlinehandels 
Die Registrierungs- und Lizenzierungspflichten gelten auch für nicht-griechische Fernab- 
satzverkäufer, Online- und Versandhändler (Art.84 Par.2 G.4819/2021). Ohne Sitz in Grie- 
chenland muss hierfür ein Bevollmächtigter bestellt werden. 

 
Das ist zu tun: 
Bestellung eines Bevollmächtigten in Griechenland: 

• Nachhalten der auf dem griechischen Markt in Umlauf gebrachten Verpackungen 
• Meldung der jährlichen Verpackungsmengen an den Bevollmächtigten 
• Zahlung der Kosten für Bevollmächtigten und Entsorgung 

Finanzierung/ 
Entsorgung 

Einziger Entsorgungsdienstleister von Verpackungen und Verpackungsabfällen in Griechen- 
land ist die Hellenic Recovery Recycling Corporation (HERRCO), mit der ein Vertrag abzu- 
schließen und Jahresmeldungen über den Mengenumfang der Verpackungen abzugeben 
sind. In Annex B des Vertrages ist die Finanzierung ausführlich geregelt. 

 
Die Gebühr setzt sich zusammen aus einem Gewichts- (contribution by weight) bzw. 
Stückentgelt (fixed contribution). 

 
Grundlage für die Berechnung der finanziellen Beiträge sind die Angaben zu allen Verpa- 
ckungen auf dem griechischen Markt anhand der Jahresmeldung und basierend auf den 
Preisen der Beitragstabelle in Annex B1. 

https://www.kodiko.gr/nomothesia/document/735799/nomos-4819-2021
https://circulargreece.gr/partners/hellenic-recycling-agency-hra/#%3A~%3Atext%3DThe%20Hellenic%20Recycling%20Agency%20(HRA%2FEOAN)%20is%20the%20competent%2Cdesign%20and%20implementation%20of%20recycling%20policy%20in%20Greece.
https://empa.eoan.gr/register.php
https://www.eoan.gr/%CE%B5%CE%BD%CE%B1%CE%BB%CE%BB%CE%B1%CE%BA%CF%84%CE%B9%CE%BA%CE%AE-%CE%B4%CE%B9%CE%B1%CF%87%CE%B5%CE%AF%CF%81%CE%B9%CF%83%CE%B7/%CE%B5%CF%80%CE%B9%CE%BA%CE%BF%CE%B9%CE%BD%CF%89%CE%BD%CE%AF%CE%B1-%CE%BC%CE%B5-%CF%83%CF%85%CF%83%CF%84%CE%AE%CE%BC%CE%B1%CF%84%CE%B1/
https://www.kodiko.gr/nomothesia/document/735799/nomos-4819-2021
https://www.herrco.gr/en/news/hellenic-recovery-recycling-corporation-the-scouts-of-greece-soma-hellinon-proskopon-shp-join-forces-for-a-better-world%EF%BF%BC/
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 Die Zahlung erfolgt jährlich, halbjährlich oder quartalsmäßig, maßgebend ist die Höhe der 
Gebühr. Eine Besonderheit besteht bei nachweislich recycelten Sekundärpapierverpackun- 
gen – Kartonagen von einer Menge von mindestens 500 t pro Jahr. Für diese ist einen 
Geldbeitrag in Höhe von 2 ¤/Tonne zu zahlen, sog. Zertifizierungskosten. Die Zahlung hat 
fünfzehn Tage nach Ablauf eines jeden Kalenderjahres zu erfolgen. 

 
Unternehmen, die sich erstmalig am Dualen System beteiligen, zahlen eine sog. Entrance 
Fee. 

 
Die Rücknahme und Entsorgung erfolgt durch HERRCO in Zusammenarbeit mit den grie- 
chischen Gemeinden. 

B2B/B2C Es gibt keine Unterscheidung zwischen B2B- und B2C-Verpackungen. 

Kennzeichnung Zwingende Vorgaben der Verpackungskennzeichnung sind nicht gegeben. 

Sonstiges Griechenland ist Mitglied bei Pro Europe. 
 

Letzte Änderung zum 30.06.2024 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Deutsch-Griechische Industrie- und Handelskammer (AHK Griechenland), Dorileou 10-12, 115 21 Athen 
Telefon: +30 210 6419000, Fax: +30 210 6445175, E-Mail: ahkathen@ahk.com.gr, Homepage: https://griechenland.ahk.de/ 

https://www.pro-e.org/
mailto:ahkathen@ahk.com.gr
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IRLAND 
 

Rechtliche Um- 
setzung 

Gesetzliche Grundlage ist S.I. No. 282/2014 - European Union (Packaging) Regulations 2014. 
 

Danach sind Verpackungshersteller verpflichtet, die anfallenden Verpackungen zu sammeln 
und zu verwerten. Die Hersteller können entweder dem Compliance-System „Repak Ltd.“ 
beitreten, welches die Verpflichtung übernimmt, oder unter bestimmten Voraussetzungen als 
„Self-Complier“ die Bestimmungen selbst erfüllen. 

Pflichten Her- 
steller, Handel, 
Importeure 

Alle Hersteller, Importeure, Vertreiber, Groß- oder Einzelhändler, die im Rahmen ihrer Ge- 
schäftstätigkeit Verpackungen in den irischen Markt liefern, unterliegen den Verpflichtungen 
des Verpackungsgesetzes. 

 
Ein Hersteller ist verpflichtet, den Abfall vor Ort für Recycling-/Wiederverwertungszwecke zu 
trennen. 

 
Unter Verpackung fällt jedes Material, jeder Behälter oder jede Umhüllung, die für oder im 
Zusammenhang mit dem Transport, dem Schutz, der Vermarktung oder dem Verkauf eines 
Produkts verwendet wird. 

 
Spezifizierte Verpackungen sind Aluminium-, Faserplatten-, Glas-, Papier-, Kunststofffolien-, 
Stahl- und Holzabfälle. 

 
Alle Hersteller sind verpflichtet, alle spezifizierten Verpackungsabfälle, die auf ihrem Gelände 
anfallen, zu trennen und zu recyceln und gebrauchte Verpackungen nach Möglichkeit (sofern 
nicht kontaminiert) an die Lieferanten zurückzugeben oder von einem Abfallunternehmen 
sammeln zu lassen. 

 
Pflichten eines „major producers“ (Großproduzent): Ein Unternehmen fällt dann unter diese 
Kategorie, wenn in einem Kalenderjahr ein Umsatz von mehr als einer Mio. Euro erzielt wor- 
den ist und jährlich mehr als 10 Tonnen Verpackungen auf den irischen Markt gebracht wer- 
den. 

 
Hier greifen zusätzliche Verpflichtungen. Das Unternehmen muss sich entweder bei der loka- 
len Behörde oder bei Repak registrieren. 

 
Um nicht den Verpflichtungen eines „major producer“ zu unterliegen, ist ein Jahresabschluss 
oder eine Erklärung eines Wirtschaftsprüfers bei der lokalen Behörde einzureichen, welche 
die Unterschreitung der Schwellenwerte bestätigt. 

Finanzierung/ 
Entsorgung 

Unternehmen, die „self-complier“ sind, haben folgende Verpflichtungen: 
 

• 15 ¤ Gebühr pro Tonne Verpackung (mindestens 500 ¤, höchstens 15.000 ¤) 
• jährliche Erneuerung der Registrierung bei der lokalen Behörde 
• Erstellung und Einreichen eines Abfallplans sowie ein vierteljährlicher Bericht 
• Bereitstellung von Einrichtungen für die Annahme, Trennung und Lagerung von 

Verpackungsabfällen 
• sowie die kostenfreie Annahme von ähnlichen Arten von Verpackungen wie die ge- 

lieferten kostenfrei von der Öffentlichkeit 
• zweimal jährlich Rücknahmeanzeigen in lokalen Zeitungen schalten 
• Aushänge bezüglich der Rücknahmeanzeigen an allen Eingängen zu ihren Ge- 

schäftsräumen zu machen 
• sicherzustellen, dass 60 % (nach Gewicht) der Verpackungen wiederverwertet wer- 

den 

http://www.irishstatutebook.ie/eli/2014/si/282/made/en/print
https://repak.ie/
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 Unternehmen, die sich Repak angeschlossen haben, haben folgende Verpflichtungen: 
 

• Entrichtung des Mitgliedsbeitrages (abhängig von Art und Menge der Verpackungs- 
materialien und der Klassifizierung des Unternehmens (Markeninhaber, Vertreiber, 
Einzelhändler)) 

• Vorlage halbjährlicher Berichte über Art und Menge der auf den Markt gebrachten 
Verpackungen 

Die Beiträge werden verwendet, um Rücknahme und Wiederverwertung von Verpackungsab- 
fällen zu organisieren. Im Rahmen des Repak-Rückerstattungssystems nehmen Entsorger im 
Gegenzug für gesammelte Verpackungsabfälle Zuschusszahlungen in Anspruch. 

B2B/B2C Eine Differenzierung findet nicht statt. 

Sonstiges Informationen zu Repak finden Sie hier: https://repak.ie/ 

Verpackungsgesetz: 

https://www.dlrcoco.ie/en/waste-regulations/packaging-waste 
https://www.greenstreets.ie/packaging-regulations 
https://www.indaver.com/ie-en/home/ 

 
Letzte Änderung zum 30.06. 2023 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Deutsch-Irische Industrie- und Handelskammer, 5 Fitzwilliam Street Upper, Dublin 2 
E-Mail: info@german-irish.ie, Homepage: https://www.german-irish.ie/ 

https://repak.ie/
http://www.dlrcoco.ie/en/waste-regulations/packaging-waste
http://www.greenstreets.ie/packaging-regulations
http://www.indaver.com/ie-en/home/
mailto:info@german-irish.ie
http://www.german-irish.ie/
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ITALIEN 
 

Rechtliche Um- 
setzung 

Die rechtliche Grundlage in Italien ist das Gesetzdekret 152/06. 
 

Laut dem Dekret müssen die Hersteller- und Verbraucherunternehmen für die ordnungsgemäße 
und wirksame Bewirtschaftung von Verpackungen und Verpackungsabfällen sorgen, die durch den 
Verbrauch ihrer Produkte entstehen. 

 
Die rechtlichen Verpflichtungen können folgendermaßen erfüllt werden: 

• durch die Organisation eines eigenen Systems 
• durch die Einrichtung eines Systems zur Rückgabe der Verpackungen 
• durch die Teilnahme an einem kollektiven System (Compliance-System) 

 
CONAI, das nationale Verpackungskonsortium, ist derzeit das einzige kollektive System für die Be- 
wirtschaftung von Verpackungen und Verpackungsabfällen in Italien, das durch das Gesetzesdek- 
ret 152/06 anerkannt ist. 

 
In Italien sind 90 % der Verpackungshersteller und Verpackungsanwender Mitglieder von CONAI. 

Pflichten Her- 
steller, Handel, 
Importeure 

Nach den italienischen Rechtsvorschriften sind die Verpackungshersteller und Verpackungsher- 
steller und Verpackungsverwender verantwortlich für die Sammlung, die Wiederverwendung und 
die Verwertung von Verpackungen und Verpackungsabfällen. 

 
Gemäß Artikel 218, Absatz 1 des Gesetzesdekrets 152/06 gelten „Verpackungshersteller“ als: 

• Lieferanten von Verpackungsmaterial 
• Hersteller, Verarbeiter und Importeure von leeren Verpackungen und 

Verpackungsmaterialien 
 

Diese haben die Verpflichtung, der CONAI und den CONAI-Lieferkettenkonsortien beizutreten, die 
in Verkehr gebrachten Verpackungsmengen periodisch zu melden und den entsprechenden 
Umweltbeitrag zu bezahlen. 

 
Als „Verpackungsverwender“ gelten: 

 
• Händler, Vertreiber, Abfüller, Verwender von Verpackungen 

 
Diese müssen sich bei CONAI anmelden und den CONAI-Beitrag zahlen, der in den vom nationalen 
Verpackungshersteller ausgestellten Rechnungen enthalten ist. 

 
• Importeure von verpackten Waren 

 
Diese sind, wie bei den Verpackungsherstellern, verpflichtet, sich bei CONAI und den CONAI 
Lieferkettenkonsortien zu registrieren, die periodischen Meldungen in das Portal einzutragen und 
den entsprechenden Umweltbeitrag zu zahlen. 

 
Diese Pflichten gelten für alle italienischen Unternehmen sowie für ausländische Unternehmen, 
die eine Niederlassung in Italien haben. 

 
Ausländische Onlinehändler ohne Niederlassung in Italien haben aktuell keine Pflicht, sich bei 
CONAI anzumelden. Sie haben jedoch die Möglichkeit (daher nicht die Verpflichtung), die 
Meldeanforderungen der italienischen Kunden zu übernehmen. In diesem Fall kann sich die 
ausländische Firma registrieren und die Verpflichtungen erfüllen, indem sie einen italienischen 
Steuervertreter ernennt oder ein direktes Identifizierungsverfahren in Italien einrichtet. 

Finanzierung Das italienische Entsorgungssystem wird durch den CONAI-Beitrag (in Tonnen berechnet) finanziert, 
der je nach Verpackungsmaterial unterschiedlich hoch sein kann. 

https://www.normattiva.it/atto/caricaDettaglioAtto?atto.dataPubblicazioneGazzetta=2006-04-14&atto.codiceRedazionale=006G0171&atto.articolo.numero=0&atto.articolo.sottoArticolo=1&atto.articolo.sottoArticolo1=10&qId=1396e979-f565-422f-b933-e05e4785087a&tabID=0.5745117389684502&title=lbl.dettaglioAtto
https://www.etichetta-conai.com/de/
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 Die Umweltbeiträge können sich jährlich ändern. Hier eine aktuelle Übersicht über den CONAI- 
Beitrag nach Verpackungsmaterial (2022): 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 

 
Die oben genannten Preise beziehen sich auf das Normalmeldungsverfahren. Es gibt zudem auch 
ein vereinfachtes Verfahren, das eine pauschale Berechnung des Umweltbeitrags vorsieht (nur für 
den Import von verpackten Waren). 

 
Die Meldungen können jährlich, quartalsweise oder monatlich erfolgen, je nachdem, wie hoch die 
im vorangegangenen Kalenderjahr gemeldeten Umweltbeiträge waren. 
 

Entsorgung Die Rücknahme und Entsorgung erfolgt durch CONAI und die CONAI-Lieferkettenkonsortien in 
Zusammenarbeit mit den italienischen Gemeinden. 

B2B/B2C Sowohl B2B- als auch B2C-Verpackungen müssen gemeldet werden. Die CONAI-Beiträge gelten 
für alle Verkaufs-, Transport- und Versandverpackungen. 

Kennzeichnung Am 1. Januar 2023 ist gemäß dem Gesetzesdekret Nr. 116 vom 3. September 2020 die Um- 
weltkennzeichnungspflicht in Kraft getreten, d. h. die Pflicht zur korrekten Kennzeichnung der in 
Italien in Verkehr gebrachten Verpackungen. 

Diese Verpflichtung betrifft sowohl die Hersteller als auch die Abfüller und Vertreiber von Verpa- 
ckungen, die für den italienischen Markt bestimmt sind. 

Mehr Infos stehen Ihnen unter diesen Links zur Verfügung: 

Heim - Umweltkennzeichnung von Verpackungen (etichetta-conai.com) 

FAQs - Umweltkennzeichnung von Verpackungen (etichetta-conai.com) 

 

Material Umweltbeitrag 
Stahl/Eisenmetalle 5,00 ¤/t 

Aluminium 12,00 ¤/t 

PPK Kategorie 1 - 65,00 ¤/t; 
Kategorie 2 - 85,00 ¤/t; 
Kategorie 3 - 175,00 ¤/t; 
Kategorie 4 - 305,00 ¤/t 

Holz 7,00 ¤/t 
Kunststoff Gruppe A1.1 - 24,00 ¤/t;  

Gruppe A1.2 - 90,00 ¤/t;  
Gruppe A2 - 220,00 ¤/t;  
Gruppe B1.1 - 224,00¤/t;  
Gruppe B1.2 - 233,00¤/t;  
Gruppe B2.1 - 441,00¤/t;  
Gruppe B2.2 - 589,00¤/t;  
Gruppe B2.3 - 650,00¤/t;  
Gruppe C - 655,00¤/t; 

biologisch abbauba- 
rer und kompostier- 
barer Kunststoff 

130,00 ¤/t 

Glas 15,00 ¤/t 
 

https://eur02.safelinks.protection.outlook.com/?url=https:%2F%2Fwww.etichetta-conai.com%2Fde%2F&data=04%7C01%7Cprojekte%40ahk.it%7C1f988f51a72f493e49d008d9c469ec29%7Ccfc89c5ba6004361aa6a658ee3ca076f%7C0%7C0%7C637756781486804665%7CUnknown%7CTWFpbGZsb3d8eyJWIjoiMC4wLjAwMDAiLCJQIjoiV2luMzIiLCJBTiI6Ik1haWwiLCJXVCI6Mn0=%7C3000&sdata=64Mhpn8HEf%2F61gPEG30rXXkhWlRUrLokLP1zoABdnIw=&reserved=0
https://eur02.safelinks.protection.outlook.com/?url=https:%2F%2Fwww.etichetta-conai.com%2Fde%2Ffaqs%2F&data=04%7C01%7Cprojekte%40ahk.it%7C1f988f51a72f493e49d008d9c469ec29%7Ccfc89c5ba6004361aa6a658ee3ca076f%7C0%7C0%7C637756781486814620%7CUnknown%7CTWFpbGZsb3d8eyJWIjoiMC4wLjAwMDAiLCJQIjoiV2luMzIiLCJBTiI6Ik1haWwiLCJXVCI6Mn0=%7C3000&sdata=ktE7AKMmrbk5%2Flz5jxl2Y9lHGPifIy6X3TpkRnCog6c=&reserved=0
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Sonstiges Am 14. Januar 2022 trat das Gesetzesdekret-Nr. 196 vom 8. November 2021 in Kraft, mit dem die 
2019 verabschiedete europäische Richtlinie über Einwegkunststoffe (SUP) umgesetzt wurde. Das 
Dekret verbietet die Einführung von Einweg-Plastikprodukten in Italien. 

Die Unternehmen haben weiterhin die Möglichkeit, Vorräte abzubauen, sofern sie nachweisen 
können, diese vor dem 14. Januar 2022 in Verkehr gebracht zu haben. Ab dem 4. Juli 2024 sind in 
den Getränkebehältern mit einem Fassungsvermögen von nicht mehr als drei Litern integrierte 
Deckel und Verschlüsse vorgeschrieben. 

Letzte Änderung zum 30.06. 2024 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Deutsch-Italienische Handelskammer (AHK Italien), Via Gustavo Fara 26, 20124 Mailand 
Telefon: +39 02 679131, Fax: +39 02 66980964, E-Mail: info@ahk.itmailto:info@german-irish.ie, Homepage: https://www.ahk-italien.it 
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KROATIEN 
 

Rechtliche Umset- 
zung 

Die Verordnung über Verpackungen und Verpackungsabfälle (Amtsblatt 88/2015, 78/2016, 
116/2017,14/2020, 144/2020) regelt den Umgang mit Verpackungen und Verpackungsab- 
fällen. Die Bestimmungen gelten für alle in Verkehr gebrachten Verpackungen und für alle 
Verpackungsabfälle, die in Industrie, Handel, Dienstleistungstätigkeiten, Haushalten oder 
sonstigen Anfallstellen verwendet werden oder anfallen, unabhängig vom verwendeten 
Material. 

 
Das System der Verpackungsabfallwirtschaft beruht auf Gebühren und wird von einem 
Fonds verwaltet (Umweltschutz- und Energieeffizienzfonds). Folgende Gebühren sind zu 
entrichten: 

• Entsorgungsgebühr 
Gebühr für die Bewirtschaftung von Abfallverpackungen zur Kostendeckung für 
die Sammlung und Behandlung von Abfallverpackungen - Verwaltungskosten 
(Sammlung, Lagerung, Transport und Verwertung) 

• Rücknahmegebühr 
Pfandgebühr, die als Anreiz gezahlt wird, um den Inhaber zu veranlassen, die Ge- 
tränkeabfallverpackungen dem Getränkeverkäufer oder dem Betreiber des Recyc- 
linghofes zu übergeben und dafür die vorgeschriebene Pfandgebühr zu erhalten. 
Die Verbraucher zahlen kein Pfand auf Getränkeverpackungen, aber sie erhalten 
von den Verkäufern eine Entschädigung, wenn sie die leeren Verpackungen zu- 
rückgeben. 

 
Händler, die Getränkeverpackungen anbieten, sind verpflichtet, auch andere Verpackungen 
zurückzunehmen. 

 
Die kroatische Umweltagentur (CEA) veröffentlicht jährlich Daten bezüglich Mengen von 
produzierten, importierten und exportierten Verpackungen sowie Daten über Verpackungs- 
abfälle, die anfallen, gesammelt, verwertet und exportiert werden. Die Informationen sind 
online verfügbar. 

Pflichten Herstel- 
ler, Handel, Im- 
porteure 

Gemäß den Bestimmungen der Verordnung über Verpackungen und Verpackungsabfälle 
(Amtsblatt NN 137/2023) ist der Hersteller eines in einer Verpackung verpackten 
Produkts eine juristische oder natürliche Person, die in einer Verpackung verpackte 
Produkte entwickelt, herstellt, verarbeitet, veredelt, verkauft, einführt, importiert oder 
vermarktet. 
Verpackungen sind alle Produkte aus beliebigen Materialien aller Art, die zur Umschlie- 
ßung, zum Schutz, zur Handhabung, zur Lieferung und zur Präsentation von Waren ver- 
wendet werden sollen, vom Rohstoff bis zur verarbeiteten Ware, vom Hersteller bis zum 
Verbraucher. 

 
Hersteller haben Mindestziele für die Verwertung von Verpackungen zu erreichen. Dieser 
Pflicht wird dadurch nachgekommen, dass entsprechend der Menge der Verpackungen, die 
in Verkehr gebracht wurde, die Entsorgungsgebühr entrichtet wird. 

 
Kleinhersteller ist, wer jährlich weniger als 

• 300 kg Glasverpackungen 
• 100 kg Papierverpackungen, Kartonverpackungen und mehrschichtige (Verbund-) 

Verpackungen mit einem vorherrschenden Papier-Karton-Anteil 
• 50 kg Metallverpackungen 
• 50 kg Kunststoffverpackungen 
• 50 kg Holzverpackungen 
• 50 kg Verpackungen aus anderen Verpackungsmaterialien 

vermarktet. Diese müssen die Zielvorgaben nicht erreichen. 
 

Die Hersteller dürfen nur solche Verpackungen in Verkehr bringen, die den grundlegenden 
Anforderungen an die Herstellung und Zusammensetzung von Verpackungen und deren 
Eignung zur Wiederverwendung und Verwertung, einschließlich der stofflichen Verwer- 
tung, entsprechen. 

https://narodne-novine.nn.hr/clanci/sluzbeni/2015_08_88_1735.html
https://narodne-novine.nn.hr/clanci/sluzbeni/2016_08_78_1795.html
https://narodne-novine.nn.hr/clanci/sluzbeni/2017_11_116_2685.html
https://narodne-novine.nn.hr/clanci/sluzbeni/2020_02_14_253.html
https://narodne-novine.nn.hr/clanci/sluzbeni/2020_12_144_2773.html
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Finanzierung/ Ent- 
sorgung 

Die Verordnung über Verpackungen und Verpackungsabfälle (Amtsblatt 137/2023) sieht vor, 
dass Hersteller/Importeure/Verpacker beim Inverkehrbringen von in Verpackungen 
verpackten Produkten in der Republik Kroatien die folgenden Entgelte an den Fonds 
entrichten: 

• das Entgelt für die Entsorgung von Verpackungsabfällen zur Deckung der Kosten 
für die Sammlung und Verarbeitung von Verpackungsabfällen in dem vom Fonds 
verwalteten System 

• das Rücknahmeentgelt, das sie als Anreizmaßnahme entrichten, um den 
Eigentümer zu veranlassen, die Altgetränkeverpackungen an den Verkäufer, der 
Getränke im Angebot hat, oder an die Person, die den Recyclinghof betreibt, 
abzugeben und den vorgeschriebenen Betrag des Rücknahmeentgelts zu erhalten. 

Gemäß Artikel 7 der Verordnung der Regierung der Republik Kroatien über die 
Bewirtschaftung von Verpackungsabfällen (Amtsblatt 97/2015, 7/2020, 140/2020, 84/2021) 
wird das Bewirtschaftungsentgelt pro Art und Menge der Verpackung und pro Einheit der 
auf dem Gebiet der Republik Kroatien in Verkehr gebrachten Produkte gezahlt. 

 
Die Sammlung von Verpackungsabfällen erfolgt durch die Entsorgungsunternehmen, die 
mit dem Fonds einen Vertrag geschlossen haben und die entsprechenden Aufgaben über- 
tragen bekommen haben. 
Der Fonds übernimmt für die Hersteller, die das Entgelt entrichtet haben, die Verpflich- 
tung, die Zielvorgaben entsprechend dem entrichteten Entgelt zu erreichen und verwaltet 
und behandelt die Verpackungsabfälle zu diesem Zweck.  
Bis zur Erstellung des "Registers der Hersteller mit erweiterter Haftung" sind die Hersteller 
ab dem 23.11.2023 verpflichtet, dem Fonds Daten über die Art und Menge der Ver-
packungen ("Formular AO10 - Bericht über die Art und Menge der Einwegverpackungen", 
"Formular AO3 - Bericht über die Art und Menge der auf dem Gebiet der Republik 
Kroatien in Verkehr gebrachten Mehrwegverpackungen") und Daten über die Menge der 
Kunststoffprodukte zum einmaligen Gebrauch aus der Liste E, Anhang III. des Abfall-
wirtschaftsgesetzes (Amtsblatt 84/2021), die in der Republik Kroatien auf den Markt 
gebracht wurden, bis zum 10. des laufenden Monats für das vorangegangene Vierteljahr, zu 
übermitteln. 
Durch das interne Dokument des Fonds vom 31. Januar 2024 wurden die bestehenden 
Formulare durch neue ersetzt: 
Formular AOJ ("Bericht über die Art und Menge der Einwegverpackungen") und Formular 
AOP ("Bericht über die Art und Menge der Mehrwegverpackungen"). Die oben genannten 
Formulare sind auszufüllen, wenn Daten über die Menge und Art von Verpackungen und 
Verpackungsabfällen, die ab dem 1. April 2024 in der Republik Kroatien in Verkehr gebracht 
werden, eingereicht werden. 
E-Mail-Adresse für die Übermittlung der beglaubigten Formulare: zadjes@fzoeu.hr 
Ausführliche Informationen und Formulare sind auf der Website des Umweltschutzfonds zu 
finden: https://www.fzoeu.hr/en/packaging-and-packaging-waste-fee/1407 (auf Englisch). 

B2B/B2C Eine Differenzierung findet nicht statt. 

Kennzeichnung • Der Hersteller, der die Getränke in der Republik Kroatien nicht in einer Verpackung 
vertreibt, die dem Rücknahmesystem unterliegt, darf die Verpackung dieser 
Getränke nicht mit dem Zeichen des Rücknahmesystems kennzeichnen. 

• der Hersteller, der eine Mehrwegverpackung in Verkehr bringt, ist verpflichtet, 
diese Verpackung mit einer Kennzeichnung für Mehrwegverpackungen zu 
kennzeichnen. 

• der Hersteller, der Produkte in Verkehr bringt, die gefährliche Stoffe enthalten, ist 
verpflichtet, die Verpackung dieser Produkte gemäß der Verordnung (EG) Nr. 
1272/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 2008 
über die Einstufung, Kennzeichnung und Verpackung von Stoffen und Gemischen 
zu kennzeichnen. 

Sonstiges Weitere Information zum Getränkepfandsystem finden Sie hier.  
Kroatien ist Mitglied bei Pro Europe. 
Letzte Änderung zum 30.06.2024 

 

Deutsch-Kroatische Industrie- und Handelskammer (AHK Kroatien), Strojarska cesta 22/11, 10000 Zagreb 
Telefon: +385 (0)1 6311 600, E-Mail: info@ahk.hr, Homepage: https://kroatien.ahk.de/ 

https://www.fzoeu.hr/en/packaging-and-packaging-waste-fee/1407
https://www.bottlebill.org/index.php/current-and-proposed-laws/worldwide/croatia
https://www.pro-e.org/
mailto:info@ahk.hr
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LUXEMBURG 
 

Rechtliche Um- 
setzung 

Gesetzliche Grundlage ist die Neufassung des Verpackungsgesetzes von 2017 (Loi du 9 juin 
2022 modifiant la loi du 21 mars 2017 relative aux emballages et aux déchets 
d’emballages). 

Pflichten Her- 
steller, Handel, 
Importeure 

Das Gesetz gilt für jeden, der in Luxemburg Produkte verpackt oder für den luxemburgischen 
Markt verpacken lässt bzw. Importeure, die im Ausland verpackte Waren in Luxemburg auf 
den Markt bringen. Gemäß diesem Gesetz sind ausländische Unternehmen in Luxemburg ver- 
packungsverantwortlich, wenn sie direkt an Haushalte oder an Verbraucher verkaufen, die 
keine Haushalte sind. 

 
Hat der Hersteller seinen Sitz im Ausland und liefert er nicht direkt an Endkunden, so ist im 
Normalfall der inländische Importeur, der die Ware in Luxemburg in Umlauf bringt, verpa- 
ckungsverantwortlich. 

 
Ausländische Unternehmen ohne Verpackungspflicht können jedoch auf freiwilliger Basis die 
Verpackungsverantwortung ihrer luxemburgischen Kunden übernehmen. 
Ausländische Importeure mit luxemburgischer Umsatzsteuernummer unterliegen auch ohne 
Niederlassung grundsätzlich den gesetzlichen Bestimmungen. 

 
Pflichten: 

• Rücknahme von Verpackungen, um durch Recycling oder Wiederverwertung die ge- 
setzlichen Recyclingziele zu erreichen 

• Die luxemburgische Umweltverwaltung jährlich darüber in Kenntnis setzen, welche 
Maßnahmen man ergriffen hat, um seine Recyclingziele zu erreichen 

• Den Verbraucher über bereits ergriffene Maßnahmen zur Abfallreduktion zu infor- 
mieren 

 
Prinzipiell unterliegen alle Verpackungsabfälle der Rücknahmepflicht. Es gibt keine Bagatell- 
grenzen. 

 
Insbesondere: Pflichten des Onlinehandels 
Wenn ausländische Unternehmen direkt an den Endverbraucher verkaufen, unterliegt das Un- 
ternehmen grundsätzlich allen gesetzlichen Bestimmungen, das heißt alle Registrierungs-, 
Lizenzierungspflichten und Informationspflichten gelten auch für ihn. Auch Versandkartons 
gelten ausdrücklich als Verkaufsverpackung. 

Finanzierung/ 
Entsorgung 

Die Entsorgung der Verpackungen wird über die Mitgliedsbeiträge bei Valorlux finanziert. 
 

Valorlux nutzt diese Beiträge, um Verpackungen einzusammeln, zu sortieren und zu recyceln. 
Eine weitere Finanzierungsquelle sind Einkünfte aus dem Verkauf der eingesammelten Mate- 
rialien. 

 
Verantwortlich für das Einsammeln und die Verwertung von Restmüll sind die Städte und Ge- 
meinden. Diese haben sich in drei regionalen Zweckverbänden zusammengeschlossen. 

 
Die Finanzierung erfolgt über den Verkauf von speziell lizenzierten Restabfallsäcken. 

B2B/B2C Gewerbliche Verpackungen als auch Transportverpackungen müssen ab 2024 über Valorlux 
deklariert werden. Die erste Meldung muss 2025 eingereicht werden. 
 
Diese Verpflichtung gilt für Unternehmen, 

• die in Luxemburg ansässig sind und industrielle Produkte verpacken oder verpacken 
lassen, um sie auf den luxemburgischen Markt zu bringen oder  

• Unternehmen, die in Luxemburg ansässig sind und Produkte mit industriellen 
Verpackungen importieren oder importieren lassen. 

https://faolex.fao.org/docs/pdf/lux193018.pdf
https://www.valorlux.lu/de
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 Auch für Verpackungen, die in Privathaushalten anfallen, ist normalerweise das erste luxem- 
burgische Unternehmen verantwortlich. Dieses kann die gesetzlichen Bestimmungen selbst 
umsetzen oder Valorlux damit beauftragen. Damit kommt es seinen gesetzlichen Verpflich- 
tungen nach. 

 
Luxemburgische Unternehmen können die Meldungspflichten im Rahmen eines Mandates an 
das ausländische Unternehmen übertragen. 

 
Bei Verkäufen an private Endkunden im Fernabsatz liegt die Verpackungsverantwortlichkeit 
prinzipiell beim ausländischen (Online-)Händler. 

 
Weiterhin gilt auch hier zu beachten, dass ausländische Unternehmen mit luxemburgischer 
Umsatzsteuernummer auch ohne Niederlassung grundsätzlich den gesetzlichen Bestimmun- 
gen unterliegen. 
 
Valorlux stellt eine Liste zur Unterscheidung zwischen Haushalts- und industriellen 
Verpackungen zur Verfügung: „Graue Liste“  
 

Kennzeichnung Zurzeit gibt es keine Verpflichtung, Sortierhinweise auf den Verpackungen anzubringen. Die 
Kennzeichnung mit dem „Grünen Punkt“ ist ebenfalls nicht verpflichtend. Elektrische und 
elektronische Geräte als auch Batterien müssen entsprechend der geltenden EU-Richtlinien 
gekennzeichnet werden. 

Sonstiges https://aev.gouvernement.lu/de.html 
 

Letzte Änderung zum 30.06.2024 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Deutsch-Belgisch-Luxemburgische Handelskammer, Manhattan Office Tower, Bolwerklaan 21/Avenue du Boulevard, 1210 Brüssel, Belgien 
Telefon: +32 2 203 50 40, Fax: +32 2 203 22 71, E-Mail: ahk@debelux.org, Homepage: http://debelux.ahk.de 

https://aev.gouvernement.lu/de.html
mailto:ahk@debelux.org
http://debelux.ahk.de/
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NIEDERLANDE 
 

Rechtliche Umset- 
zung 

Gesetzliche Grundlage ist das „Besluit beheer verpakkingen, papier en karton” vom 1. Ja- 
nuar 2006. 2013 wurde die niederländische Verpackungssteuer in einen Abfallverwal- 
tungsbeitrag Verpackungen (Afvalbeheersbijdrage Verpakkingen) an den eigens dafür ge- 
gründeten Stiftung mit dem Namen Verpact (seit dem 01.01. 2024) ist der neue Namen von 
„Stichting Avfalfonds Verpakking“) umgewandelt. (wetten.nl - Regeling - Besluit beheer 
verpakkingen 2014 - BWBR0035711 (overheid.nl)) 

 
Am 27. Juni 2012 haben das Ministerium für Infrastruktur und Umwelt und das niederlän- 
dische Verpackende Gewerbe daher den neuen Rahmenvertrag für Verpackungen „Raamo- 
vereenkomst verpakkingen 2013 - 2022“ unterzeichnet. In diesem Rahmenvertrag wurden 
die Vereinbarungen festgelegt, die sich aus der gesetzlichen Produzentenverantwortung 
ergeben. Das Gesetz zielt sowohl auf die Verminderung der Verpackungsmenge als auch 
auf die Verwendung von umweltfreundlichen Verpackungen ab. Danach hat grundsätzlich 
der Verursacher von Verpackungsmüll die Kosten für die Beseitigung des Verpackungsmülls 
zu tragen. 

 
Im Jahr 2019 wurden zwischen dem Abfallfonds Verpackungen und dem Verband der nie- 
derländischen Gemeinden neue Vereinbarungen getroffen, die die bestehende Richtlinie 
bis 2029 ergänzen und verlängern. Nähere Informationen hierzu finden Sie hier. 

Pflichten Herstel- 
ler, Handel, Im- 
porteure 

Seit dem 1. Januar 2013 fakturiert der Abfallfonds bei den Unternehmen, die jährlich mehr 
als 50.000 kg Verpackungsmaterial in den Niederlanden in Umlauf bringen, den verbindli- 
chen Abfallverwaltungsbeitrag. 

 
Bis Ende 2012 haben diese Unternehmen die Verpackungssteuer an das niederländische Fi- 
nanzamt (Belastingdienst) entrichtet. 

 
Der Abfallverwaltungsbeitrag wird dann fällig, wenn mindestens eine der nachfolgenden 
Bedingungen zutrifft: 

• Das Unternehmen (Produzent oder Importeur) bringt die Verpackungen als erstes 
Unternehmen in den Niederlanden in Verkehr 

• Das Unternehmen entfernt die Verpackungen als erstes Unternehmen in den Nie- 
derlanden von den Produkten und entsorgt diese 

• Das Unternehmen stellt Handelsverpackungen in den Niederlanden an Dritte zur 
Verfügung oder bietet diese zusammen mit einem oder mehreren Produkten an 

Seit 1. Januar 2018 gilt diese Regelung auch für ausländische Unternehmen, die direkt 
(online) an Verbraucher in den Niederlanden verkaufen. 
 
Single Use Plastic  
Am 3. Juli 2021 traten in den Niederlanden verschiedene Maßnahmen im Rahmen der 
europäischen Single Use Plastic Directive in Kraft. Diese SUP-Richtlinie umfasst ab dem 5. 
Januar 2023 auch die erweiterte Herstellerverantwortung für die Erstattung der Kosten für 
die Beseitigung, den Transport und die Verarbeitung der unter diese Richtlinie fallenden 
Verpackungen mit einem Kunststoffanteil im Abfall.  
SUP-Verpackungen fallen nicht unter die Bagatellgrenze von 50.000 Kilogramm 
Verpackungsmaterial pro Kalenderjahr. Das bedeutet, dass jede SUP-Verpackung angemeldet 
werden soll. 
 
Weitere Informationen werden auf der Website von Verpact zur Verfügung gestellt: Single-
Use Plastics (SUP) Directive | Verpact Das niederländische Institut für nachhaltige 
Verpackungen (KIDV) hat sechs Entscheidungsbäume erstellt, anhand derer beurteilt werden 
kann, ob verschiedene Arten von Verpackungen unter die Richtlinie über Einwegkunststoffe 
fallen und, falls ja, welche Maßnahmen für die betreffende Verpackung gelten. 
 

https://wetten.overheid.nl/BWBR0035711/2021-07-03
https://wetten.overheid.nl/BWBR0035711/2021-07-03
https://vng.nl/sites/default/files/2019-11/07a-ketenovereenkomst-verpakkingen-2020-2029.pdf
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Entsorgung/ 
Finanzierung 

Die Gemeinden können entscheiden, wie sie die Sammlung von Verpackungsabfällen orga- 
nisieren. Oftmals wird die Sammlung von Kunststoffverpackungen mit der Sammlung von 
Dosen und Getränkekartons kombiniert. Die Gemeinde sorgt dann dafür, dass das gesam- 
melte Material sortiert und recycelt wird. Es gibt auch Gemeinden, die sich für die nach- 
trägliche Trennung von Kunststoffen entscheiden. In diesem Fall muss der Konsument 
seine Kunststoffverpackungen nicht mehr vom Restmüll trennen. 

 
Das Entgelt für die verschiedenen Verpackungen richtet sich nach Sorte und Material der 
Verpackungen (Euro pro Kilogramm) und besteht aus zwei Komponenten: 

• den Nettokosten, die eine Materialsorte in der Einsammlungskette verursacht, der 
Verarbeitung und Vermarktung sowie 

• den allgemeinen Systemkosten. Diese werden proportional pro Kilogramm auf 
alle Materialsorten angerechnet. Mehr Information zu den Tarifen finden Sie hier: 
Tarieven | Afvalfonds Verpakkingen 

 
Alle Unternehmen sind verpflichtet, die Jahresabschlussmengenmeldung im darauffolgen- 
den Jahr vor dem 1. April einzureichen. Anschließend wird eine Schlussrechnung erstellt. 

B2B/B2C Unternehmen, die fast ausschließlich Gewerbeverpackungen (B2B) auf den Markt bringen, 
können für die „Regeling Bedrijfsverpakkers“ (Regelung für Gewerbeverpackungen) in Be- 
tracht kommen. Hier bezahlen Unternehmen einen niedrigeren Abfallverwaltungsbeitrag, 
müssen jedoch einige Voraussetzungen erfüllen. Bspw. muss belegt werden können, dass 
minimal 82 % des Verpackungsgesamtgewichtes Gewerbeverpackungen sind, die an ein 
Unternehmen in den Niederlanden geliefert wurden. 

 
Unternehmen, die diese Regelung nutzen wollen, müssen dies schriftlich beim Afvalfonds 
beantragen. Dem Schreiben sind Informationen zu den Verpackungen (Gewerbe- und Ver- 
kaufsverpackungen), Produktgruppen und zur Verpackungsadministration beizufügen, als 
Beleg, dass die genannten Voraussetzungen erfüllt werden. 

 
Es gibt drei Verpackungssorten bei Gewerbeverpackungen: 
Logistische Hilfsmittel, Gewerbeverpackungen und sonstige Verpackungen. 
Für logistische Hilfsmittel muss kein Abfallverwaltungsbeitrag bezahlt werden. Die Unter- 
scheidung zwischen Gewerbeverpackungen und sonstigen Verpackungen ist nur relevant 
für Unternehmen, die an der Regelung für Gewerbeverpackungen teilnehmen. Auf der 
Webseite des Afvalfonds ist eine Übersicht der Verpackungen zu finden, die als Gewerbe- 
verpackung definiert wurden. 

Kennzeichnung Eine Übersicht mit den Logos ist auf der Website von The Netherlands Institute for 
Sustainable Packaging ("KIDV") zu finden. 
Die Verwendung von Logos auf Verpackungen ist freiwillig. 

Sonstiges Informationen und Anmeldung beim Afvalfonds Verpakkingen erfolgen 
über nachfolgende Website: 
https://www.afvalfondsverpakkingen.nl/en 
Die Niederlande sind Mitglied bei Pro Europe. 

 
Letzte Änderung zum 30.06.2024 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 
 
  
 Deutsch-Niederländische Handelskammer, Nassauplein 30, NL-2585 EC Den Haag  
 Telefon: 0031 (0)70 3114 100, Fax: 0031 (0)70 3114 199, E-Mail: info@dnhk.org, Homepage: https://www.dnhk.org/ 

http://www.afvalfondsverpakkingen.nl/en
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NORWEGEN 
 

Rechtliche Umset- 
zung 

Norwegen hatte lange Zeit keine Vorschriften (Gesetzgebung), sondern freiwillige Bran- 
chenvereinbarungen bezüglich der Verpackungsentsorgung. Hintergrund war eine Reihe 
von Vereinbarungen zwischen dem Umweltministerium und der Wirtschaft aus dem Jahr 
1994 über die freiwillige Sammlung und das Recycling von Verpackungen. 

 
Die Branchenvereinbarungen wurden durch die Abfallverordnung, Kapitel 7, September 
2017 ersetzt. Die letzte Änderung der Verordnung Nr. 988 gilt seit 18.05.2022. 

 
Die Pflicht zur Mitgliedschaft in einem Entsorgungssystem gilt für Unternehmen, die den 
norwegischen Markt mit mindestens 1.000 kg in einer Verpackungsart pro Jahr beliefern. 
https://lovdata.no/dokument/SF/forskrift/2004-06-01-930/KAPITTEL_7#%C2%A77-5 

 
Außerdem besteht eine Pfandpflicht gemäß der Abfallverordnung, Kapitel 7, September 
2017. 

Pflichten Herstel- 
ler, Handel, Im- 
porteure 

Generell hat der norwegische Importeur die Herstellerverantwortung. 
Wenn der norwegische Importeur diese Pflicht nicht übernimmt, muss das ausländische 
Unternehmen diese Pflicht übernehmen. Dies empfiehlt sich bei Lieferungen an viele kleine 
norwegische Importeure. 

 
Ausländische Unternehmen haben eine Verantwortung, wenn diese direkt an norwegische 
Verbraucher (B2C über die Grenze) liefern. Beispiel: Onlinehandel. 

Entsorgung/ 
Finanzierung 

Es gibt in Norwegen zwei Rücknahme- und Entsorgungsunternehmen: 
Die Trennung der Fraktionen ist sehr umfangreich. 

 
Die Berechnung/Abrechnung der Gebühren/Beiträge ist sehr detailliert. 
Ein Gewichts- bzw. Stückentgelt wird an ein Rücknahmesystem bezahlt. 
Mit den Einnahmen finanzieren diese die Entsorgung und das Recycling der Verpackungen. 
Die Aufteilung der Fraktionen ist sehr umfangreich. Es gibt in Norwegen zwei Rücknahme- 
systeme. 

 
Bei dem Grønt Punkt Norge gibt folgende Meldepflichten: alle zwei Mo- nate oder 
jährlich. 

 
Mitgliedern melden jährlich mit einem Verpackungsvolumen von weniger als 

• 50 Tonnen Wellpappe 
• 20 Tonnen Kunststoffverpackungen 
• 20 Tonnen Glasverpackungen 
• 4 Tonnen Getränkekartons 
• 10 Tonnen Verpackungskarton 
• 20 Tonnen Metallverpackung 

B2B/B2C Die Systeme für die Sammlung und das Recycling von Verpackungen sind von Gemeinde zu 
Gemeinde unterschiedlich. In den meisten Gemeinden werden Getränkekartons, Papier, 
Pappe, Kartons, Metallverpackungen, Kunststoffverpackungen von Haushalten, Unterneh- 
men und Landwirtschaft, Glasverpackungen und Wellpappe eingesammelt. 

 
Für Verpackungen, welche sowohl beim privaten Endverbraucher, gleichgestellten Anfall- 
stellen und auch an gewerblichen Stellen anfallen, besteht eine Pflicht zur Systembeteili- 
gung. Damit sind folgende Verpackungen gemeint: primary, secondary und terciary. 

Kennzeichnung In Norwegen gibt es keine zwingenden Vorgaben der Verpackungskennzeichnung. 
Die Marke „Der Grüne Punkt“ ist beim norwegischen Patentamt als Gemeinschaftsmarke 
eingetragen. Der Grüne Punkt ist der Markeninhaber und Grønt Punkt Norge AS ist der ex- 
klusive Lizenznehmer für Norwegen mit dem Recht, die Verwendung der Marke in Norwegen 
weiterzugeben. 

https://lovdata.no/dokument/SF/forskrift/2004-06-01-930/KAPITTEL_7#%C2%A77-5
https://www.grontpunkt.no/packaging-labels/
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 Es gibt eine weitere freiwillige Verpackungskennzeichnung, welche in mehreren nordischen 
Ländern benutzt wird. 
Sie finden sie hier: Packaging labels - Grønt Punkt Norge 

Sonstiges Rücknahmesysteme in Norwegen: 
Returfellesskapet (Grüner Punkt Norwegen): https://www.grontpunkt.no 
Emballasjegjenvinning AS (Tochtergesellschaft von Norsirk) https://norsirk.no/ 
Treemballaje AS Treretur 
 

 
Letzte Änderung zum 30.06.2024 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Deutsch-Norwegische Handelskammer, Postboks 603 Skøyen, 0214 Oslo, Norwegen 
Telefon: +47 22 12 82 10, E-Mail: info@handelskammer.no, Homepage: https://norwegen.ahk.de/ 

https://www.grontpunkt.no/emballasjedesign/emballasjemerking?lang=en
http://www.grontpunkt.no/
https://norsirk.no/
https://www.treretur.no/
mailto:info@handelskammer.no
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ÖSTERREICH 
 

Rechtliche Um- 
setzung 

Die Vorschriften für den Umgang mit Verpackungen sind durch die Verpackungsverordnung 
2014 (VVO), geändert 2021 (BGBl. II 597/2021), das Abfallwirtschaftsgesetz 2002 (AWG), ge- 
ändert 2021 (BGBl. I Nr. 200/2021), die Elektroaltgeräteverordnung, geändert 2020 (BGBl. II 
Nr. 272/2020), sowie die Batterienverordnung, geändert (BGBl. II Nr. 311/2021), geregelt. 
Je nach Zuordnung der Verpackung ist für die Verantwortlichen eine Verpflichtung zur Rück- 
nahme und Mengenmeldung oder die Teilnahme an einem Sammel- und Verwertungssystem 
vorgesehen. 
Die Verpackungskoordinierungsstelle (VKS) ist für die Koordinierung des Sammel- und Verwer- 
tungssystems zuständig. 

Pflichten Her- 
steller, Handel, 
Importeure 

Die VVO richtet sich an Unternehmer, die in Österreich Verpackungen in Verkehr bringen: 
• Hersteller u. Importeure von Serviceverpackungen mit Sitz oder Ndlg. in Österreich 
• Abpacker in Österreich (keine Serviceverpackungen!) 
• Importeure mit Sitz oder Niederlassung in Österreich hinsichtlich der Verpackungen der 

von ihnen importierten Waren oder Güter 
• Eigenimporteure mit Sitz oder Niederlassung in Österreich, hinsichtlich der Verpackungen 

von Waren oder Gütern, die für den Betrieb des eigenen Unternehmens aus dem Ausland 
erworben werden und die im Unternehmen als Abfall anfallen 

• Versandhändler, die keinen Sitz oder Niederlassung in Österreich haben, und Verpackun- 
gen, oder Waren oder Güter in Verpackungen an einen privaten Letztverbraucher im Rah- 
men des Fernabsatzes im Sinne des § 5a KSchG übergeben 

Für Haushaltsverpackungen ist eine Teilnahme an einem Sammel- und Verwertungssys- 
tem festgelegt (§ 8 VVO). Für gewerbliche Verpackungen besteht, sofern keine Teilnahme an 
einem Sammel- und Verwertungssystem erfolgt, die Verpflichtung zur Rücknahme und Men- 
genmeldung (Selbsterfüller). Zurückgenommene Verpackungen sind wiederzuverwenden oder 
zu verwerten. Erreichen Selbsterfüller keine Rücklaufquote von 100 %, ist eine Komplemen- 
tärmengen-Lizenzierung erforderlich (rückwirkende Teilnahme an Sammel- und Verwer- 
tungssystem). Hinweis: Seit 01.01.2023 kann Selbsterfüller nur noch die Großanfallstelle und 
der Eigenimporteur sein. 

Ausnahmen: 
• Entpflichtung durch Vorlieferant: Nimmt die vorgelagerte Vertriebsstufe am Sammel- 

und Verwertungssystem teil, so entfällt die Teilnahmeverpflichtung des Primärverpflich- 
teten im jeweiligen Umfang. Der Nachweis dazu erfolgt über eine rechtsverbindliche Er- 
klärung (Rechnung oder Lieferschein der Vorvertriebsstufe). 

• Großanfallstellen: Fallen bei einem Unternehmen große Mengen (mind. 80 t PPK, 300 t 
Glas, 100 t Metalle, 30 t Kunststoffe) Verpackungsabfall an, besteht die Möglichkeit einer 
Eintragung in das vom BMK geführte Großanfallstellenregister unter Meldung der zu er- 
wartenden Verpackungsmenge. 

• Gewerbliche Verpackungen können verpflichtend einer Großanfallstelle übergeben wer- 
den. Die als Abfall angefallenen oder zur Verwertung übergebenen Verpackungen müssen 
über das EDM-Portal gem. Anhang 3 VVO gemeldet werden. 

• Eigenimporteure beziehen verpackte Waren oder Güter (Haushaltsverpackungen oder ge- 
werbliche Verpackungen) als gewerbliche Letztverbraucher. Sie müssen die Verpackungen 
wiederverwenden bzw. einen Sammler oder Behandler für die Verwertung der Verpackun- 
gen beauftragen. 

• Mehrweggebinde: Hersteller, Abpacker, Importeure und Vertreiber sind hinsichtlich dieser 
von den meisten der Verpflichtungen der VVO befreit. Es besteht die Verpflichtung, eine 
jährliche Meldung für erstmalig befüllte Mehrweggebinde und für als Abfall anfallende 
Mehrweggebinde im EDM-Portal bis zum 31. März des Folgejahres abzugeben. 

 
Pflichten des Onlinehandels: 
Ein Unternehmen, das Waren im Rahmen eines Fernabsatzvertrages an österreichische Endab- 
nehmer sendet, muss sicherstellen, dass die Verpackung nach österreichischem Recht lizen- 
ziert ist. Hierfür ist die Verpackungsmenge bei einem in Österreich eingerichteten und geneh- 
migten Sammel- und Verwertungssystem zu lizenzieren. Gleichzeitig muss das Unternehmen 
einen Bevollmächtigten bestellen (siehe unten). 

 

https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=20008902
http://www.vks-gmbh.at/
https://www.bmk.gv.at/themen/klima_umwelt/abfall/Kreislaufwirtschaft/verpackungen/grossanfall.html
https://secure.umweltbundesamt.at/edm_portal/home.do
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 Einwegpfandsystem ab 2025: 
Ab dem 01. Januar 2025 werden Einweggetränkeverpackungen aus Kunststoff und Metall mit 
einem Volumen von 0,1 bis maximal 3 Liter (ausgenommen sind Milchverpackungen und 
Tetrapacks) mit einem Pfand in Höhe von 25 Cent versehen.  
Die betroffenen Einweggetränkeverpackungen werden mit einem Pfandsymbol gekennzeichnet. 

Entsorgung/ Fi- 
nanzierung 

Durch Teilnahme des Verpflichteten an einem Sammel- und Verwertungssystem, welches die 
Verwertung der Abfälle übernimmt, kann das Verpackungsmaterial entpflichtet werden. Eine 
Übersicht der genehmigten Sammel- und Verwertungssystemen findet sich hier. 
Für die Teilnahme an einem Sammel- und Verwertungssystem fallen Lizenzgebühren an, die von 
Art und Gewicht der Verpackung abhängig sind. Siedlungsabfälle, Restmüll (§ 2 Abs. 4 Z. 2 
AWG) sowie anfallende Müllgebühren sind in Österreich Aufgabe der Bundesländer. 
 
Meldeverpflichtungen seit 2022 (Meldung am 15.03. des Folgejahres) (§§ 9 u. 13 VVO) für: 
• Wiederverwendbare Verpackungen 
• Verkaufsverpackungen 
• Einwegkunststoffprodukte (§ 21a VVO) 

B2B/B2C Verpackungen werden entweder Transport-, Verkaufs- oder Serviceverpackungen zugeordnet. 
Darüber hinaus ist zwischen Haushaltsverpackungen und gewerblichen Verpackungen zu 
unterscheiden. Daraus ergibt sich, welchen der oben beschriebenen Pflichten der Unternehmer 
nachkommen muss. 
Haushaltsverpackungen sind nach § 13h Abs. 1 AWG: 
• Verpackungen mit einer Fläche bis 1,5 m²/Hohlkörper mit Nennfüllvolumen bis 5 L oder 

im Falle EPS eine Masse bis 0,15 kg pro Verkaufseinheit, die in privaten Haushalten oder 
in vergleichbaren Anfallstellen (§ 13h AWG) anfallen 

• Serviceverpackungen, wie z. B. Tragetaschen (§ 3 Z. 7 VVO) sowie Verkaufsverpackungen 
aus PPK 

 
Hinweis: Seit 2023 sind Haushaltsverpackungen nach den Sammelkategorien gem. Anh. 5 
Punkt 1 VVO getrennt zu sammeln, wobei eine gemeinsame Sammlung von Kunststoff und 
Metallen ab dann zulässig ist und diese ab 2025 (mit Einführung des Einwegpfandsystems) 
gemeinsam zu sammeln sind. 

 
Gewerbliche Verpackungen sind nach § 13h Abs. 3 AWG: 
• Verpackungen, die keine Haushaltsverpackungen sind 
• Transportverpackungen (§ 3 Z. 6 VVO) 
• Trayfolien (§ 3 Abs. 1 VerpackungsabgrenzungsV), Paletten, Umreifungs- u. Klebebänder 
• Haushaltsverpackungen, die der Quote wegen in der VerpackungsabgrenzungsV (s. Pro- 

duktgruppen) wie gewerbliche Verpackungen zu entpflichten sind 
 

Vorgaben zur Abgrenzung zwischen Haushaltsverpackungen und gewerblichen Verpackungen 
finden sich in der Verpackungsabgrenzungsverordnung (BGBl. II Nr. 631/2020). 

Bevollmächti- 
gung 

Bevollmächtigungspflicht seit 01.01.2023: Fernabsatzhändler/ Versandhändler/ Onlinehänd- ler, 
die an Endkunden in Österreich liefern, müssen für in Österreich in Verkehr gesetzte Ver- 
packungen und für Einwegkunststoffprodukte einen Bevollmächtigten für ausländische Per- 
sonen bestellen. Personen mit Sitz im Ausland, welche an andere als private Letztverbraucher in 
Österreich liefern, können einen Bevollmächtigten für ausländische Personen bestellen. Der 
Bevollmächtigte ist für die Erfüllung der Verpflichtungen verantwortlich. 
Die DHK kann als Bevollmächtigter bestellt werden. Weiterführende Informationen unter:  
https://oesterreich.ahk.de/de/dienstleistungen/umweltreporting-compliance 

Kennzeichnung Wiederverwendbare Verpackungen können zur Unterscheidung mit einer Kennzeichnung für 
„Mehrweg“ versehen werden. Seit 01.01.2022 sind Letztvertreiber von Getränkeverpackungen 
im Lebensmitteleinzelhandel (gem. §13q AWG) dazu verpflichtet. 

Sonstiges Weitere Informationen finden Sie auf der Homepage des BMK. 
 
Letzte Änderung zum 30.06.2024 

https://www.ris.bka.gv.at/NormDokument.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=20002086&Paragraf=13h
https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=20009078
https://oesterreich.ahk.de/de/dienstleistungen/umweltreporting-compliance
https://www.bmk.gv.at/themen/klima_umwelt/abfall/Kreislaufwirtschaft/verpackungen.html
mailto:office@dhk.at
http://www.dhk.at/
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POLEN 
 

Rechtliche Umset- 
zung 

Seit dem 13. Juni 2013 wird die Bewirtschaftung von Verpackungen und Verpackungsab- 
fällen in Polen durch das Gesetz über Verpackungs- und Verpackungsabfallwirtschaft 
(GBl.2019.542) geregelt. Das Gesetz legt fest: 

 
1) Anforderungen an die in Verkehr zu bringenden Verpackungen 
2) Grundsätze der Arbeitsweise von Organisationen zur Verwertung von Verpackungen 
3) Grundsätze für den Umgang mit Verpackungen und Verpackungsabfällen 
4) Regeln für die Festlegung und Einziehung der Produktgebühr und der Recyclinggebühr 

Pflichten Herstel- 
ler, Handel, Im- 
porteure 

In der Abfallwirtschaft sind die Verantwortlichen in der Regel die Abfallerzeuger. 
 

Ein Abfallerzeuger ist jeder, durch dessen Tätigkeit oder Existenz Abfall entsteht 
(ursprünglicher Abfallerzeuger) und jeder, der Vorbehandlungen, Vermischungen oder 
andere Vorgänge durchführt, die zu einer Veränderung der Art oder der Zusammensetzung 
dieses Abfalls führen. Der Erzeuger von Abfällen, die bei der Bereitstellung von Bau-, 
Abbruch-, Anlagen-, Tank- oder Ausrüstungsreinigungs- und Reinigungs-, Wartungs- und 
Reparaturdienstleistungen entstehen, ist derjenige, der die Dienstleistung erbringt, sofern 
im Dienstleistungsvertrag es nicht anders geregelt ist. Der Erzeuger der in den 
Hafenauffangeinrichtungen für Schiffsabfälle abgelagerten Abfälle im Sinne von Art. 5 
Abs. 9 des Gesetzes vom 12. Mai 2022 über Hafenauffangeinrichtungen (GBl. Pos. 1250) ist 
die Einrichtung, die die Dienstleistung der Abfallannahme im Hafen oder Jachthafen 
erbringt. 

 
Verantwortliche Rechtsträger in Bezug auf die Verpackungsabfallwirtschaft sind Unterneh- 
mer, die: 
1) Organisationen zur Rückgewinnung von Verpackungen sind 
2) innergemeinschaftliche Verpackungsabfälle oder Produkte in Verpackungen liefern 
3) Produkte in Verpackungen vertreiben 
4) Verpackungsabfälle, Verpackungen oder Produkte in Verpackungen exportieren 
5) Wiederverwertungsverfahren von Verpackungsabfällen führen 
6) Verpackungen einführen 
7) Produkte in Verpackungen einführen 

 
Unter Verpackung versteht man ein Produkt, einschließlich nicht mehrwegfähiger Pro- 
dukte, aus beliebigem Material, das für die Lagerung, den Schutz, den Transport, die Liefe- 
rung oder die Präsentation von Produkten, von Rohstoffen bis hin zu verarbeiteten Waren, 
bestimmt ist. Die Bestimmungen des Gesetzes gelten für alle Verpackungen, unabhängig 
vom Material, aus dem sie hergestellt werden, und für den daraus entstehenden Verpa- 
ckungsabfall. 

 
Das Gesetz wird im größten Umfang für Unternehmer gelten, die Verpackungen und Pro- 
dukte in Verpackungen einführen. 
 
Einführer von Verpackungen ist jeder Unternehmer, der 
a) Verpackungen herstellt 
b) Verpackungen importiert 
c) innergemeinschaftlichen Erwerb von Verpackungen vornimmt 
d) innergemeinschaftliche Lieferung von Verpackungen vornimmt 

 
Es gibt keine gesonderte Regelung für den Einführer oder den innergemeinschaftlichen 
Händler von Verpackungen. Alle diese Unternehmer unterliegen einheitlichen Pflichten für 
den Einführer von Verpackungen. 

 
Pflichten des Einführers von Verpackungen: 
Die Person, die Verpackungen einführt, ist verpflichtet, die Menge und negative 
Umweltauswirkungen von Stoffen, die zur Herstellung von Verpackungen verwendet werden, 
sowie den anfallenden Verpackungsabfall zu begrenzen. Der Einführer von Verpackungen ist 
außerdem verpflichtet, das Volumen und das Gewicht der eingebrachten Verpackungen auf 
das Mindestmaß zu beschränken, das erforderlich ist, um die Funktion der Verpackung zu 

https://lexlege.pl/ustawa-o-gospodarce-opakowaniami-i-odpadami-opakowaniowymi/
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erfüllen und das Sicherheitsniveau des Produkts zu gewährleisten, wobei die Erwartungen 
des Benutzers zu berücksichtigen sind. Die hergestellte Verpackung sollte daher die 
Anforderungen an die Wiederverwertbarkeit oder Mehrfachnutzung erfüllen. 

 
Einführer der Produkte in Verpackungen sind Unternehmer, die ein Produkt in Verpackung 
unter ihrer eigenen Bezeichnung, die als Marke verstanden wird, oder unter ihrem eigenen 
Vor- und Nachnamen oder Firma einführen, mit dessen Herstellung sie einen anderen 
Unternehmer beauftragt haben. Es kann sich auch um Unternehmer handeln, die nur Pro- 
dukte verpacken, die von einem anderen Unternehmer hergestellt wurden, und diese ver- 
markten, oder die Produkte in großen Einzelhandelseinheiten (über 500 m2) oder in mehr 
als einer Einzelhandelseinheit mit einer Gesamtverkaufsfläche von mehr als 5.000 m2 ver- 
packen - z. B. ein Lebensmittelgeschäft, das Fleisch verpackt, oder eine Einzelhandelskette, 
in der jede einzelne Verkaufsstelle weniger als 500 m2 groß ist, die aber zusammen eine 
Gesamtfläche von mehr als 5.000 m2 haben. 
 
Pflichten des Einführers der Produkte in Verpackungen 
Der Einführer der Produkte in Verpackungen ist verpflichtet, für die Wiederverwertung von 
Verpackungsabfällen derselben Art wie die Verpackungsabfälle aus Verpackungen, in denen 
er die Produkte in Verkehr gebracht hat, zu sorgen. Für Unternehmen, die gefährliche 
Stoffe in Verkehr bringen, wurden besondere Vorschriften festgelegt. Die Verpflichtung zur 
Sicherstellung der Wiederverwertung kann durch Organisationen zur Verwertung von Ver- 
packungen erfolgen. 

 
Einfuhr von Verpackungen, Produkten in Verpackungen 
Das Gesetz über Verpackungen und Verpackungsabfallwirtschaft bezieht sich nur auf die 
Einfuhr von Verpackungen oder Produkten in Verpackungen aus Ländern außerhalb der Eu- 
ropäischen Union. Jeder dieser Unternehmer unterliegt allgemeinen Verpflichtungen bei 
der Einfuhr von Verpackungen oder Produkten in Verpackungen. 
Der innergemeinschaftliche Handel mit Verpackungen oder verpackten Produkten unter- 
liegt den Verpflichtungen des Unternehmers, der diese einführt. 
Die Pflichten derjenigen, die Verpackungen oder Produkte in Verpackungen für den Online- 
handel einführt, sind die gleichen, wie die anderer Unternehmer. 

 
Finanzierung Die Produktgebühr ist von den Einführern der Produkte in Verpackungen und Verpackungs- 

verwertungsorganisationen zu entrichten, falls das erforderliche Niveau der Verwertung, 
einschließlich der Verwertung für alle Verpackungen zusammen, nicht erreicht wird. 

 
Wenn die Verpflichtung zur Verwertung von Verpackungsabfällen nicht erfüllt wird, ent- 
steht die Verpflichtung zur Zahlung der Produktgebühr an den Marschall der Woiwod- 
schaft bis zum 15. März für das vorangegangene Kalenderjahr. Sie wird vom Unternehmer 
selbst berechnet und im Falle einer falschen Berechnung wird sie vom Marschallamt der 
Woiwodschaft berechnet. 

Der Höchstsatz der Produktgebühr für die Verpackung beträgt 4,50 PLN pro kg. 

Recyclinggebühr 
Der Betreiber einer Einzel- oder Großhandelseinheit, in der Plastiktragetaschen für die Ver- 
packung der in dieser Einheit angebotenen Produkte angeboten werden, erhebt vom Käufer 
der Plastiktragetasche eine Recyclinggebühr. Die Recyclinggebühr wird nicht vom Käufer 
einer sehr leichten Einkaufstasche aus Kunststoff erhoben. 

 
Der Höchstsatz der Recyclinggebühr beträgt 1,00 PLN pro Kunststoffeinkaufstasche. 

 
Ein Unternehmer, der Verpackungen, Produkte in Verpackungen einführt oder eine innerge- 
meinschaftliche Lieferung von Verpackungen vornimmt, unterliegt auf dessen Antrag der 
Eintragung in das vom Marschall der Woiwodschaft geführte Register der Unternehmer. 

 
Ein Unternehmer mit Sitz außerhalb der Grenzen der Republik Polen (ausländischer Unter- 
nehmer) stellt einen schriftlichen Antrag auf Eintragung in das über die Website erstellte 
Register direkt an den Marschall der Woiwodschaft Masowien. 

 
Ein in- oder ausländischer Unternehmer ist verpflichtet, einen Jahresbericht zu erstellen 

https://www.umww.pl/artykul/generuj-pdf---33252
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und dem Marschall der Woiwodschaft vorzulegen, der u.a. Informationen über das Gewicht 
der hergestellten Verpackungen, die Anzahl der in Gebrauch genommenen 
Einkaufstaschen, das Gewicht der verwerteten und recycelten Verpackungen, den 
erreichten Grad der Wiederverwertung enthält. 
Die Verpflichtung zur Erstellung eines Jahresberichts über Produkte, Verpackungen und die 
Bewirtschaftung der dabei anfallenden Abfälle im Namen des Unternehmers kann von einer 
Organisation zur Verwertung von Verpackungen erfüllt werden, mit der der Unter-nehmer 
einen Vertrag zur Übernahme und Erfüllung der Verpflichtung zur Einführung von 
Verpackungen oder Verpackungsprodukten geschlossen hat. 
 

Entsorgung Die Abfallverwertung wird von zwei Kategorien von Unternehmen durchgeführt: 

1) Unternehmen, die Recycling oder ein anderes Wiederverwertungsverfahren für Verpa- 
ckungsabfälle führen, die im Rahmen dieser Tätigkeit Dokumente ausstellen, die das Re- 
cycling von Verpackungsabfällen oder ein anderes Wiederverwertungsverfahren für Verpa- 
ckungsabfälle bestätigen 

2) Organisation für die Verwertung von Verpackungen, die im Rahmen ihrer Tätigkeit 
sämtliche Verwertungsmaßnahmen, einschließlich das Recycling von Verpackungsabfällen, 
organisiert, verwaltet oder durchführt. Das Unternehmen, das Produkte in Verpackungen 
einführt, ist verpflichtet, die Verwertung, einschließlich der Abfallverwertung, selbst oder 
durch eine Abfallverwertungsorganisation sicherzustellen, die mit der Erfüllung dieser Ver- 
pflichtung aufgrund eines mit dem Einführer der Produkte in Verpackungen geschlossenen 
Vertrages beauftragt wird. 

Aufgaben im Bereich der Abfallsammlung und Unternehmen, die Dienstleistungen im Be- 
reich der Abfallsammlung anbieten, gehören zu den obligatorischen Eigenaufgaben der 
Gemeinde, wenn die Gemeinde durch einen Beschluss, der einen lokalen Rechtsakt dar- 
stellt, beschlossen hat, kommunale Abfälle von Eigentümern von Grundstücken einzusam- 
meln, auf denen keine Bewohner wohnen, auf denen aber kommunale Abfälle anfallen. Es 
betrifft sowohl die von natürlichen Personen produzierten Haushaltsabfälle als auch die 
von Unternehmern produzierten Kommunalabfälle, die aufgrund ihrer Art oder Zusammen- 
setzung den in Haushalten produzierten Abfällen ähnlich sind. 

Nicht zu den kommunalen Abfällen zählen Abfälle aus der Produktion, der Land- und 
Forstwirtschaft, der Fischerei, aus Abwasserspeichern, Kanalisationsnetzen und Kläranla- 
gen, einschließlich Klärschlamm, Altfahrzeuge sowie Bau- und Abbruchabfälle. 

Die Gemeinden sichern eine selektive Sammlung von Kommunalabfällen, darunter: 
• Papier 
• Metalle 
• Kunststoffe 
• Glas 
• Multimaterial-Verpackungsabfälle und Bioabfall 

B2B/B2C Der Einführer von verpackten Produkten ist verpflichtet, für die stoffliche Verwertung von 
Verpackungsabfällen derselben Art wie die Verpackung, in der er die Produkte in Verkehr 
gebracht hat, zu sorgen. 

Unter stofflicher Verwertung ist die Wiederaufbereitung von Abfällen zu Produkten, Mate- 
rialien oder Stoffen für den ursprünglichen Zweck oder für andere Zwecke zu verstehen; 
dazu gehört auch die Wiederaufbereitung von organischem Material (organische Verwer- 
tung), nicht aber die energetische Verwertung und die Wiederaufbereitung zu Materialien, 
die als Brennstoffe oder für Erdarbeiten verwendet werden. 
Der Einführer von verpackten Produkten muss die Verpflichtung zur stofflichen Verwertung 
entweder selbst oder durch eine von ihm beauftragte Organisation zur Verwertung von 
Verpackungen erfüllen. 
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Sonstiges In Polen funktioniert eine Datenbank über Produkte und Verpackungen sowie über die 
Abfallwirtschaft, im Folgenden gemäß der polnischen Kurzbezeichnung "BDO" genannt. Sie 
soll dazu beitragen, das Abfallmanagementsystem zu sichern, die Wirksamkeit des Kampfes 
gegen die Grauzone und wilde Deponien zu erhöhen und den Grad der Wiederverwertung zu 
verbessern. Das Register wird vom Marschall jeder Woiwodschaft geführt.  
 
Das erste Element des BDO-Systems ist das BDO-Register, d.h. eine Liste aller Unternehmer, 
die nach dem Abfallgesetz meldepflichtig sind. Die Verpflichtung zur Eintragung in das 
BDO-Register und seit dem 1. Januar 2020 zur Führung von Abfallerfassung und -
berichterstattung gilt u.a. für Unternehmer, die: 
 

• Abfälle produzieren und über diese Abfälle Buch führen 
• Produkte in Verpackungen in das Staatsgebiet einführen 
• Verpackungen einführen 
• innergemeinschaftliche Lieferungen von Verpackungsabfällen oder verpackten 

Produkten durchführen 
• Reifen in den Verkehr bringen 
• Schmieröle in den Verkehr bringen 
• Fahrzeuge in den Verkehr bringen 
• Batterien oder Akkumulatoren in den Verkehr bringen 
• Elektro- und Elektronikgeräte in den Verkehr bringen 

Der Antrag auf Eintragung in das BDO-Register ist von den in Art. 50 Abs. 1 Pkt. 6 und Abs. 
6 des Abfallgesetzes vom 14. Dezember 2012 aufgeführten Unternehmern zu stellen. Zu 
den Unternehmern im Bereich der Verpackungs- und Verpackungsabfallwirtschaft gehören: 

• Organisationen der wirtschaftlichen Selbstverwaltung, die eine Gruppe von 
Unternehmern vertreten, die Produkte in Multimaterialverpackungen oder 
gefährliche Mittel in Verpackungen, einschließlich der Pflanzenschutzmittel, 
einführen 

• Unternehmer, die Organisationen zur Rückgewinnung von Verpackungen sind 
• Unternehmer, die innergemeinschaftlichen Verpackungsabfall und Produkte in 

Verpackungen liefern 
• Unternehmer, die Verpackungsabfälle, Verpackungen, Produkte in Verpackungen 

exportieren 
• Unternehmer, die das Recycling für Verpackungsabfälle durchführen 
• Unternehmer, die Verpackungen oder Produkte in Verpackungen einführen 
• Unternehmer, die Einzel- oder Großhandelseinheiten betreiben, die 

Plastiktragetaschen anbieten, die der in speziellen Gesetzen genannten 
Recyclinggebühr unterliegen 

Der Einführer von Verpackungen und verpackten Produkten und der Ausführer innerge- 
meinschaftlicher Lieferungen von verpackten Produkten sind verpflichtet, aktuelle Auf- 
zeichnungen ausschließlich elektronisch - über das BDO-System - zu führen. Es umfasst: 

• Abfallübernahmeschein 
• Abfallnachweiskarte 

Der Übernahmeschein wird von dem Abfallbesitzer ausgestellt, der den Abfall vor Beginn 
des Transports an den nächsten Abfallbesitzer übergibt. Der Übernahmeschein ist ein Do- 
kument, das den Wechsel des Abfallbesitzers bestätigt, aber auch als Transportdokument 
dient. 

Der Abfallübergeber muss die Art des übergebenen Abfalls und seine korrekte Masse in Mg 
(Tonnen) angeben. 

Auf der Abfallnachweiskarte ist die Menge der erzeugten und entsorgten (verwerteten oder 
recycelten) Abfälle anzugeben. Der Unternehmer ist verpflichtet, in der Karte darzustellen, 
wie er in den Besitz der Abfälle gekommen ist und was mit ihnen weiter geschehen ist. Die 
Abfallnachweiskarte ist die Grundlage für die Erstellung eines Abfallberichts an den Mar- 
schall der Woiwodschaft. 

Eine im BDO-System erstellte Abfallnachweiskarte muss u.a. Angaben zum Gewicht des 
Abfalls bzw. Trockengewicht des Abfalls sowie zum Code und zur Art des Abfalls (und da- 

https://bdo.mos.gov.pl/
https://isap.sejm.gov.pl/isap.nsf/download.xsp/WDU20130000021/T/D20130021L.pdf
https://isap.sejm.gov.pl/isap.nsf/download.xsp/WDU20130000021/T/D20130021L.pdf


41 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Deutsch-Polnische Industrie- und Handelskammer (AHK Polen), ul. Grzybowska 87, 00-844 Warszawa Tel: 
+48 22 53 10 500, Fax: +48 22 53 10 600, E-Mail: info@ahk.pl, Homepage: https://ahk.pl/ 

 

mit auch zum Gewicht der eingebrachten Verpackungen bzw. Verpackungsabfälle) enthal- 
ten. 

 

Der Einführer von Produkten in Verpackungen ist verpflichtet, die in den Aufzeichnungen 
enthaltenen Informationen 5 Jahre lang aufzubewahren, gerechnet ab dem Ende des 
Kalenderjahres, auf das sich die Informationen beziehen. 

 
Letzte Änderung zum 30.06.2024 

mailto:info@ahk.pl
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PORTUGAL 
 

Rechtliche Umset- 
zung 

Die portugiesische Gesetzgebung findet man in der Verordnung Nr. 152-D/2017. Im Gro- 
ßen und Ganzen steht dort, dass jeder Verpacker/Importeur/Hersteller/Händler sich bei ei- 
nem Dualen System in Portugal registrieren muss und die Pflichten (Jahresabschlussmel- 
dungen und die entsprechende Lizenzierung zahlen) erfüllen muss oder ein eigenes indivi- 
duelles System entwickelt, dass aber von der APA (portugiesischer Verband für Umwelt) 
genehmigt werden muss. 

Pflichten Herstel- 
ler, Handel, Im- 
porteure 

Verantwortlich/Verpflichtet ist Verpacker/Importeur/Händler/Hersteller von verpackter 
Ware oder Serviceverpackungen (in dem Fall der Serviceverpackungen muss es ein portu- 
giesisches Unternehmen sein). Diese müssen bei einem Dualen System registriert sein und 
die Gebühr nach dem Gesamtgewicht der Verpackung, die auf den portugiesischen Markt 
gebracht wurde, für das gesamte Jahr zahlen. Bei dem Dualen System „Sociedade Ponto 
Verde“ müssen Unternehmen, die ein Umsatzvolumen von weniger als 100.000 ¤ haben, 
kein Gesamtgewicht der Verpackungen angeben und zahlen nur eine jährliche Mindestge- 
bühr von 120 ¤ + MwSt. 

 
Nach der portugiesischen Gesetzgebung kann nur ein Unternehmen mit einer portugiesi- 
schen Umsatzsteuer-Identifikationsnummer bei einem Dualen System registriert sein. 
Ausländische Unternehmen, die nach Portugal ohne Sitz oder durch ein Vertriebsunterneh- 
men exportieren (zum Beispiel online), müssen, um die Pflicht der Verpackungslizenzierung 
zu erfüllen, einen Bevollmächtigten benennen. 

Finanzierung Jährlich wird eine Tabelle mit den Entsorgungspreisen pro Material veröffentlicht. 
Abhängig von den kg, die in der Jahresabschlussmeldung angegeben sind, werden die kg 
der Entsorgungspreise multipliziert und somit erhält man den jährlichen Beitrag. 

Entsorgung Rücknahme, Sortierung, Bearbeitung und die Weiterleitung zum Recycling erfolgt durch 
das städtische System (in Portugal genannt Sistemas de Gestão de Resíduos Urbanos — 
SGRU). Das Duale System Sociedade Ponto Verde ist die Organisation, die die SGRU finan- 
ziert, durch die Gebühren der Verpacker. 

B2B/B2C Der B2B-Bereich wird nicht von der Sociedade Ponto Verde behandelt, da die Lizenz nur 
für Verpackungen, die beim Endverbraucher landen, gilt. Die B2B-Verpackungen müssen 
durch private Abfallentsorger behandelt werden. Hier gilt der Verpacker als Verantwortli- 
cher für den Abfall. 

 
Die Pflicht gilt für folgende Verpackungen: Verkaufsverpackung, Zweitverpackung, Trans- 
portverpackung, Serviceverpackung, Einkaufstüten (Plastik- und Papiertüten - nur für por- 
tugiesische Unternehmen) und Multipack-Verpackung. Verpflichtet ist Verpacker/Impor- 
teur/Händler/Hersteller von verpackter Ware oder Serviceverpackungen. Die Jahresab- 
schlussmeldung für alle Verpackungen muss bis zum 15. März erfolgen. 

Kennzeichnung Der Hersteller kann auf den Verpackungen noch eine Mülltrennungsanweisung anbringen, 
diese ist aber nur für den portugiesischen Markt geeignet. Die Sociedade Ponto Verde stellt 
den Kunden die Kennzeichnung zur Verfügung, die freiwillig auf den Verpackungen ange- 
bracht werden können. 

Sonstiges Nach dem portugiesischen Gesetz gibt es keine Verpflichtungen zur Kennzeichnung von  
Verpackungen, aber es gibt spezielle Situationen: 

 
• Biologisch abbaubare und kompostierbare Plastiktüten sollten gemäß den Vorga- 

ben der Europäischen Kommission der Richtlinie 2015/720/EU des Europäischen 
Parlaments vom 29. April gekennzeichnet werden und dem Verbraucher die kor- 
rekten Informationen über die Kompostiereigenschaften dieser Art von Tüten ge- 
ben. 

 
• Wirtschaftsakteure, die für die Bereitstellung von Plastiktüten an den Verkaufs- 

stellen verantwortlich sind, können Mitteilungen auf den Tüten veröffentlichen, 

https://leap.unep.org/countries/pt/national-legislation/decree-law-no-152-d2017#%3A~%3Atext%3DDecreto-Lei%20n.%C2%BA%20152-D%2F2017%20Toolkit%20legislation%20Plastic%20Regulatory%20Approach%2CRecycling%2C%20Very%20lightweight%20plastic%20carrier%20bags%2C%20Waste%20management
https://www.apambiente.pt/apa#%3A~%3Atext%3DA%20Ag%C3%AAncia%20Portuguesa%20do%20Ambiente%20%C3%A9%20a%20entidade%2Cda%20presta%C3%A7%C3%A3o%20de%20servi%C3%A7os%20de%20qualidade%20aos%20cidad%C3%A3os.
https://www.pontoverde.pt/
https://www.pontoverde.pt/
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 die zur Verringerung des Verbrauchs von leichten Plastiktüten und zur Verwen- 
dung wiederverwendbarer Tüten ermutigen. 

 
• Um die Rücknahme, Wiederverwendung und Verwertung einschließlich Recycling 

zu erleichtern, können die Verpackung und die Art des Verpackungsmaterials an- 
geben werden, das von der Verpackungsindustrie zu Identifizierungs- und Klassi- 
fizierungszwecken verwendet wird, gemäß Identifizierungssystem, das durch die 
Entscheidung 97/129/EG der Kommission vom 28. Januar 1997 eingeführt wurde. 

 
• Die SUP-Richtlinie und die konsequente Umsetzung durch das Gesetzesdekret Nr. 

78/2021 erfordert die Kennzeichnung bestimmter kunststoff- oder kunststoffbe- 
schichteter Verpackungen, insbesondere Kunststoffbecher und beschichtetes 
Papier. 

 

Letzte Änderung zum 31.12.2022 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

AHK Portugal, Avenida da Liberdade 38/2, 1269-039 Lissabon 
Tel: +351 213 211 200, Fax: +351 213 467 150, E-Mail: infolisboa@ccila-portugal.com, Homepage: https://www.ccila-portugal.com/ 

mailto:infolisboa@ccila-portugal.com
http://www.ccila-portugal.com/
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RUMÄNIEN 
 

Rechtliche Umset- 
zung 

Gesetzliche Grundlage ist das Gesetz Nr. 249/2015 über die Verwaltung von Verpackungen und 
Verpackungsabfällen (Amtsblatt, Teil I, Nr. 809; nachfolgend „Verpackungsgesetz“ genannt). Die 
Regelungen gelten für alle Arten von Verpackungen, die auf dem rumänischen Markt gebracht 
werden, unabhängig von Material und Verwendung (z. B. in wirtschaftlichen, gewerblichen oder 
anderen Tätigkeiten sowie in Haushalten). 

 
Zusätzlich zu dem o. g. Gesetz wurde im Oktober 2021 der Regierungsbeschluss Nr. 1074/ 2021 
über das sog. Deposit Refund System (rum. sistem de garanție returnare; sog. SGR) für Einweg- 
Primärverpackungen veröffentlicht, welches ab dem 1. Oktober 2022 gelten soll. Das Deposit 
Refund System (SGR) sieht ein Pfand von 0,5 RON für bestimmte Kategorien von Einweg-Pri- 
märverpackungen vor, nämlich: 

 
• aus bestimmten Materialien: Glas, Plastik oder Metall 
• mit einem Volumen von 0,1 l bis 3 l 
• die verwendet werden, um auf dem nationalen Markt u. a. Bier, Biermischgetränke,  

alkoholische Mischgetränke, Säfte, Nektare, Erfrischungsgetränke, Mineralwässer und 
Trinkwasser aller Art, Weine und Spirituosen bereitzustellen 
 

 
Pflichten Herstel- 
ler, Handel, Im- 
porteure 

Hersteller/Importeure von Verpackungen/verpackten Waren sind für die Rücknahme und die 
Verwertung aller Verpackungsabfälle verantwortlich. 

 
Dabei bestehen folgende Optionen: 

• Abschluss eines Vertrages mit einer Organisation, welche die erweiterte Herstellerver- 
antwortung für die auf dem nationalen Markt in Verkehr gebrachten Verpackungs- 
mengen je nach Art der Verpackung und des Materials umsetzt (rum. „Organizatie de 
implementare a raspunderii extinse a producatorului O.I.R.E.P.”) 

• Individuelle Umsetzung durch eigene Rücknahme der Verpackungsabfälle und Sicher- 
stellung, dass die Abfälle in Übereinstimmung mit den gesetzlichen Bestimmungen 
verwertet werden 

 
Wirtschaftsakteure, die ihre Pflichten zur erweiterten Herstellerverantwortung individuell erfül- 
len, die o. g. O.I.R.E.P. sowie Wirtschaftsbeteiligte, die Verpackungsabfälle sammeln und/oder 
zur Verwertung übernehmen, sind verpflichtet, dem Umweltministerium jährlich Daten über ihre 
eigenen Aktivitäten hinsichtlich der Verwaltung von Verpackungen und Verpackungsabfällen zu 
übermitteln. 

 
Nach Festlegung der Art und Weise, wie die Verwertungsziele erreicht werden sollen, müssen 
die Hersteller der Umweltfondsverwaltung monatlich elektronisch, die auf dem nationalen 
Markt freigesetzten und verwerteten Verpackungsmengen melden (entweder einzeln und/oder 
durch einen Vertrag mit einer Organisation, welche die erweiterte Herstellerverantwortung um- 
setzt). Dabei erfolgt eine Registrierung bei der Umweltfondsverwaltung. Es ist ein quantitativer 
Nachweis der in Verkehr gebrachten Verpackungen zu führen, abhängig von der Art des Materi- 
als (Papier/Karton, Kunststoff, Metall, Holz, Glas) und der Verpackungsart (Primär-, Sekundär-, 
Transportverpackung). 

 
Der Onlinehandel ist in Bezug auf die Verpflichtungen zum Umweltschutz grds. nicht ausge- 
nommen. 
Die Händler, welche verpackte Produkte (wofür das Deposit Refund System (SGR) einschlägig 
ist) ausschließlich über Online-Plattformen auf dem nationalen Markt bereitstellen, sind nicht 
verpflichtet, Rücknahmestellen (rum. puncte de returnare) zu organisieren. 

https://legislatie.just.ro/Public/DetaliiDocument/172506
https://returosgr.ro/
https://ecosynergy.ro/#%3A~%3Atext%3DEco%20Synergy%20-%20Organizatie%20de%20Implementare%20a%20Raspunderii%2Cvalorificare%2C%20conform%20prevederilor%20legislatiei%20de%20mediu%20privind%20deseurile.
https://ecoteca.ro/sistemul-garantie-returnare-sgr-ce-masuri-sunt-necesare-pentru-a-deveni-functional.html#%3A~%3Atext%3DSistemul%20garan%C8%9Bie-depozit%20(engl.%20%E2%80%9Edeposit%20refund%20system%E2%80%9D%20%E2%80%93%20DRS)%2Creutilizabile%20-%2C%20prin%20folosirea%20unui%20stimulent%20financiar%20(garan%C8%9Bie).
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 Finanzierung Es wird eine Verpackungsgebühr fällig, wenn die gesetzlich festgelegten nationalen Verwer- 
tungs-/Recyclingziele von den Wirtschaftsakteuren nicht erreicht werden. 

 
Wirtschaftsbeteiligte, welche: 

• verpackte Waren auf den nationalen Markt bringen 
• erstmals Einzelhandelsverpackungen (rum. ambalaje de desfacere) auf dem nationalen 

Markt vertreiben 
• Verpackungen in irgendeiner Form gewerbsmäßig vermieten 

 
müssen jährlich (bis zum 25. Januar des Folgejahres) einen Beitrag von 2 Lei/kg im Falle der 
Nichterreichung der Verwertungsziele zahlen. Dieser Beitrag muss nur für die Differenz zwi- 
schen den Verpackungsabfallmengen, die den gesetzlichen Mindestverwertungszielen entspre- 
chen und den tatsächlich verwerteten Mengen an Verpackungsabfällen gezahlt werden. 
 

Entsorgung Der Wirtschaftsbeteiligte kann die Verantwortung auf die sog. OIREP - Organisationen übertra- 
gen, welche die Sammlung von Verpackungsabfällen und später deren Recycling übernimmt. 
Das globale Verwertungsziel für das Jahr 2022 ist 60 %, wobei das globale Recyclingziel 55 % 
beträgt. Beginnend mit dem Jahr 2025 werden die Ziele auf 70 % bzw. 65 % erhöht. 

 
Die Übernahme der Verpflichtungen der Wirtschaftsbeteiligten durch OIREP erfolgt gegen eine 
Gebühr. Diese Gebühr variiert nach Art und Menge des Materials der Verpackungen. Die sog. 
OIREP müssen auf seiner Website mindestens 15 Tage vor dem Inkrafttreten die den Wirt- 
schaftsbeteiligten in Rechnung gestellten Beiträge in Lei/Tonne anzuzeigen, für welche sie die 
Verpflichtungen bezüglich der erweiterten Herstellerverantwortung umsetzen. 

 
Die Sammlung von Verpackungsabfällen erfolgt auf nationaler Ebene durch Behälter, die mit 
dem Namen des Materials oder je nach Material (z. B. Papier/Karton/Kunststoff/Metall) in ver- 
schiedenen Farben beschriftet sind. 

B2B/B2C Wirtschaftsbeteiligte, die gebrauchte Verpackungen bzw. Verpackungsabfälle aus Gewerbe und 
Industrie besitzen, haben u. a. die Pflicht, die gebrauchten Verpackungen an die Lieferanten 
oder die von ihnen benannten Wirtschaftsbeteiligten gemäß den vereinbarten Vertragsbestim- 
mungen zurückzugeben. 

 
Wirtschaftsbeteiligte, die verpackte Produkte an Endverbraucher in Einzelhandelsgeschäften mit 
einer Fläche von mehr als 400 qm verkaufen, haben u. a. die Pflicht: 

 
• den Verbrauchern die Möglichkeit zu geben, beim Kauf von Produkten die Verpackung 

loszuwerden, ohne dafür eine Zahlung zu verlangen 
• innerhalb des Einzelhandelsgesellschafts oder in deren unmittelbarer Nähe Sammel- 

stellen (rum. puncte de returnare) zu organisieren 

Kennzeichnung Wirtschaftsbeteiligte, die Verpackungen zur Identifizierung kennzeichnen, um die Verwertungs- 
und Recyclingaktivitäten von Verpackungsabfällen zu verbessern, sind verpflichtet, das im An- 
hang 3 des Verpackungsgesetzes vorgesehene Kennzeichnungs- und Identifizierungssystem (im 
Einklang mit dem Entscheidung 97/129/EG) anzuwenden. 

 
Die Kennzeichnung wird direkt auf die Verpackung oder das Etikett aufgebracht und muss auch 
bei geöffneter Verpackung sichtbar, lesbar und dauerhaft sein. 

Sonstiges Relevante Websites: 
http://www.mmediu.ro/categorie/gestionarea-deseurilor/22 
http://www.anpm.ro/deseuri-de-ambalaje 

Rumänien ist Mitglied bei Proeurope (https://www.pro-e.org/), der Grüne Punkt. 

Letzte Änderung zum 30.06.2024 
 
 
AHK Rumänien (Deutsch-Rumänische Industrie- und Handelskammer), Calea Grivitei 82-98 et. 1, RO-010735 Bucuresti Tel: 
+40 21 223 15 31, E-Mail: drahk@ahkrumaenien.ro, Homepage: https://www.ahkrumaenien.ro/ 

 

http://www.mmediu.ro/categorie/gestionarea-deseurilor/22
http://www.anpm.ro/deseuri-de-ambalaje
http://www.pro-e.org/)
mailto:drahk@ahkrumaenien.ro
http://www.ahkrumaenien.ro/
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SCHWEDEN 
 

Rechtliche Umset- 
zung 

Gesetzliche Grundlage ist die Verordnung 2022:1274. Letzte aktuelle Verordnung zur Än- 
derung der Verordnung (2018:1462) über Herstellerverantwortung für Verpackungen ist 
von dem 3. November 2021. 

 
Glasverpackungen werden durch Svensk Glasåtervinning AB separat eingesammelt. 

 
Eine Pfandpflicht besteht seit 1984. Returpack AB betreibt das schwedische Pfandsystem 
für Getränkeverpackungen (PET-Flaschen und Aluminiumdosen). 

 
Die Abfallverordnung bezieht sich auf den Geltungsbereich Schweden, sodass Verpackun- 
gen, die ausschließlich für den Export bestimmt sind, nicht nach den Vorgaben der Abfall- 
verordnung behandelt werden müssen. 

Pflichten Herstel- 
ler, Handel, Im- 
porteure 

Die Abfallverordnung gilt für jeden, der in Schweden Verpackungen mit Ware füllt und in 
den Verkehr bringt. In der Regel ist dies der schwedische Hersteller des Produktes. Hat der 
Hersteller seinen Sitz im Ausland, so muss der inländische Importeur sich als 
Erstinverkehrbringer einem Rücknahmesystem anschließen. 

 
Eine Bagatellgrenze gibt es nicht. 
Eine Pflicht zur Registrierung und Datenmeldung an die nationale Behörde Naturvårdsver- 
ket besteht seit 1. Januar 2021. 
 
Ab 1. Januar 2024 müssen alle Hersteller sich einer zugelassenen Organisation für 
Herstellerverantwortung, s.g. PRO („Producer Responsibility Organisation“) anschließen. 

 
Vorgehen für Inverkehrbringer in Schweden: 

• Ermittlung von Verpackungstypen, Materialarten und Mengen 
• Beteiligung an einem Rücknahmesystem und Lizenzierung der Verpackungsmen- 

gen (Angabe von Materialart und Masse) 
 

Insbesondere: Pflichten des Onlinehandels 
Eine Lizenzierungspflicht für alle Onlinehändler aus dem Ausland besteht seit 01.01.2021. 

 
Zum 1. Januar 2023 trat eine wichtige Ergänzung der Rechtsvorschriften für den Versand- 
handel in Kraft. 
Ein „Hersteller“ ist seit 2019 derjenige, der ein verpacktes Produkt in Schweden in Verkehr 
bringt. 
Wenn ein Unternehmen aus einem Land außerhalb Schwedens ein verpacktes Produkt oder 
eine Verpackung an einen Endverbraucher oder eine Privatperson via Versandhandel / E- 
Commerce in Schweden verkauft, unterliegt der Verkäufer den Rechtsvorschriften zur er- 
weiterten Herstellerverantwortung (EPR). 
 

Entsorgung/ Finan- 
zierung 

Die Verantwortung für die Entsorgung von Haushaltsverpackungen wurde am 1. Januar 
2024 von den Herstellern auf die Kommunen übertragen.  
 
Die Organisation für Herstellerverantwortung (PRO) ist für die Berichterstattung an die 
schwedische Umweltschutzbehörde zuständig. Die kommunale Entsorgung und die 
Verwertung von Verpackungen aller Materialarten (Papier, Kunststoff, Metall, Glas, Holz und 
andere Materialien wie Textilien und Keramik) wird über die Gebühren der angeschlossenen 
Hersteller finanziert. Die größte PRO ist für die Annahme von gewerblichen Verpackungen 
zuständig.  
 
Es gibt unterschiedliche Gebühren für Verkaufs-, Service- und Transportverpackungen. 
Je nach der Beschaffenheit gibt es höhere oder niedrigere Gewichtsentgelte für Verkaufs-, 
Service-, und Transportverpackungen aus Papier und Kunststoff. Für die Entsorgung von 
Glasverpackungen entfällt kein Stückentgelt gemäß Volumen. Die Berechnung der 
Verpackungsgebühren basiert seit dem 1. März 2022 auf dem Gewicht der Glasverpackung. 
 

file:///C:%5CUsers%5Cjohanu%5CAppData%5CLocal%5CMicrosoft%5CWindows%5CINetCache%5CContent.Outlook%5CAppData%5CLocal%5CMicrosoft%5CWindows%5CINetCache%5CContent.Outlook%5CBGB7DYC4%5CVerordnung%202022:1274
https://www.naturvardsverket.se/en/services-and-permits/e-services/e-services-for-producer-responsibility/
https://www.naturvardsverket.se/en/services-and-permits/e-services/e-services-for-producer-responsibility/
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B2B/B2C Für Verpackungen, welche sowohl beim privaten Endverbraucher, gleichgestellten Anfall- 
stellen und auch an gewerblichen Stellen anfallen, besteht eine Pflicht zur 
Systembeteiligung 

 
Damit sind Primär-, Sekundär- und Tertiärverpackungen gemeint. 

Kennzeichnung Die Anwendung des Markenzeichens „Der Grüne Punkt“ ist freiwillig. 
Entsorgungssystem NPA AB ist Mitglied bei Pro Europe. 

 
Die Verpackungskennzeichnung ist in Schweden freiwillig. Diese ist Teil eines gemeinsamen 
nordischen Kennzeichnungssystem für alle Abfallfraktionen. 
 

 
 

Sonstiges Information zur Verpackungsverordnung: 
Verordnung 2022:1274 

 
Information zu Getränkeverpackungen: 
Returpack/Pantamera https://pantamera.nu 

 
Rücknahmesysteme in Schweden:  
NPA AB https://npa.se 
TMR https://tmr.se 

Letzte Änderung zum 30.06.2024 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Deutsch-Schwedische Handelskammer/AHK Schweden, Box 27104, SE-102 52 Stockholm, Besucher: Valhallavägen 185 
Telefon: +46 8 665 18 00, Fax: +46 8 665 18 04, E-Mail: info@handelskammer.se, Homepage: https://www.handelskammer.se/de 

https://outlook.office.com/owa/wopi/files/8b9673cd-0686-4e00-ab0f-a5c27aebf388%40dihk.de/AAMkADhiOTY3M2NkLTA2ODYtNGUwMC1hYjBmLWE1YzI3YWViZjM4OABGAAAAAADLQLNitvATRbzGJ6Tb0pOABwCRWzsETgRmRq.y7I2fTf5WAAAAAT.xAACRWzsETgRmRq.y7I2fTf5WAAFoV7aEAAABEgAQAIbW-iwp3d1EreGcbJUti0w=_xjk6mtu23AgBAQAAAAA=/WOPIServiceId_FP_EXCHANGE_ORGID/WOPIUserId_4493651d-eb8f-4e41-afce-e18c219aea6e/Verordnung%202022:1274
https://pantamera.nu/
https://npa.se/
https://tmr.se/
mailto:info@handelskammer.se
http://www.handelskammer.se/de
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SCHWEIZ 
 

Rechtliche Um- 
setzung 

Die Schweiz hat keine allgemeine Verpackungsverordnung. Nach Angabe des Bundesamtes 
für Umwelt der Schweiz (BAFU) ist auch keine geplant. 
Für Verpackungen relevante allgemeine Bestimmungen enthalten das Umweltschutzgesetz, 
insbesondere Art. 30 - 30e, 32 und 32a bis Kapitel Abfälle sowie die Chemikalien-Risikore- 
duktionsverordnung. 

 
Besondere, ökologisch motivierte, Vorschriften gelten für Getränkeverpackungen, mit Aus- 
nahme jener für Milch und Milchprodukte. Sie bezwecken die Verminderung der Abfallmenge, 
die Förderung der Verwertung geeigneter Getränkeverpackungen und die Vermeidung uner- 
wünschter Verpackungsmaterialien. 

 
Mehrwegverpackungen unterliegen einer Pfandpflicht und einer obligatorischen Kennzeich- 
nung. Das Pfand (Depot) beträgt mindestens 30 Rappen. Einwegverpackungen aus PET und 
aus Metallen (Aluminium, Eisen) bedingen entweder finanzielle Beiträge an die bestehenden 
Verwertungsorganisationen oder eine Rücknahmepflicht. 

Pflichten Her- 
steller, Handel, 
Importeure 

Es herrscht der Grundgedanke, dass Wirtschaft und Handel auf Basis von freiwilligen Maß- 
nahmen wirkungseffiziente Sammelsysteme aufbauen. So tragen die Hersteller oftmals frei- 
willig die Kosten der Sammlung und der Verwertung ihrer Verpackungen. 

Finanzierung Die Kosten der Abfallentsorgung sind nach dem Verursacherprinzip zu tragen 
(vgl. USG Art. 2). 

 
Das Recycling der verwertbaren Abfälle wird in der Regel durch eine vorgezogene Entsor- 
gungsgebühr (VEG) oder einen vorgezogenen Recyclingbeitrag (VRB) finanziert und die Ent- 
sorgung der übrigen Siedlungsabfälle durch eine Gebühr auf den Kehrichtsack. Der Bundesrat 
legt aufgrund der Entsorgungskosten den Mindest- und den Höchstbetrag der Gebühr fest. In 
diesem Rahmen bestimmt das Eidgenössische Departement für Umwelt, Verkehr, Energie und 
Kommunikation die Höhe der Gebühr. 

 
Im Verpackungsbereich ist momentan lediglich die vorgezogene Entsorgungsgebühr auf Glas- 
flaschen gesetzlich vorgeschrieben. Freiwillige, privatwirtschaftliche Systeme nehmen sich 
der Verwertung von PET-Getränkeflaschen, Aluminiumdosen und Weißblechbüchsen an. Die 
Hersteller, Importeure und Händler der betreffenden Produkte beteiligen sich daran, indem 
sie die verlangten vorgezogenen Recyclingbeiträge meist problemlos an die zuständige Orga- 
nisation bezahlen. 

 
Für die Sicherstellung der umweltverträglichen Entsorgung von Siedlungsabfällen sind die 
Kantone zuständig, die diese Aufgabe meist ihren Gemeinden übertragen. 

 
Die schweizerischen Ausführungsbestimmungen über Verpackungsabfälle sind nicht zuletzt 
deshalb vergleichsweise knapp, weil die Vermeidung, Verwertung und Entsorgung dieser Ab- 
fälle auf freiwilliger Basis recht gut funktioniert. Zu erwähnen sind die überall eingerichteten 
kostenlosen Separatsammlungen für 

 
• Papier und Karton 
• Glas 
• PET-Getränkeflaschen 
• Stahlblechbüchsen 
• Aluminiumdosen. 

Entsorgung Diese werden teils von den Gemeinden, teils von privaten Organisationen betrieben. Die übri- 
gen Verpackungsabfälle werden mit den Siedlungsabfällen in Kehrichtverbrennungsanlagen 
unter Energierückgewinnung entsorgt (z. B. Verpackungen aus Verbundmaterialien). Zustän- 
dig sind die Kantone (vgl. USG Art. 31b). 

B2B/B2C Es sind keine gesonderten Bestimmungen zu beachten. 

https://fedlex.data.admin.ch/filestore/fedlex.data.admin.ch/eli/cc/1984/1122_1122_1122/20180101/de/pdf-a/fedlex-data-admin-ch-eli-cc-1984-1122_1122_1122-20180101-de-pdf-a.pdf
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Kennzeichnung  

Sonstiges Recycling von PET-Flaschen: 
PET-Recycling Schweiz (PRS) organisiert auf Basis einer freiwilligen Branchenlösung die Finan- 
zierung der Sammlung und des Recyclings. Auf PET-Getränkeflaschen erhebt die private Sam- 
melorganisation einen vorgezogenen Recyclingbeitrag, der im Verkaufspreis enthalten ist. Die 
Mittel setzt sie für Aufbau und Unterhalt der Sammellogistik sowie für Öffentlichkeitsarbeit 
ein. 

 
Recycling von Aluminiumverpackungen: 
Die IGORA-Genossenschaft organisiert auf Basis einer freiwilligen Branchenlösung die Finan- 
zierung von Alu-Sammlung und -Recycling. Auf Getränkedosen, Tiernahrungsschalen und Le- 
bensmitteltuben erhebt sie einen vorgezogenen Recyclingbeitrag, der im Verkaufspreis enthal- 
ten ist. Die Mittel setzt sie für Vergütungen an Sammler, wie Gemeinden, Aufbereitungszen- 
tren und Privatpersonen sowie für Öffentlichkeitsarbeit, ein. 

 
https://www.bafu.admin.ch/bafu/de/home/themen/abfall/abfallwegweiser-a-z/verpackun- 
gen.html 

 
https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/19830267/index.html#id-2-4 

 

Letzte Änderung zum 30.06.2024 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Handelskammer Deutschland-Schweiz, Tödistrasse 60, 8002 Zürich, Schweiz 
Telefon: +41 44 283 61 61, Fax: +41 44 283 61 00, E-Mail: auskunft@handelskammer-d-ch.ch, Homepage: http://www.handelskammer-d-ch.ch 

http://www.bafu.admin.ch/bafu/de/home/themen/abfall/abfallwegweiser-a-z/verpackun-
http://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/19830267/index.html#id-2-4
mailto:auskunft@handelskammer-d-ch.ch
http://www.handelskammer-d-ch.ch/
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SLOWAKEI 
 

Rechtliche Umset- 
zung 

Die Abfallwirtschaft ist in der Slowakei durch mehrere Rechtsakte geregelt. Das Abfallge- 
setz Nr. 79/2015 regelt dabeidie Entsorgungvon Verpackungsabfällen. Die Regelung schreibt 
die erweiterte Herstellerverantwortung bei der Entsorgung und Verwertung von Verpackungs- 
abfällen vor. Seit 1. Januar 2022 wurde ein gesondertes System für die Entsorgung der Ein- 
weggetränkeverpackungen eingeführt, welches im Gesetz Nr. 302/2019 geregelt ist. 

Pflichten Herstel- 
ler, Handel, Im- 
porteure 

Das Abfallgesetz verpflichtet alle Hersteller, Händler und andere Inverkehrbringer von Ver- 
packungsabfällen in der Slowakei zu deren Rücknahme und Verwertung. Dabei gelten so- 
wohl für inländische als auch für ausländische Unternehmen die gleichen Pflichten. 
Die Verpflichtungen, die das Abfallgesetz vorschreibt, können entweder individuell oder 
durch Sammel- und Verwertungssysteme (Organizácie zodpovednosti vjrobcov, OZV) er- 
füllt werden. 

 
Die ausländischen Unternehmen ohne Sitz in der Slowakei haben also die Möglichkeit, ihre 
Pflichten an die slowakischen bevollmächtigten Organisationen (OZV) zu übertragen. Diese 
Organisationen sorgen dann dafür, dass die Verpflichtungen des Abfallgesetzes erfüllt wer- 
den. Falls sich ein Unternehmen entscheidet, den Verpflichtungen individuell nachzugehen, 
wird dazu eine Autorisierung des Umweltministeriums benötigt. 

 
Parallel dazu sind Hersteller, Händler und Inverkehrbringer der Einweggetränkeverpackun- 
gen verpflichtet, an dem Pfandsystem der Einweggetränkeverpackungen teilzunehmen. Für 
diese Zwecke sind sie verpflichtet mit dem Verwalter dieses Systems (gemeinnützliche Or- 
ganisation „Správca záloh“) einen Vertrag zu schließen. 

 
Insbesondere: Pflichten des Onlinehandels 
Für Onlinehändler gelten die gleichen Pflichten wie für alle Inverkehrbringer. 

Finanzierung/ Ent- 
sorgung 

Die Organisationen der Herstellerverantwortung werden von den einzelnen Mitgliedsun- 
ternehmen finanziert. Die Firmen können selbst entscheiden, bei welcher von den OZVs sie 
Mitglied werden möchten. Momentan gibt es in der Slowakei 10 autorisierte OZVs. Die 
Liste von autorisierten Organisationen der Herstellerverantwortung ist auf der Webseite 
des Ministeriums abrufbar (Link). 

 
Die Abfallentsorgung wird von den einzelnen Organisationen der Herstellerverantwortung 
im Rahmen der vom Umweltministerium erteilten Autorisierung erledigt. Die OZVs ge- 
währleisten die volle Erfüllung der Verpflichtungen des Abfallgesetzes für die verantwortli- 
chen Inverkehrbringer von Verpackungsabfällen. 

 
Das Pfandsystem der Einweggetränkeverpackungen ist grds. von den Herstellern finanziert. 
Die Finanzierung koordiniert der Verwalter des Systems. 

B2B/B2C Eine Differenzierung findet nicht statt. 

Kennzeichnung  

Sonstiges Informationen des Umweltministeriums bezüglich des Abfallgesetzes Nr. 79/2015: 
https://www.minzp.sk/odpady/ 

Die Slowakei ist Mitglied bei Pro Europe. 

Letzte Änderung zum 31.12.2022 

 
 
 

AHK Slowakei, Suché mjto 1, SK-811 03 Bratislava 
Telefon: +421 2 2085 0620, Fax: +421 2 2085 0632, E-Mail: info@ahk.sk, Homepage: https://slowakei.ahk.de 

http://www.minzp.sk/odpady/
mailto:info@ahk.sk
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SLOWENIEN 
 

Rechtliche Umset- 
zung 

Rechtliche Grundlage ist die Verordnung zur Entsorgung von Verpackungen und Verpa- 
ckungsabfällen (Uredbe o ravnanju z embalažo in odpadno embalažo, Uradni list RS, št. 
39/06 – uradno prečiščeno besedilo, 49/06 – ZMetD, 66/06 – odl. US, 33/07 – ZPNačrt, 
57/08 – ZFO-1A, 70/08, 108/09, 108/09 – ZPNačrt-A, 48/12, 57/12, 92/13, 56/15, 102/15 
in 30/16). Nach dieser sollen Unternehmen, die Verpackungen als erstes in den Verkehr 
bringen und keine Umweltsteuer zahlen, sich registrieren und entsprechend ihres Verpa- 
ckungsvolumens in ein System zur Sammlung und Verwertung einzahlen. 

 
In diesem Rahmen soll ein Verpackungsregister geschaffen werden, welches vom Ministe- 
rium für Umwelt, Klima und Energie (Ministrstvo za okolje, podnebje in energij) überwacht 
wird. Die Organisation der Sammlung und Verwertung von Verpackungen soll von einem 
solchen Register übernommen werden. 

 
Das Gesetz zur Entsorgung von Verpackungen und Verpackungsabfällen bezieht sich auf 
den Geltungsbereich Slowenien, sodass für den Export bestimmte Verpackungen nicht 
berücksichtigt werden müssen. 

Pflichten Herstel- 
ler, Handel, Im- 
porteure 

Das Gesetz soll für jedes Unternehmen gelten, das Verpackungen von über 15.000 kg pro 
Jahr in den Verkehr bringt. Dies schließt Unternehmen ein, die verpackte Ware importieren 
und in den Verkehr bringen. Betroffen sind demnach: Verpacker, Importeure, Hersteller und 
Käufer von Verpackungen. Unternehmen, die PVC-Verpackungen, Plastiktragetaschen und 
Grabkerzen in Verkehr bringen, unterliegen dem Gesetz, auch wenn sie den Grenzwert von 
15 Tonnen nicht überschreiten. 

 
Grundsätzlich besteht für obergenannte Unternehmen die Pflicht, sich spätestens 30 Tage 
nach Tätigkeitsbeginn im Verpackungsregister registrieren zu lassen und dort die 
Verpackungen zu dokumentieren, die durch sie in den Verkehr gebracht werden. Dabei 
müssen das Gewicht für jede Verpackungsart und die jeweils verwendeten 
Verpackungsmaterialien angegeben werden. 

 
Zusätzlich muss eine Vollständigkeitserklärung abgegeben werden, die 

• die Verpackungsmasse, 
• Umsetzungsart der Entsorgungspflicht der Verpackungsabfälle, Namen, Adresse 

sowie 
• Registernummer der zuständigen Gesellschaft für die Entsorgung der  
• Verpackungsabfälle für das letzte Kalenderjahr enthalten muss. 
• Art und Weise der Erfüllung der erweiterten Herstellerverantwortung 

 
Die Angaben müssen spätestens bis zum 31. März des Folgejahres abgegeben werden. 
Das slowenische Recht enthält keine spezifischen Angaben zum Onlinehandel. 
 

Finanzierung Der Hersteller muss dem Ministerium vierteljährlich in elektronischer Form Daten über die in 
Slowenien in Verkehr gebrachten Verpackungen melden. Die Berichte für Oktober bis 
Dezember des Vorjahres müssen bis zum 30. Januar, für Januar bis März bis zum 30. April, 
für April bis Juni bis zum 30. Juli und für Juli bis September bis zum 30. Oktober des 
laufenden Jahres eingereicht werden. 
Die an das Ministerium zu meldenden Daten umfassen: 

• Den Zeitraum (Quartal und Jahr) der Meldung 
• Firmenname, Sitz sowie Identifikations- und Steuernummer des Herstellers 
• Gewicht der in Verkehr gebrachten Verpackungen in Kilogramm (ohne 

Dezimalstellen), aufgeschlüsselt nach Verpackungsmaterialien und getrennt nach 
Serviceverpackungen, Verbundverpackungen und Verpackungen aus mehreren 
Materialien 

• Art der Erfüllung der Verpflichtungen (allein oder zusammen mit anderen 
Herstellern) 
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• Firmenname, Sitz sowie Identifikations- und Steuernummer des beauftragten 
Unternehmens für das Management von Verpackungsabfällen, falls die 
Verpflichtungen zusammen mit anderen Herstellern erfüllt werden 

 
Die Daten basieren auf den Aufzeichnungen über das Inverkehrbringen von Verpackungen in 
Slowenien. Hersteller, die Waren in Mehrwegverpackungen in Verkehr bringen, melden nur 
die im vorhergehenden Quartal erstmals in Verkehr gebrachten Mehrwegverpackungen. 
 
Grundsätzlich sind die erforderlichen Daten von der Seite des bevollmächtigten Vertreters 
zu übermitteln. 
Wenn ein Hersteller seine Verpflichtungen gemeinsam mit anderen erfüllt, übermittelt das 
beauftragte Unternehmen für das Management von Verpackungsabfällen die Daten zu den 
angegebenen Fristen. Das Ministerium stellt ein Musterformular für die Datenmeldung auf 
seiner Website bereit.  
Die Daten über Gewicht und Art der Verpackungen sind nicht öffentlich zugänglich. Zugang 
haben jedoch der betroffene Hersteller, dessen bevollmächtigter Vertreter, das beauftragte 
Unternehmen für das Management von Verpackungsabfällen sowie das Ministerium und der 
zuständige Inspektor. 
 

Entsorgung Die Entsorgung von Verpackungen soll von den ursprünglichen Abfallerzeugern finanziert 
werden. Sie bezahlen entweder an ein Sammel- und Verwertungssystem entsprechend      
ihrem Verpackungsvolumen ein Entgelt oder sie organisieren dies selbstständig. 
Innerhalb der Systeme sollen die Unternehmen ausschließlich für die Sammlung und Ver- 
wertung einer Verpackungsart zuständig sein. Die zuständigen Unternehmen sollen Non- 
Profit-Unternehmen sein. 
Wiederverwendung, energetische Verwertung, Recycling und andere Verwertungsmetho- 
den haben Vorrang vor der Beseitigung, sofern die auf dem Markt verfügbaren Technolo- 
gien dies gewährleisten. 
 

B2B/B2C Unternehmen sollen zur Beteiligung am System verpflichtet sein, unabhängig davon, wo der 
Verpackungsabfall anfällt. Lediglich Verpackungen, die für den Verpacker bestimmt sind, 
sind davon ausgenommen. 

Kennzeichnung Für die Kennzeichnung von Verpackungen aus den in der EU-Verordnung 97/129/EG ge- 
nannten Materialien ist das in der Verordnung statuierte Kennzeichnungssystem in Form der 
dort aufgeführten Nummerierungen und Abkürzungen zu verwenden. Erwerber von produ- 
zierten oder importierten Verpackungsmaterialien im Sinne der Verordnung dürfen dieses 
ebenfalls nur bei entsprechender verordnungskonformer Kennzeichnung verarbeiten und in 
den Verkehr bringen. Die Kennzeichnung muss auf der Verpackung selbst oder auf einem an 
der Verpackung befestigten Etikette angebracht und deutlich sichtbar sowie gut lesbar sein. 
Die Kennzeichnung muss auch nach dem Öffnen der Verpackung dauerhaft und beständig 
sein. 
 

Sonstiges Momentan ist eine Eintragung in das Verpackungsregister nur für solche Unternehmen 
möglich, welche die Verpackungen in Slowenien erstmals in den Verkehr bringen und 
gleichzeitig im slowenischen Handelsregister (AJPES) eingetragen sind. 

 
Letzte Änderung zum 30.06.2022 

 

 

 

 

 

 

 

AHK Slowenien, Poljanski nasip 6, 1000 Ljubljana 
Telefon: +386 1 252 88 60, Fax: +386 1 252 88 69, E-Mail: ahk@ahkslo.si, Homepage: https://slowenien.ahk.de 

mailto:ahk@ahkslo.si
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SPANIEN 
 

Rechtliche Umset- 
zung 

 Ley 7/2022 de Residuos y Suelos Contaminados para una economía circular vom 
08.07.2022 (Abfall- und Bodenschutzgesetz) 
 
Real Decreto 1055/2022 de Envases y Residuos de Envases vom 27.12.2022 

 (Königliches Dekret über Verpackungen und Verpackungsabfälle) 
 

Pflichten Herstel- 
ler, Handel, Im- 
porteure 

 
Die Verpflichtungen gelten für alle Verpackungen und Verpackungsabfälle, die in Spanien 
in Verkehr gebracht werden, unabhängig davon, ob sie in der Industrie, im Handel, in 
Büros, im Gewerbe, im Dienstleistungssektor, in Haushalten oder anderswo anfallen, und 
unabhängig von den verwendeten Materialien. 
 
Es gibt keine Bagatellgrenze. 
 
Registrierungs- und Informationspflicht 
 
Hersteller von verpackten Produkten im Sinne des Gesetzes (Art. 2.t) oder deren 
Bevollmächtigte sind verpflichtet, sich beim spanischen Umweltministerium (Ministerio 
para la Transición Ecológica y el Reto Demográfico, MITECO) elektronisch im 
Herstellerregister (Registro de productores de Producto) zu registrieren und jährlich über 
die in Verkehr gebrachten Verpackungen zu berichten. 
 
Ausländische Unternehmen müssen einen Bevollmächtigten benennen und benötigen 
spanische Steuernummern, um die digitale Signatur beantragen zu können. 
 
Verpackungslizenzierung 
 
• Haushaltsverpackungen: Unternehmen, die Haushaltsverpackungen in Spanien 
in Verkehr bringen, sind verpflichtet, sich dem spanischen Entsorgungssystem ECOEMBES 
anzuschließen. 
 
• Industrie- und Gewerbeverpackungen: im Rahmen der erweiterten 
Herstellerverantwortung wird die Lizenzierungspflicht ab 2025 auf gewerbliche und 
industrielle Verpackungen ausgeweitet. Entsprechende EPR-Systeme müssen bis Ende 
2024 eingerichtet sein. 

Entsorgung/ 
Finanzierung 

Vor der Veröffentlichung des Königlichen Dekrets Ende 2022 war Ecoembalajes España 
S.A. (ECOEMBES) der einzige Entsorgungsdienstleister für Haushaltsverpackungen. Mit 
dem Entstehen neuer Systeme sind hier jedoch Veränderungen zu erwarten. 
 
Die zu entrichtenden Lizenzgebühren sind festgelegt. Die genaue Berechnung der 
Lizenzgebühr richtet sich nach Gewicht und Material der Verpackung. Mit den 
Lizenzeinnahmen finanziert das System die Entsorgung und Verwertung der 
Verpackungen. 

https://www.miteco.gob.es/es/calidad-y-evaluacion-ambiental/temas/prevencion-y-gestion-residuos/flujos/envases/registro-productores-producto-seccion-envases.html
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B2B/B2C Es wird nicht zwischen B2B- und B2C-Verpackungen unterschieden.  
 
Hat das ausländische Unternehmen im B2B-Bereich keinen Bevollmächtigten benannt, 
sind die Pflichten entsprechend der Definition des Herstellers vom Importeur zu erfüllen. 
 
Im Online-Handel gilt der Geschäftsinhaber als Hersteller. Werden die verpackten Produkte 
über Online-Plattformen in Verkehr gebracht und hat der Hersteller keinen 
Bevollmächtigten benannt, haftet die Plattform subsidiär als Hersteller des Produktes 

Kennzeichnung Folgende Kennzeichnungen sind ab 2025 für Haushaltsverpackungen vorgeschrieben: 
 

• Container, in denen die Abfälle entsorgt werden sollen.  
 
Bei Verpackungen aus verschiedenen Materialien, die sich leicht trennen lassen, muss dies 
für jeden Bestandteil einzeln angegeben werden. 
 
Den Herstellern ist es überlassen, in welcher Form sie diese Informationen darstellen. Das 
von Ecoembes bereitgestellte Symbol "RECICLA" ist jedoch am weitesten verbreitet und 
daher für den Verbraucher am leichtesten erkennbar. 

 
Ausführliche Informationen zum RECICLA-Zeichen finden Sie hier in englischer  Sprache. 
 

• Mehrwegverpackungen 
Der Mehrwegstatus und das Symbol des Pfand- und Rücknahmesystems müssen auf der 
Verpackung klar und für den Verbraucher eindeutig erkennbar sein. 
 

• Kompostierbare Verpackungen 
Verpackungen, die bei der häuslichen oder industriellen Kompostierung kompostiert 
werden können, müssen mit dem Hinweis "no abandonar en el entorno“ bzw. "do not 
litter” gekennzeichnet sein. Zudem muss die Kennzeichnung darüber informieren, dass die 
Verpackung nach der europäischen Norm DIN EN 13432:2001 als "Verpackung" zertifiziert 
ist. 
 

• Einwegkunststoffverpackungen  
Kennzeichnung gemäß der Richtlinie 2020/2151 

 
 

Die Verwendung des Grünen Punktes ist freiwillig. Begriffe wie "umweltfreundlich" o.ä. 
sind verboten. 
 
Für Gewerbe- und Industrieverpackungen besteht keine Kennzeichnungspflicht. 
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Sonstiges Plastiksteuer: 
 
Bei der (Wieder-)Ausfuhr und der innergemeinschaftlichen Lieferung von 
Kunststoffverpackungen aus Spanien, für die die Steuer bereits entrichtet wurde, entsteht 
ein Erstattungsanspruch.  
 
Seit dem 01.01.2023 gilt in ganz Spanien (Festland und Kanaren/Balearen) das Gesetz 
7/2022, nach dem eine Steuer auf die Herstellung, den innergemeinschaftlichen Erwerb und 
die Einfuhr von Kunststoffverpackungen erhoben wird, die nicht bereits recycelt oder ohne 
erneute Verarbeitung nicht wiederverwendbar sind. Der Steuersatz beträgt 0,45 ¤/kg. 
 
Der Erwerb von weniger als 5 kg/Monat an Kunststoffverpackungen unterliegt nicht der 
Steuer, für eine Reihe von Verpackungen bestimmter Produkte (z.B. aus dem medizinischen 
Bereich) besteht eine Befreiung. 
 
Neben der Pflicht, die Steuer bei der Herstellung und beim innergemeinschaftlichen Erwerb 
periodisch anzumelden und zu entrichten, besteht bei der Herstellung und den 
innergemeinschaftlichen Erwerb eine gesonderte Buchführungspflicht. 
 
Bei der Einfuhr wird die Steuer bei der Zollabfertigung entrichtet. 
 
Spanische Unternehmen, die kunststoffverpackte Waren aus dem Ausland beziehen, sind auf 
detaillierte Angaben zu den Verpackungen ihrer Lieferanten angewiesen. Diese wiederum 
unterliegen naturgemäß nicht den Bestimmungen des Gesetzes und sind daher nicht zu 
Angaben verpflichtet, was die korrekte Deklaration der Kunststoffverpackungen erschwert. 
 
Für weitere Fragen zur spanischen Plastiksteuer wenden Sie sich bitte an unsere 
Rechtsabteilung: jur@ahk.es 
 
 
Letzte Änderung zum 30.06.2024 
 

 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Deutsche Handelskammer für Spanien, Avenida Pío XII, 26 – 28, E - 28016 Madrid 
Telefon: 0034 - 91 353 09-10, Fax: 0034 – 91 353 12 13, E-Mail: madrid@ahk.es, Homepage: https://www.ahk.es/ 

mailto:jur@ahk.es
mailto:madrid@ahk.es
http://www.ahk.es/
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TSCHECHIEN 
 

Rechtliche Umset- 
zung 

Für die Verpackungen und deren Entsorgung ist in Tschechien das tschechische 
Verpackungsgesetz Nr. 477/2001 Slg., (zákon č. 477/2001 Sb., o obalech a o změně 
některých zákonů (zákon o obalech)) maßgeblich - (englische Version hier). Dieses Gesetz 
bezieht sich auf unternehmerisch tätige juristische und natürliche Personen, die in 
Tschechien tätig sind. Die Person, die Verpackungen auf den tschechischen Markt bringt, 
ist dazu verpflichtet auch die Rücknahme der Verpackungen sicherzustellen. 
 
Das tschechische Verpackungsgesetz bezieht sich auf alle Verpackungen, die in 
Tschechien auf den Markt oder in Umlauf gebracht werden, außer der Transportcontainer, 
die beim Straßen-, Bahn- und Luftverkehr, oder bei Seefahrt und inländischen Schifffahrt 
laut internationalen Verträgen, verwendet werden. In Tschechien ist durch das 
Umweltministerium nur ein Unternehmen für die Lizenzierung der Verpackungen 
zugelassen – Firma EKO-KOM, a.s. –www.ekokom.cz. (einzige autorisierte 
Verpackungsgesellschaft in Tschechien). 
 
Weitere gesetzliche Bestimmungen im Zusammenhang mit Verpackungen sind: 
Regierungsvorschrift Nr. 111/2002 Slg., über die Pfandhöhe für ausgewählte Arten von 
Mehrwegverpackungen; Verordnung des Ministeriums für Industrie und Handel der 
Tschechischen Republik Nr. 116/2002 Slg., über die Methode der Kennzeichnung von 
Mehrwegverpackungen; Verordnung des Umweltministeriums der Tschechischen Republik 
Nr. 30/2021 Slg., über den Umfang und die Methode der Erfassung von Verpackungen und 
die Anmeldung von Angaben aus diesem Register. 
 

Pflichten Herstel- 
ler, Handel, Im- 
porteure 

Die Verantwortung betrifft Hersteller, Importeure, Händler, die in Tschechien in Umlauf 
Verpackungen bringen. Als Markteinführung versteht man den grenzüberschreitenden 
Transport der Verpackung/des verpackten Produktes aus einem anderen Land nach Tsche- 
chien oder den Import dieser. Ein Teil dieser Pflichten fällt auch auf die Lieferanten von 
Verpackungsmitteln. 
Ausgenommen sind Hersteller, die weniger als 300 kg Verpackungen jährlich in Verkehr 
bringen und deren Jahresumsatz 25 Mio. CZK (ca. 1 Mio. ¤) gelichzeitig nicht übersteigt (§ 
15a Abs. 1 CZ- VerpackG). 

 
Pflichten: 

• den Umfang von schweren Metallen und gefährlichen Stoffen in Verpackungen 
laut § 4 beschränken, Anforderungen, die auf das gepackte Produkt laut § 3 
gestellt werden, minimalisieren, 

• Sicherstellung der Rücknahme und Wiederverwertung, bzw. Wiederverwendung 
- laut § 10 und 12 des CZ-VerpackG, 

• Beteiligung an einem Dualen System und an der Lizenzierung der Verpackungen 
und Führung der Evidenz über die Verpackungsarten, -menge und 
Verpackungsabfälle - laut § 15 des CZ-VerpackG, 

• Registrierung beim tschechischen Umweltministerium im Rahmen der öffentlich 
zugänglichen Liste der Personen mit Rücknahmepflicht und Pflicht zur 
Abfallverwertung - laut § 14 des CZ-VerpackG, 

• jährliche Nachweise aus der Evidenzführung an das tschechische 
Umweltministerium - laut §4 der nationalen Verordnung Nr. 30/2021 Slg. 
zuschicken. 

 
Die Unternehmen haben drei verschiedene Möglichkeiten, dieser Verpflichtung laut §13 lit. 
a), b) und c) nachzukommen: 
 

• sie können die Rücknahme und Wiederverwertung eigenständig organisieren,  
• die Eigentumsrechte an der Verpackung und die damit verbundenen 

Rücknahmepflichten an eine Drittperson zum erneuten Inverkehrbringen 
übertragen, wobei dies im Vertragsinhalt sein muss, 

• oder den Vertrag über die Gesamterfüllung der Pflichten (Smlouva o sdruženém 
plnění) nur mit einer autorisierten Verpackungsgesellschaft (§ 16) gegenüber 

 

https://www.ekokom.cz/wp-content/uploads/2023/07/Packaging-Act-477-2001-Coll._valid-from-20.4.2023_v2.pdf
https://www.zakonyprolidi.cz/cs/2021-30
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 allen Verpackungen abschließen, die die Person auf den Markt oder in Umlauf bringt; 
dass gilt nicht, falls es sich um die Pfandverpackungen handelt, für diese kann man der 
Pflichten auch auf eine Weise laut § 13 Abs. 1 a) nachkommen, oder durch die 
Vertragsabschließung über die Gesamterfüllung der Pflichten mit einer autorisierten 
Verpackungsgesellschaft, die die Gesamterfüllung ausschließlich für 
Mehrwegpfandverpackungen sichert.  
 
Falls die Person, die die Verpackungen auf den Markt oder in Umlauf bringt, nicht in der 
Tschechischen Republik ansässig ist, dann ist sie zum Zweck der Erfüllung der Pflichten, 
die durch dieses Gesetz festgelegt sind, laut § 13a berechtigt, einen beauftragten 
Vertreter aufgrund eines schriftlichen Vertrages zu bestimmen. 
  
Insbesondere: Pflichten des Onlinehandels 

 Die Registrierungs- und Lizenzierungspflichten gelten auch für alle Online-Händler.  
 Auch Versandkartons unterliegen der Verwertungspflicht laut § 12 des CZ-VerpackG. 
 Die Verwertungsquoten sind im tschechischen Verpackungsgesetz geregelt. 
 

Entsorgung/ Finan- 
zierung 

Für die Einschreibung in die Erst Inverkehrbringer-Liste beim tschechischen 
Umweltministerium (§ 14) zahlt man eine Registergebühr in der Höhe von 800,- CZK und für 
die Evidenz in der Liste in folgenden Kalenderjahren zahlt man eine Evidenzgebühr in der 
gleichen Höhe immer jeweils für das abgelaufene Kalenderjahr.  
 
Falls die Person, die die Verpackungen auf den Markt oder in den Umlauf bringt, einen Vertrag 
mit der autorisierten Verpackungsgesellschaft 
abgeschlossen hat, geht die Pflicht der Einschreibung in die Registerliste und Evidenzführung 
beim Umweltministerium, sowie die entsprechende jährliche Nachweisemeldungen auf die 
autorisierte Verpackungsgesellschaft über. 
 
Alle Verpackungen müssen bei der EKO-KOM, a.s. gemeldet werden - es ist die einzige 
Gesellschaft des dualen Systems in Tschechien.  
Sie bezahlen Lizenzgebühren an die Gesellschaft des dualen Systems in Tschechien und mit 
diesen Einnahmen finanziert die Firma EKO-KOM, a.s. die Entsorgung und das Recycling der 
Verpackungen. Die Gebühren sind von den Abfallmengen -und sorten abhängig. 
 
Die autorisierte Verpackungsgesellschaft EKO-KOM hat im Rahmen der Verwendung von 
Transport- und Gruppenverpackungen aus dem Handelsnetz von ihren Klienten 
abgeschlossene Verträge mit Einfahrunternehmen, die den Verpackungsabfall weiter 
behandeln. Aufgrund dieser Verträge sichern die Einfahrunternehmen für die autorisierte 
Verpackungsgesellschaft die Maßnahmen, dass der eingefahrene Abfall vom Handelsnetz oder 
von den Unternehmen nicht auf eine Abfalldeponie gelagert wird, aber nach der 
Nachsortierung zum Recycling übergeben wird.  
 
Die Gemeinden und Städte in Tschechien sind die Hauptpartner der autorisierten 
Verpackungsgesellschaft EKO-KOM bei der Sicherstellung der Rücknahme und 
Wiederverwertung der Abfälle von Verpackungen. Im Rahmen ihrer Tätigkeiten betreiben sie 
im Sinne des Verpackungsgesetzes Systeme der Behandlung des Restmülls. Sie erheben darauf 
Abfallgebühren.  
 
Eine der Pflichten der Gemeinden als Abfallverursacher ist die Abfälle getrennt zu sammeln, 
sowie auch das getrennte Sammeln von verwertbaren Bestandteilen des Restmülles sichern. 
Die aussortierten verwendbaren Bestandteile des Restmülles beinhalten auch die 
verwendeten Verpackungen und bei einigen Posten überwiegen die Verpackungen (z.B. Papier, 
Kunststoffe, Glas, Getränkekartons). Netzwerk der Sammelstellen des Systems EKO-KOM ist 
zurzeit durch mehr als 558 000 farbige Container für die Abfalltrennung gebildet. Es ist durch 
die Kraftsacksammlung und durch weitere Sammlungsweisen, wie z.B. Sammelhöfe, 
Sammelstellen und Rücknahmegeschäfte ergänzt.  
 
Schachteln und Füllungen aus den online Einkäufen von den E-shops - diesen ,,Abfall" 
verwenden wieder E-shops, denen wiederum Verpackungsmaterial fehlt. Es ist deshalb eine 
Datenbank von Geschäften entstanden, die die Schachteln gerne begrüßen – Verein Trash 
Hero Czech republic ergänzt die Abnahmestellen in die Applikation www.KAMsNIM.cz. Die 
Karte beinhaltet schon fast 150 Geschäfte und weitere kommen schnell dazu. Die Applikation 
dient als Suchmaschine dafür, wohin man den aussortierten Haushaltabfall bringen soll, 
wohin man die verfallenen Medikamente, Reifen, ausgediente elektrische Geräte, Batterien, 
Leuchtmittel, Massenabfall etc. einreichen soll. Insgesamt beinhaltet die Karte schon über 
100 000 solche Stellen. 
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B2B/B2C B2B - Falls die Ware einer unternehmerisch tätigen Person geliefert wird, und die Person, die 
die Verpackung auf den Markt bringt, nicht nachweisen kann, dass die Verpackungen nicht 
zum Abfall werden, dann entsteht die Pflicht der Verpackungsrücknahme nicht und der 
Abnehmer kann nicht  
Falls die Ware einer unternehmerisch tätigen Person geliefert wird, und die Person, die die 
Verpackung auf den Markt bringt, nicht nachweisen kann, dass die Verpackungen nicht zum 
Abfall werden, dann entsteht die Pflicht der Verpackungsrücknahme nicht und der Abnehmer 
kann nicht gesetzmäßig die Rücknahme der Verpackungen in Anspruch nehmen. Im Gegenteil 
hat der Abnehmer die Pflicht, laut Abfallgesetz, den entstandenen Abfall (Gruppen- und 
Transportverpackungen) ausschließlich der Person übergeben, die für die Behandlung des 
Abfalles berechtigt ist.   
Bei den wiederholt verwendeten Verpackungen muss sich die Person, die sie auf den Markt 
bringt, nach dem § 7 des CZ-VerpackG richten. 
 
B2C - Es geht um s.g. Verkaufs-, Gruppen- und Transportverpackungen: Kunststoff, Glas, 
Papier, Pappe, Getränkekartons, kombinierte Materialien, Kleinmetallabfälle.  Zu 
Verpackungen gehören auch sonstige Verpackungsmaterialien, wie z.B. Etiketten, Mascara-
Bürste, Einwegwürzmühle, Detergenziendosierer, usw. – laut Anlage Nr. 1 des CZ-VerpackG. 
 
Die Rücknahmepflicht von Verpackungen hat nur der, wer die verpackte Ware dem 
Verbraucher liefert. In diesem Fall ist der Verbraucher eine natürliche Person und Person, die 
nicht unternehmerisch tätig ist. Diese Pflicht zusammen mit der Sicherung von 
Verpackungsabfallverwertung erfüllt die EKO KOM, a.s. für alle Gesellschaften, mit denen sie 
den Vertrag (Smlouva o sdruženém plnění) über die Rücknahme und Wiederverwertung von 
Verpackungen, abgeschlossen hat. Die Person, die verantwortlich für die Rücknahme der 
Verpackungen ist, sichert diese Rücknahme ohne Anspruch auf Entgelt. Dabei ist sie 
verpflichtet auf ausreichende Anzahl von Sammelstellen und auf deren Zugänglichkeit zu 
achten. 
 
Das Verpackungsgesetz legt auch die prozentuellen Mengen der Verpackungsabfälle fest, die 
rezykliert oder verwertet werden müssen, und weiter beschränkt auch die Grundregeln für die 
Behandlung von Mehrwegverpackungen. Eine Person, die auf den Markt oder in den Umlauf 
Produkte einführt, deren Verpackungen für den Mehrweg bestimmt sind, ist verpflichtet die 
Wiederverwendung oder Verwertung der Abfälle von diesen Verpackungen zu sichern. Hier 
z.B. erlegt das Verpackungsgesetz den Verkäufern mit der Geschäftsverkaufsfläche größer als 
200 qm die Pflicht, die Getränke in Mehrweg- und Pfandverpackungen anbieten, falls sie 
schon dieselben Getränke in Einwegverpackungen verkaufen. 
 

Kennzeichnung Das tschechische Verpackungsgesetz schreibt nicht die Pflicht der Kennzeichnung von 
Verpackungen vor, die auf den Markt oder in den Umlauf gebracht werden. Falls aber die 
Entscheidung besteht, auf der Verpackung das Material kennzeichnen, woraus die Verpackung 
hergestellt wurde, dann besteht laut der Bestimmung des § 6 des CZ-VerpackG die Pflicht, die 
Verpackung im Einklang mit dem EG-Recht – Anlagen Nr. I bis VII des 
Kommissionsbeschlusses 97/129/EG vom 28. Januar 1997 zu kennzeichnen, womit das 
Identifikationssystem für Verpackungsmaterialen laut der Richtlinie des EU-Parlaments und 
Rates 94/62/EG über Verpackungen und Verpackungsabfällen, eingeführt wird. Mehr Infos 
unter: https://www.ekokom.cz/wp-content/uploads/2022/03/Packaging-marking-22-01.pdf 
 
Bei den wiederholt verwendeten Pfandverpackungen richtet sich die Kennzeichnung von 
Verpackungen nach dem § 9 Abs. 3. des CZ-VerpackG. Durchführungsvorschrift ist in diesem 
Fall die Verordnung des tschechischen Ministeriums für Industrie - Verordnung Nr. 116/2002 
Slg., die in diesem Zusammenhang auf die technische Norm ČSN 77 0053 verweist. 
 

Sonstiges Detaillierte Informationen sind auf der Webseite der tschechischen autorisierten 
Verpackungsgesellschaft EKO-KOM zu finden: http://www.ekokom.cz/en und in ihren 
Informationsmaterialen https://www.ekokom.cz/en/clients/downloads. 
 
Weitere Informationen zur Rücknahme und Wiederverwertung finden Sie hier: 
https://www.mzp.cz/en/used_product_collection. 
 
Letzte Änderung zum 30.06.2024 

 
 

 

Deutsch-Tschechische Industrie- und Handelskammer, Česko-německá obchodní a průmyslová komora, Václavské náměstí 40, CZ-110 00 Praha 1 
Telefon: +420 224 221 200, Fax: +420 224 222 200, E-Mail: info@dtihk.cz, Homepage: https://tschechien.ahk.de/
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https://www.mzp.cz/C125750E003B698B/en/packaging_legislation/$FILE/OODP-Decree_No_116_2002-20080820.pdf
http://www.ekokom.cz/en
https://www.ekokom.cz/en/clients/downloads
https://www.mzp.cz/en/used_product_collection
mailto:info@dtihk.cz
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TÜRKEI 
 

Rechtliche Um- 
setzung 

Gesetzliche Grundlage ist das „Ambalaj Atıklarının Kontrolü Yönetmeliği“, die „Verordnung über 
die Verpackung und Verpackungsreste“. Sie bezweckt, die Herstellung von Verpackungen unter 
umweltfreundlichen Kriterien zu regeln sowie die Vermeidung und Wiederverwertung zu fördern. 
Das primäre Ziel ist die materielle Wiederverwertung von Verpackungsabfällen. Falls dies aus wirt- 
schaftlichen und/oder technischen Gründen nicht möglich sein sollte, kommen andere Recycling- 
verfahren zum Einsatz. Als letzte Option werden Abfälle als Energiequellen wiederverwertet. Nicht 
verwertbare Verpackungsabfälle werden gemäß den gesetzlichen Bestimmungen entsorgt. 

Pflichten Her- 
steller, Handel, 
Importeure 

Die Pflichten und die Verantwortung über die Verpackungen und Verpackungsreste in der Türkei 
sind aufgeteilt zwischen Hersteller, Umweltagentur, Lieferanten und Verkaufende im Handel. 

 
Hersteller: 
Hersteller sind verpflichtet, seit 2020 in der Produktion folgenden Anteil von recycelten Materia- 
len einzuhalten: 

• Plastik 8 % 
• Papier/Pappe 35 % 
• Glas 20 % 
• Metalle 20 % 

Ziele der Türkei bundesweit ab 2021 
 
 
 
 
 
 
 

 
Ziele der Türkei von recycelten Materialienarten ab 2021 

 
 
 
 
 
 
 

Umweltagentur: 
• Die Umweltagentur ist verpflichtet im Auftrag und Absprache mit dem Ministerium das 

Pfandrückgabesystem einzuführen und zu leiten 
• Aufgaben außerhalb der veröffentlichen Verordnung werden vom Ministerium festgelegt und 

auf der Website der Umweltagentur bekannt gegeben 

Lieferant: 
• Registrierung bei der Umweltagentur der Türkei 
• Anmeldung im Verpackungsinformationssystem 
• ist verpflichtet, Verpackungen zu bevorzugen, die am einfachsten zu recyceln sind 
• ist verpflichtet, gekennzeichnete Produkte zu bevorzugen, und wenn diese nicht vorhanden 

sind, selbst die verpflichtenden Kennzeichen zu ergänzen 
• Verpackungen, die zum Pfandrückgabesystem gehören, müssen vor dem Verkauf von der 

Agentur bestätigt werden 
• übernimmt die Kosten für das Pfandrückgabesystem im Namen der Umweltagentur 

Verkaufende im Handel: 
• Anmeldung im Verpackungsinformationssystem ist verpflichtend 
• Sie sind verpflichtet, eine Meldung über das Verpackungsinformationssystem, hinsichtlich der 

von ihnen hergestellten, in Verkehr gebrachten und gelieferten Verpackungen vorzunehmen 

Jahre Gesamtwieder- 
aufbereitungsquote 
(%) 

Gesamtwieder- 
verwertungsquote 
(%) 

2021 - 2025 jeweils für das Jahr 
(einschl. 2025) 
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55 

2026 - 2030 jeweils für das Jahr 
(einschl. 2030) 

 
- 

 
65 

2031 und die kommenden Jahre  
- 

 
70 

 

Jahre Jährliche Recyclingquote nach Materialart (%) 
(inkl. Wiederaufbereitung) 
Glas Plastik Metalle Papier/Pappe Holz 

bis 2026 70 55 60 75 25 
bis 2031 75 55 70 85 30 
für 2031 und 
danach 

75 55 70 85 30 

 

https://www.resmigazete.gov.tr/eskiler/2021/06/20210626-18.htm
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 • Unterstützung zu Verringerung des Einsatzes von Plastiktüten 
• Gebühren für Plastiktüten 
• Verpackungen im Rahmen des Pfandrückgabesystems zu den in der Verordnung von der 

Agentur festgelegten Sätzen durchführen 

Onlinehandel: 
• Keine spezifische Regulierung 

Importeure: 
• Keine spezifischen Regularien für Importeure 

Finanzierung Die Gebühren für die Entsorgung erfolgen an Stadtverwaltungen und an das Ministerium für Um- 
welt, Urbanisierung und Klimawandel und werden jährlich auf der Webseite des Ministeriums be- 
kannt gegeben. Genauere Informationen über die Höhe der Gebühren können Sie folgendem Link 
entnehmen: https://www.resmigazete.gov.tr/eskiler/2021/12/20211231-7-1.pdf 
Für Unternehmen, die jährlich 3000 kg Verpackungen in Verkehr bringen, besteht eine Melde- 
pflicht. Diese müssen sich auf der Webseite (http://atikambalaj.cevre.gov.tr) des Ministeriums für 
Umwelt, Urbanisierung und Klimawandel registrieren und die Meldung jährlich im Februar in Be- 
zug auf das vergangene Jahr durchführen. 
Für Verpackungen, die als Pfandprodukte klassifiziert sind, werden Pfandgebühren vor dem Inver- 
kehrbringen dieser Verpackungen an die Umweltagentur der Türkei überwiesen. Der gesamte Pro- 
zess der Einnahme und der Rückgabe von Pfandgebühren wird von der Agentur verwaltet. Das 
Pfandsystem startete nicht wie geplant am 01. Januar 2023, sondern startet voraussichtlich am 
01.01.2024. 

Entsorgung Die Entsorgung und Sammlung gehört zum Pflichtenkreis der Gemeinden, Stadtverwaltungen und 
der Umweltagentur der Türkei. Diese schließen mit Rücknahme- und Entsorgungsunternehmen 
Verträge ab, sodass die Unternehmen die Verpackungen an Sammelstellen oder bei der Industrie 
einsammeln und zu Wertstoffhöfen transportieren. Dort werden die Verpackungen und Verpa- 
ckungsreste weiterverarbeitet. Sind die Verpackungen nicht wiederverwertbar, erfolgt die Abho- 
lung gegen Entgelt. Verpackungsabfälle werden ihrem Material entsprechend getrennt (Glas, Me- 
tall, Pappe, Kunststoff, Papier etc.). Die Trennung von Verpackungsabfällen für finanzielle Zwecke 
darf nur von Unternehmen durchgeführt werden, die vom Ministerium für Umwelt, Urbanisierung 
und Klimawandel autorisiert wurden. 

B2B/B2C Keine Differenzierung 

Kennzeichnung Die Kennzeichnung von Plastiktüten und allen anderen Verpackungen und deren Bestandteile ist 
verpflichtend. Die Kennzeichnungspflichten werden vom Ministerium für Umwelt, Urbanisierung 
und Klimawandel gesondert festgelegt und auf der Internetseite des Ministeriums 
(https://cygm.csb.gov.tr/duyurular) veröffentlicht. 
Mit Ausnahme der vom Ministerium erlassenen Sonderregelungen erfolgen weitere Kennzeichnun- 
gen auf freiwilliger Basis. Hierbei ist zu beachten, dass die Abkürzung für den Verpackungstyp und 
die Nummer des Materialtyps und das auf den Verpackungen zu verwendende Symbol beibehalten 
wird. Ist eine Kennzeichnung auf der Verpackung aus technischen Gründen nicht möglich, erfolgt 
die Kennzeichnung auf dem Etikett. 

Sonstiges Ursprünglich angesetzter Start für das Pfandrückgabesystem war der 01.01.2023. Dies wurde nun 
auf den 01.01.2024 verschoben. 

 
Das türkische Verpackungsgesetz ist neu und für Laien schwer verständlich. Für nähere Informatio- 
nen wird empfohlen, sich an einen Experten zu wenden. 

 
Die Verordnung finden Sie hier. 
Die Türkei ist Mitglied bei Pro Europe. 

 
Letzte Änderung zum 30.06.2024 

 
 
 

 
Deutsch-Türkische Industrie- und Handelskammer, Istanbloom Ofisleri, Kore Şehitleri Cad. No:16/1, 34394 Esentepe-Şişli/İstanbul 
Telefon: +90 (212) 363 05 00, Fax: +90 (212) 363 05 60, E-Mail: info@dtr-ihk.demailto:info@dtihk.cz, Homepage: www.dtr-ihk.de 

http://www.resmigazete.gov.tr/eskiler/2021/12/20211231-7-1.pdf
https://www.mevzuat.gov.tr/mevzuat?MevzuatNo=38745&MevzuatTur=7&MevzuatTertip=5
mailto:info@dtr-ihk.demailto:info@dtihk.cz
http://www.dtr-ihk.de/
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UNGARN 
 
 

Rechtliche Um- 
setzung 

Es gelten die Regierungsverordnung Nr. 2023/80 über die detaillierten Regelungen der 
erweiterten Herstellerverantwortung (EPR),  
Gesetz Nr. 2011/85 über die  
Produktabgabe für Umweltschutz, Gesetz Nr. 2012/185 über die Abfälle, die 
Regierungsverordnung Nr. 442/2012 über Verpackungen und die 
Abfallwirtschaftstätigkeit und die EM-Verordnung Nr. 8/2023 über Gebührenentrichtung 
der erweiterten Herstellerverantwortung.  
 
Laut Gesetz entsteht eine Pflicht zur Zahlung der EPR-Gebühr, wenn Verpackungen beim 
ersten Mal im Inland in den Verkehr gebracht, für eigene Zwecke verwendet oder in die 
Bestände aufgenommen werden. 

Pflichten Her- 
steller, Handel, 
Importeure 

Verantwortlich für die Zahlung der Produktgebühr ist der erste ungarische Inverkehrbringer. 
 

Pflichten des ersten Inverkehrbringers: 
• Vertragsschließung mit der Konzessionsgesellschaft 
• Registrierungspflicht innerhalb von 15 Tagen nach Beginn der Tätigkeit 
• Pflicht zur Registerführung 
• Erklärungspflicht 
• Gebührenzahlungspflicht 
• Pflicht zur Ermittlung, Erklärung und Entrichtung einer Vorauszahlung auf die 

Produktabgabe 
• Erklärungspflicht gegenüber der Steuerbehörde über die Produktgebühr für 

Umweltschutz 
 

Pflichten des Herstellers: 
• Informiert die Verbraucher auf allgemein verständliche Weise über die für die Ab- 

fallbewirtschaftung wesentlichen Eigenschaften, über die Wiederverwertbarkeit 
bzw. über die Möglichkeit der Entsorgung der Produkte und deren Verpackung 

• die von ihm hergestellten oder in den Handel gebrachten Produkte sowie zu ihrer 
Verpackung verwendete Verpackungsmaterialien vom Vertreiber bzw. Verbraucher 
zurücktauscht oder zurücknimmt bzw. 

• übernimmt deren Abfälle zur Entsorgung oder Wiederverwendung 
  

 
Pflichten des Händlers: 

• Der Händler soll die Verpackung der von ihm verkauften, gebrauchten Produkte, für 
die der Verbraucher ein Pfand oder eine Kaution gezahlt hat, vom Verbraucher zu- 
rücktauschen oder zurücknehmen und das Pfand oder die Kaution an den Verbrau- 
cher zurückzahlen 

 
Pflichten des Onlinehandels: 
Ausländische Online-Shops, die Waren als Online-Händler nach Ungarn verkaufen, sind 
verpflichtet, die EPR-Gebühr und die Produktgebühr für Umweltschutz in Ungarn zu bezahlen. 
Die Registrierungs- und Zahlungspflicht betrifft den ersten ungarischen Inverkehrbringer und 
entsteht, wenn ein außerhalb Ungarns ansässiger Online-Shop Waren, an Endverbraucher (d. h. 
an Privatpersonen) verkauft, wobei der Adressat in Ungarn ansässig ist.  
Die EPR-Pflicht erstreckt sich u. A. auf Einwegkunststoffprodukte und Verpackungen. 
Verpackungsmaterialien als Teil der Produktverpackung können also auch mit den Abgaben 
belegt werden. 
 



62 
 

 

Finanzierung Die EPR-Gebühr basiert auf dem Gewicht des abgabepflichtigen Produkts, ausgedrückt in 
Kilogramm und muss in der Deklaration mit zwei Dezimalstellen angegeben werden. Die Höhe 
der EPR-Gebühr wird jährlich per Ministerialverordnung festgelegt.  
 
Die Erklärung erfolgt vierteljährlich. Der Verpflichtete muss elektronisch bis zum 20. des 
Monats, der auf das betreffende Quartal folgt, eine vierteljährliche Meldung an die 
Abfallbehörde und an die Steuerbehörde NAV abgeben. Die beiden Gebühren können 
gegeneinander aufgerechnet werden. 

Entsorgung Die Entsorgung erfolgt durch staatlich zugelassene Entsorgungsunternehmen, die über eine 
Lizenz verfügen.  
Vom Abfallbesitzer werden die Abfälle zur Durchführung des Verwertungsverfahrens bzw. zur 
Erleichterung oder Verbesserung des Recyclings oder anderer Verwertungsverfahren auf dem 
Standort getrennt gesammelt.  
 
Der Abfallbesitzer stellt Behälter für Plastik und Metall, Papier und Glas auf. 

B2B/B2C Erfasst werden Verpackungsmaterialien aus Kunststoff, Metall, Papier, Holz, Stoffe auf natür- 
licher Basis sonstiger Materialien, Glas, gemischt beschichtete Getränkekartons, gemischte 
Verpackungen und Kunststofftragetaschen. 
Es gilt das Prinzip ‘der Verursacher zahlt’: der Abfallerzeuger, der Abfallbesitzer oder der Her- 
steller der zu Abfall gewordenen Produkte ist für die Abfallbehandlung sowie für die Zahlung 
der Kosten der Abfallbewirtschaftung verantwortlich. 

Kennzeichnung Der Hersteller kann eine Kennzeichnung verwenden, es ist aber keine Pflicht. Falls er eine 
Kennzeichnung verwendet, so darf er nur das im Gesetz festgelegte Kennzeichnungssystem 
und die Kennzeichnungsmethoden des Gesetzes verwenden. 

Sonstiges Es gilt Bevollmächtigungspflicht. Für die Erfüllung der Melde-, Erklärungs- und 
Zahlungspflichten soll der ausländische Verpflichtete über eine ungarische Steuernummer 
verfügen.  
 

 

Letzte Änderung zum 30.06.2024 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Deutsch-Ungarische Industrie- und Handelskammer, 1024 Budapest, Lövőház utca 30 
Telefon: +36 1 345 7600, E-Mail: i nfo@ahkungarn.hu, Homepage: https://www.ahkungarn.hu/ 

mailto:nfo@ahkungarn.hu
http://www.ahkungarn.hu/


63 
 

VEREINIGTES KÖNIGREICH 
 

Rechtliche Umset- 
zung 

Im VK gelten die Producer Responsibility Obligations (Packaging Waste) Regulations seit 
1997. Dieses Gesetz fordert von Unternehmen, die Verpackungen herstellen, verwenden 
oder verpackte Produkte verkaufen, sich an Rücknahme und Recycling der von ihnen auf 
den Markt gebrachten Verpackungen finanziell zu beteiligen. 
Verpflichtete Unternehmen müssen sich bei der jeweiligen Umweltbehörde, die für ihre Re- 
gion (England, Wales, Nordirland, Schottland) zuständig ist, fristgerecht registrieren. 
Das Gesetz gilt nur für das VK. Verpackungen, die exportiert werden, sind nicht betroffen. 

Pflichten Herstel- 
ler, Handel, Im- 
porteure 

Im VK sind nur Unternehmen zur Lizenzierung von Verpackungen verpflichtet, die die fol- 
genden Voraussetzungen erfüllen: 

1. Das Unternehmen muss bei Companies House, dem britischen Handelsregister,  
registriert sein. Abhängig von seinen Handelsaktivitäten kann das Unternehmen 
auch verpflichtet sein, wenn es im VK eine Adresse hat (einschl. einer  
Postfachadresse). 

2. Das Unternehmen muss jährlich für mehr als 50 Tonnen Verpackungen insgesamt 
im VK verantwortlich sein. 

3. Das Unternehmen muss einen Jahresumsatz von mehr als £2 Mio. erwirtschaften. 
Deutsche Unternehmen sind in der Regel damit nicht verpflichtet. 

 
Verpflichtete Unternehmen müssen: 

• bis 7. April sich selbst bei der National Packaging Waste Database (NPWD) regist- 
rieren oder einem Recyclingsystem beitreten, um bei der Umweltbehörde regis- 
triert zu sein 

• Nachweise für ihre Konformität einreichen bzw. das Recyclingsystem übernimmt 
das 

• bis 31. Januar des Folgejahres ein Konformitätszertifikat einreichen bzw. das Re- 
cyclingsystem übernimmt das 

 
Verpackungen sind „jedwedes Material, das Waren beinhaltet, schützt und zum Handha- 
ben, Liefern und Präsentieren von Waren dient.“ Darunter fallen Verpackungen für Rohma- 
terialien bis zu Fertigerzeugnissen (Paletten, Kartons, Klebeband, Papprollen und Aufhä- 
nger, die als Teil der Kleidung verkauft werden). 
Unterschieden wird nach Glas, Aluminium, Stahl, Pappe/Papier, Plastik, Holz. Weiter erfolgt 
eine Differenzierung zwischen Primär- (Produktverpackung), Sekundär- (Verpackungen für 
Multipacks, Displays usw.) und Tertiärverpackungen (Kartons und Paletten für den Trans- 
port usw.). 
Unternehmen sind dann verantwortlich, wenn sie die Verpackungen „handhaben“: 
Dies bedeutet 

• dass sie eine oder mehrere der Aktivitäten aus der Aktivitätenliste (s. u.) entweder 
selbst ausführen oder jemand sie im Auftrag ausführt 

• dass ihnen das Material, an dem Aktivitäten ausgeführt werden, gehört 
• dass sie Verpackungen/Verpackungsmaterialien an irgendeiner Stelle in der Kette 

zur Verfügung stellen oder der Endbenutzer der Verpackungen sind 
 

Unternehmen sind nicht verantwortlich für Verpackungen/Verpackungsmaterialien, die sie 
intern verwenden, exportieren oder zum Export weiterverkaufen. 

 
Aktivitätenliste: 

• Herstellung von Rohmaterialien für die Verpackungsherstellung 
• Konvertierung von Rohmaterialien zu Verpackungen 
• Füllen/Verpacken von Waren in Verpackungen/Verpackungen um Waren 
• Verkaufen von Waren an den Endbenutzer 
• Import von verpackten Waren/Verpackungsmaterialien von außerhalb des VK 

(einschließlich Rohmaterialien für Verpackungsherstellung) 
• Dienstleister, der Verpackungen zur Verfügung stellt (Miete/Leasing) 

https://www.legislation.gov.uk/uksi/2007/871/contents/made
http://npwd.environment-agency.gov.uk/
http://npwd.environment-agency.gov.uk/PackagingPublicRegisterLinks.aspx?ReturnUrl=%2Fdefault.aspx
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 Zur Registrierung haben Unternehmen Informationen über ihre Tätigkeit, Verpackungen 
und Aktivitäten bei der NPWD anzugeben. Die Datenbank berechnet die Rücknahme- und 
Recyclingverpflichtungen. 
Stellt der Verkauf verpackter Waren die Hauptaktivität dar, besteht die Verpflichtung, Kun- 
den über die Labels auf ihren Verpackungen und ihre Recyclingaktivitäten zu informieren, 
ebenso wie eine Mitteilung an die NPWD zu leisten. 

 
Um ihre Verpflichtungen zu erfüllen, müssen Firmen sogenannte PRNs (Packaging Recovery 
Notes) im von der NPWD berechneten Gegenwert kaufen und bei der Umweltbehörde als 
Beweis ihrer Konformität einreichen. PRN-Zertifikate werden von akkreditierten Wieder- 
aufbereiten und Exporteuren pro Tonne recyceltem oder exportiertem Material ausgestellt 
und an verpflichtete Firmen und Recyclingsysteme weiterverkauft. Durch die Zertifikate er- 
folgt der Nachweis, dass ein Unternehmen die Verpflichtungen zur Finanzierung der Rück- 
nahme und des Recyclings wahrnimmt, da eine äquivalente Menge ihrer Verpackungen re- 
cycelt oder exportiert wurde. Die NPWD stellt dann ein Konformitätszertifikat aus, welches 
von dem Unternehmen unterschrieben und eingereicht werden muss. 

Entsorgung/ 
Finanzierung 

Unter der erweiterten Herstellerverantwortung (EPR) im Vereinigten Königreich wird die 
Abfallentsorgung durch ein herstellerfinanziertes System verwaltet, das die Sammlung, das 
Recycling und die ordnungsgemäße Entsorgung von Produkten am Ende ihrer Lebensdauer 
sicherstellt. Dieser Ansatz verlagert die finanzielle Belastung der Abfallbewirtschaftung von 
den lokalen Behörden und Steuerzahlern auf die Hersteller, was nachhaltigere Produktions- 
und Konsumpraktiken fördert. 
erweiterten Herstellerverantwortung (EPR) im Vereinigten Königreich 
 
Wie oben erwähnt, werden nur im Vereinigten Königreich ansässige Unternehmen bzw. 
Hersteller, die die Schwellenwerte überschreiten für die Entsorgung zahlen müssen.  
 
Mehr Informationen zur erweiterten Herstellerverantwortung (EPR) finden Sie auf folgender 
Seite: https://www.gov.uk/guidance/extended-producer-responsibility-for-packaging-who-
is-affected-and-what-to-do 

B2B/B2C Es findet keine Differenzierung statt. 

Kennzeichnung Beim Verkauf eines Produkts im Vereinigten Königreich müssen auf der Verpackung je nach 
Produktgruppe gewisse Informationen angezeigt werden, um verschiedenen Vorschriften 
nachzukommen und sicherzustellen, dass Verbraucher die notwendigsten Details zu einem 
Produkt erhalten.  
Die erforderlichen Informationen müssen folgende Aspekte detaillieren: 
 

1. Produktname: Der Name des Produkts muss klar angegeben sein. 
 

2. Produktbeschreibung: Eine Beschreibung, die das Produkt genau darstellt, 
einschließlich seiner Verwendung oder Zweckbestimmung. 

 
 

3. Inhaltsstoffe oder Komponenten: Bei Lebensmitteln, Kosmetika und anderen 
Verbrauchsartikeln muss eine Liste der Inhaltsstoffe in absteigender Reihenfolge des 
Gewichts angegeben werden. 
 

4. Nettoinhalt: Das Gewicht, Volumen oder die Menge des Produkts. 
 

 
5. Hersteller- oder Importeurdetails: Der Name und die Adresse des Herstellers, 

Verpackers oder Importeurs. 
 

6. 6. Herkunftsland: Wo das Produkt hergestellt oder produziert wurde. 
 

 
7. Gebrauchsanweisung: Alle notwendigen Anweisungen für die sichere und effektive 

Verwendung des Produkts. 

https://www.gov.uk/guidance/extended-producer-responsibility-for-packaging-who-is-affected-and-what-to-do
https://www.gov.uk/guidance/extended-producer-responsibility-for-packaging-who-is-affected-and-what-to-do
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8. Warnhinweise und Vorsichtsmaßnahmen: Alle relevanten Sicherheitshinweise oder 
Vorsichtsmaßnahmen bei der Verwendung des Produkts. 
 

9. Lagerungsanweisungen: Informationen zur richtigen Lagerung des Produkts. 
 

10. Verfallsdatum: Bei verderblichen Waren das Mindesthaltbarkeits- oder 
Verbrauchsdatum. 
 

11. Chargennummer: Ein Code zur Identifizierung der Produktionscharge, der für die 
Rückverfolgbarkeit wichtig ist. 

 
12. Recycling- und Entsorgungsinformationen: Symbole oder Anweisungen, wie die 

Verpackung recycelt oder entsorgt werden kann. 
 

13. Strichcode: Ein Universal Product Code (UPC) oder European Article Number (EAN) 
für das Scannen im Einzelhandel. 

 
14. Nährwertinformationen: Bei Lebensmitteln eine Nährwerttabelle mit Angaben zu 

Energie, Fett, Kohlenhydraten, Eiweiß und anderen Nährstoffen. 
 

15. Allergeninformationen: Hervorhebung potenzieller Allergene, die im Produkt 
enthalten sind. 

 
16. Kontaktinformationen: Details des Kundendienstes oder einer Kontaktstelle für 

Verbraucherfragen. 
 
Die Kennzeichnungen können sich unter verschiedenen Produktgruppen verscheiden und 
deshalb gilt es sich ausführlich über die Kennzeichnung einer bestimmten Produktgruppe zu 
informieren. 
 
Mehr Informationen zur Gesetzgebung finden Sie auf folgender 
Seite: https://www.gov.uk/product-labelling-the-law 
 

 
Sonstiges Überblick Verpackungsbestimmungen finden Sie hier. 

Kunststoffverpackungssteuer: 
Zum 1. April 2022 wurde eine Kunststoffverpackungssteuer (Plastic Packaging Tax) einge- 
führt. Weitere Informationen dazu finden Sie hier. Weitere Details finden Sie auf den Sei- 
ten der britischen Regierung. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

German-British Chamber of Industry n Commerce, Mecklenburg House, 16 Buckingham Gate, London SW1E 6LB 
Telefon: +44 (0) 20 7976 4100, Fax: +44 (0) 20 7976 4101, E-Mail: mail@ahk-london.co.uk, Homepage: https://grossbritannien.ahk.de/ 

https://www.gov.uk/product-labelling-the-law
https://www.gov.uk/guidance/packaging-producer-responsibilities
https://www.gov.uk/government/collections/plastic-packaging-tax
https://www.gov.uk/government/collections/plastic-packaging-tax
https://www.gov.uk/government/collections/plastic-packaging-tax
mailto:mail@ahk-london.co.uk
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